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Editorial 

Treffsicher den Sozialstaat ruinieren 

"Soziale Treffsicherheit"- ein Schlagwort unter vielen? 

Unter dem Titel "Erhöhung der Treffsicherheit des Sozialsy­
stems" wurde am 18. September dieses Jahres ein Exper­
t lnnenbericht, redigiert von Prof. Mazal, vorgelegt. Er beinhaltet 
eine Fülle von Reformvorschlägen für das Österreichische Sozial­
system. Dabei handelt es sich keinesfalls nur um auf Leistungs­
kürzungen ausgerichtete Vorschläge, sondern um eine mehr oder 
weniger- geordr)ete Auflistung von Mängeln und mögl ichen Lö­
sungsvorschlägen. 

So ehrenwert und wichtig dieser Bericht ist (auch wenn eine 
Anzahl der Vorschläge nicht ganz neu ist und schon mehrfach von 
vielen Seiten, so unter anderem auch häufig von Expert innen der 
Arbeiterkammern, vorgebracht wurde), so sehr wurde er im Grun­
de von der Regierung ignoriert. Ein Tei l  der Maßnahmen des 
Ministerratbeschlusses vom 1 9. September 2000 findet sich auch 
im sogenannten "Mazai-Bericht", die Studiengebühren, die immer­
hin ein Viertel des Maßnahmenvolumens ausmachen ,  sind darin 
aber nicht enthalten. 

Wesentlich wichtiger bei der wissenschaftl ichen Beurtei lung 
des Berichts ist aber die Tatsache, daß zwar fast auf jeder Seite 
der Begriff der Treffsicherheit strapaziert wird, nirgends aber eine 
Definition dieser Treffsicherheit gegeben wird. Und dies ist symp­
tomatisch für die derzeitigen Diskussionen. Selten hat eine Regie­
rung so sehr eine Politik der Schlagworte betrieben - Studienge­
bühren heißen plötzlich Studienbeiträge und sollen dadurch leich­
ter verkaufbar sein ,  Treffsicherheit und Gerechtigkeit werden syn­
onym verwendet und dienen als Verschleierung des Sozial­
abbaus . . .  

Der Begriff der "Sozialen Treffsicherheit" scheint überhaupt ein 
österreichisches Spezifikum zu sein .  Sucht man beispielsweise 
im Internet danach, so finden sich zu neunzig Prozent nur Öster­
reichische Beiträge zu dem Thema. Und auch in der sozialpoliti­
schen Fachliteratur ist dies kein gängiger Begriff. 

Was könnte denn nun diese Treffsicherheit bedeuten? Mazal 
hat anscheinend eine bestimmte Vorstel lung des Begriffes, sagt 
er doch in seinen abschließenden Bemerkungen: "Es ist aus ver­
schiedenen Gründen [ . . .  ] denkunmöglich, ein komplexes Sozial­
system vollkommen treffsicher zu gestalten.  So gesehen wird je­
des Maßnahmenpaket auch Anlass zu Kritik [ . . .  ] geben, weil es 
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eine Erhöhung der Treffsicherheit nicht flächendeckend bewirken 
kann." 

Wir wollen hier Mazal abermals widersprechen: Es ist keines­
wegs "denkunmöglich", ein Sozialsystem treffsicher zu gestalten. 
Dies n icht nur wegen der Freiheit der Gedanken, sondern einfach, 
wei l  in der Theorie Idealtypen von Sozialsystemen möglich sind. 
Zustimmen würden wir der Auffassung, daß ein Sozialstaat in der 
Praxis niemals völlig treffsicher sein kann.  

Wie kommen wir  zu dieser Ansicht? Nach unserer Auffassung 
ist Treffsicherheit kein Wert an sich , sondern ist abhängig vom 
zugrundeliegenden Sozialsystem.  Daher müssen Idealtypen von 
Sozialsystemen per definitionem treffsicher sein .  Es werden be­
stimmte Ansprüche an den Sozialstaat formuliert, und im Idealfall 
werden diese treffsicher erfüllt. So kann ein "liberales" Sozial­
system ebenso treffsicher sein wie ein Sozialstaat nach "sozial­
demokratischem" Muster (nach der Eintei lung von Esping-Ander­
sen). Die dafür jeweils notwendigen einzelnen Maßnahmen wer­
den aber sicher sehr unterschiedlich sein .  Sozialmaßnahmen 
können also in bezug auf ein Ziel durchaus treffsicher sein, in be­
zug auf ein anderes aber nicht. "Treffsicherheit" ohne Nennung 
des zu treffenden Ziels wird damit zur Worthülse. 

ln der Praxis haben wir es noch dazu immer mit M ischsystemen 
zu tun, die vielleicht dem einen oder anderen Idealtyp eher zuzu­
ordnen sind. Demokratien bringen es mit sich , daß unterschied­
liche und oft divergierende Ziele verfolgt werden. Damit gibt es wie­
derum per definitionem keine allgemeine Treffsicherheit mehr. 

Sozialleistungen müssen also einzeln betrachtet werden, ihre 
Motivation hinterfragt und untersucht werden, ob dieses spezifi­
sche Ziel erreicht wird und wie hoch dabei der Aufwand ist. Daß 
aber diese Einzelbetrachtung genau dazu führen kann,  daß die 
Treffsicherheit bei einer Sozialleistung die Treffsicherheit anderer 
sozialpolitischer Maßnahmen verringern kann ,  wurde bereits häu­
fig gezeigt. Meistzitiertes Beispiel hierfür ist die Divergenz zwi­
schen trauen- und familienpolitischen Zielen. 

Die scheinbar objektive Frage nach der Treffsicherheit ist somit 
ideologisch aufgeladen. Dies wollen wir auch kurz am Beispiel 
des Mazal-Berichts darlegen .  Zum einen wird nur sehr kurz auf 
das Problem der Treffsicherheit in der Sozialhi lfe verwiesen. Hier 
kann aber eines der eklatantesten Defizite des Österreichischen 
Sozialstaats geortet werden ,  da man ja postul ieren könnte, e in 
Sozialstaat, der Armut zuläßt, kann nicht treffsicher sein .  Zum an­
deren deuten die Formulierungen im Bereich des Arbeitsmarktes 
klar darauf h in ,  wes Geistes Kind der Verfasser ist: Beschäfti­
gungsverhältnisse werden, laut Mazal, "oftmals bloß zur Erlan­
gung oder zum Erhalt von Anwartschaften eingegangen", Perso­
nen, die Notstandshilfe beziehen, tun dies, wei l  sie durch "ge-
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schickte Gestaltung eine Anwartschaft erworben" haben. Der Ar­
beitnehmer als potentiel ler Sozialschmarotzer, dies ist das Bild, 
das hier gezeichnet wird .  Statt dankbar für die Arbeit zu sein (be­
kanntlich adelt Arbeit ja, mancherorts edelt sie sogar . . .  ), erhoffen 
sich die Österreichischen Arbeitnehmerinnen doch wirklich auch 
noch, dadurch sozial abgesichert zu sein .  Eine derartige Sicht darf 
nur zynisch genannt werden. 

Es ist somit kein Wunder, daß von seiten der Kritiker bereits ge­
gen den Mazai-Bericht, viel mehr aber natürlich gegen die daraus 
resultierenden Ministerratsbeschlüsse vorgebracht wurde, daß 
Treffsicherheit nichts damit zu tun hat, den Wohlhabenderen ein­
fach Geld wegzunehmen und im Bereich der unteren Einkom­
mensschichten untätig zu bleiben. 

Der Mazal-Bericht und der Ministerratsbeschluß 

Betrachtet man nun die Analyse des Mazal-Berichts im einzel­
nen, so zeigt sich, daß in vielen Fällen die genauere Motivation der 
betrachteten Sozialleistungen nicht hinterfragt wurde. Und darum 
sollte es ja eigentlich bei der Diskussion gehen. Einerseits müßte 
näml ich hinterfragt werden , aus welcher Motivation bestimmte 
Sozialleistungen eingeführt wurden ,  und andererseits, ob diese 
Motivation heute noch problemadäquat ist. Nicht die Tatsache, daß 
eine Leistung viel kostet oder daß es "Schwarzfahrer'' dabei g ibt, 
sondern nur, was eigentlich mit der Leistung erreicht werden sol l ,  
kann Kriterium für d ie Beurteilung der Treffsicherheit sein .  Damit 
greifen Sätze wie: "Was die Anspruchsberechtigung bei Paaren 
mit Kindern betrifft, können für jede Altersgrenze, ab der die 
Beitragsfreiheit enden sol l ,  gute Gründe vorgebracht werden." (am 
Beispiel der Mitversicherungs-Diskussion) zu kurz: Statt Ziele zu 
definieren, was eigentlich erreicht werden sol l ,  wird die Entschei­
dung für beliebige Alternativen der wil lkürlichen Tagespolitik über­
lassen. 

Weder wird auf die konkrete Motivation hinter der spezifischen 
Sozialleistung eingegangen, noch wird dargelegt, wie sich diese 
Sozialleistung in das gesamte Sozialsystem einfügt. Dieser Mangel 
an gesamtheitlicher Betrachtungsweise kann als Generalkritik am 
Mazal-Bericht angesehen werden, ebenso wie die Tatsache, daß 
Systemkritik überhaupt nicht geübt wurde. Einzelne Transfers wer­
den herausgegriffen,  wobei diese Auswahl hauptsächlich nach 
dem Kriterium erfolgte, wie erfolgsversprechend hier ein Kürzungs­
vorschlag sein könnte. Damit sind Sozialleistungen, die unter dem 
Schutz des Verfassungsgerichtshofs stehen (wie die Famil ien­
leistungen), ebenso ausgenommen wie Leistungen, die privilegier­
ten Klientelen zukommen. (Die "Treffsicherheit" der Wohnbauför­
derung stand nicht einmal ansatzweise zur Diskussion!) 
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Hier sei als weiteres Beispiel die Besteuerung der Unfallrenten 
angeführt. Welche Treffsicherheit soll durch diese Maßnahme er­
höht werden? Abgesehen von den Begehrlichkeiten des Finanzmi­
nisters kann hier nur das juristische Scheinargument angeführt 
werden, daß Unfa11renten mit Invaliditätspensionen in der steuerli­
chen Behandlung gleichgestellt werden sollen. Aber sind sie denn 
wirklich zu vergleichen? Invaliditätspensionen sind im Durchschnitt 
zweieinhalb mal so hoch wie die Unfallrenten. Hier wurde also be­
reits die steuerliche Behandlung offensichtlich bei der Festlegung 
der Höhe des Transfers mitbedacht - § 3 EStG (Steuerbefreiun­
gen) geht davon aus, daß es widersinnig wäre, netto kalkulierte Er­
satzleistungen (wie eben auch die Bezüge aus der gesetzlichen 
Unfallversorgung) zu besteuern . Bezieherinnen von Unfall renten 
mit Grenzabgabensätzen von über 40 Prozent zu bestrafen (da in 
den allermeisten Fällen Unfallrenten zu einem ohnehin zu versteu­
ernden Aktiv- oder Pensionseinkommen hinzukommen), kann mit 
keiner Definition der sozialen Treffsicherheit begründet werden. 
Denn einen Grenzabgabensatz von 40 Prozent, also inklusive der 
Sozialversicherungsbeiträge, erreicht man bereits ab dem Moment, 
wo man lohnsteuerpflichtig wird (öS 1 3.000). 

Oder um nochmals auf die beitragsfreie Mitversicherung zu­
rückzukommen: Ist das Ziel, einem der Partner (welchem wohl?) 
das Zuhausesein zu erleichtern , damit er/sie sich um die 
Famil ienarbeit kümmern kann ,  dann muß das bislang geltende 
Modell als treffsicher bezeichnet werden. Auch in  kinderlosen 
Haushalten ist schließlich Hausarbeit zu tun. Gehen die Ziele da­
gegen in die Richtung, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu 
erleichtern und Anreize zur Erwerbstätigkeit beider Elternteile zu 
schaffen, so sind (von einem Partner) abgeleitete Sozialleistun­
gen generell problematisch. Um die genannten Ziele zu erreichen, 
eignen sich besser Sozialleistungen, die entweder als Universal­
leistung oder in Abhängigkeit von eigener Erwerbstätigkeit definiert 
sind. Im Fall der Krankenversicherung wäre daher das Grundrecht 
auf Krankenversicherung als Universalleistung sozial treffsicher, 
wil l  man eine allumfassende Absicherung, die g leichzeitig keine 
negativen Anreize für eigene Erwerbstätigkeit bietet. Der Spagat, 
Frauen, die einst Kinder hatten,  weiter mitzuversichern, kinderlo­
sen Frauen aber die Mitversicherung von heute auf morgen unab­
hängig von ihren Chancen auf dem Arbeitsmarkt und vor allem 
unabhängig vom Famil ieneinkommen zu streichen ,  kann poli­
tisch-ideologisch allenfalls nachvollzogen werden ("Mutterkreuz­
Mentalität") ,  als treffsicher ist er wohl kaum zu bezeichnen. 

Die Diskussion um die Behandlung von Saisonarbeiterinnen in 
der Arbeitslosenversicherung zeigte abermals die Ziellosigkeit der 
Politik. Was könnte, außer einer Budgetentlastung, in Zeiten zu­
nehmender Flexibil isierung das Ziel sein, wenn man auch bei ein-
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vernehmlicher Lösung des Arbeitsverhältnisses bzw. nach Ablauf 
einer Befristung eine Leistungssperre hat? Ist es "treffsicher'', 
Arbeitnehmerinnen in der Bau- und der Fremdenverkehrswirt­
schaft besonders zu benachteil igen? 

Und welche soziale Treffsicherheit mag wohl  damit gemeint 
sein ,  wenn die Familienzuschläge in der Arbeitslosenversicherung 
gekürzt werden? 

Zwar n icht im Mazai-Bericht, aber plötzlich im Ministerrats­
beschluß findet sich die Einführung von Studiengebühren. Was 
soll hier das Ziel sein? Vorrangige Probleme in der Hoch­
schulausbildung sind derzeit: die international n iedrige Aka­
demikerlnnenquote, der nach wie vor geringere Zugang von Kin­
dern aus niedrigeren Einkommensschichten zu den Universitä­
ten, die katastrophale Ausstatt!-;lng vieler Institute und Forschungs­
einrichtungen ,  die absolute Uberforderung des Mittelbaus mit 
gleichzeitiger Abschottung des Oberbaus etc. Keines d ieser Pro­
bleme kann durch Einführung von Studiengebühren gelöst wer­
den ,  im Gegentei l :  Die sozialen Probleme Studierender werden 
sich verstärken, womit die Akademikerinnenquote tendenziell sin­
ken wird und die soziale Zusammensetzung der Studierenden 
noch stärker vom Einkommen der Eitern abhängig wird .  Der Vor­
schlag, die Prüfungstaxen zu streichen, kann in diesem Zusam­
menhang ebenfalls nicht als treffsicher bezeichnet werden. Das 
erklärte Ziel der Regierung, Humankapital zu fördern , ist aus die­
sen Vorhaben nicht erkenntlich. 

Gegenvorschläge 

Von Regierungsseite wird gerne bemängelt, daß die 
Kritikerinnen ihrer Vorschläge ja keine Gegenvorschläge brächten. 
Dies mag vielleicht auch daran liegen, daß viele der Kritikerinnen 
nicht mit dem überhasteten Tempo der Regierung mitkommen, 
sprich : unter seriöser Politik auch genaue Analysen und Problem­
aufrisse verstehen, bevor man zu konkreten Vorschlägen kommt. 
Dennoch l iegen viele Gegenvorschläge vor, die die Regierung ih­
rerseits wiederum l inks liegen läßt. So wird in der laufenden Dis­
kussion mit keinem Wort erwähnt, daß es einen hervorragenden 
Bericht des Sozialmin isteriums (al lerdings noch unter einer 
sozialdemokratischen Min isterin) zum Thema "Armut und Sozia­
le Ausgrenzung" gibt. Dieser Bericht setzt sich seriös mit sozia­
ler Treffsicherheit auseinander und bringt viele Reformideen, wie 
diese Treffsicherheit verstärkt werden könnte. 

Keiner der Vorschläge und Gegenvorschläge kann aber ernst­
haft analysiert werden, ohne vorher die Grundsatzfrage zu klären, 
wohin es eigentl ich gehen sol l .  Welches System des Sozial­
staates schwebt der Regierung vor? Der sozialdemokratische 
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Sozialstaat scheint es n icht zu sein .  Aber auch wenn eine 
Abschlankung des Sozialstaates gefordert wird, muß definiert 
werden, welche Leistungen der Staat weiterhin erbringen sol l ,  
welches Konzept dahinter steht und wer die "ausgelagerten" Lei­
stungen in Zukunft erfüllen sol l .  Hier reichen keine nebulosen Ver­
weise auf Zivilgesellschaft, Famil ie oder Ehrenamtlichkeit, son­
dern es müssen klare Zuständigkeiten definiert werden. Andern­
fal ls d rohen tiefe Risse im sozialen Netz. Sparen allein hat m it 
Treffsicherheit noch nichts zu tun.  Reformen können und dürfen 
etwas kosten.  

Aktivierungsmaßnahmen am Arbeitsmarkt, bedarfsorientierte 
Mindestsicherung, universale Krankenversicherung, Ausbau von 
Programmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie - dies alles 
sind, bunt gemischt, am Tisch l iegende Reformvorschläge zur 
Hebung der sozialen Treffsicherheit. Die der sozialen Treffsicher­
heit zugrundeliegenden Ziele wären dabei , allen die soziale Tei lha­
be zu ermöglichen, Armut zu vermeiden, das Humankapital aus­
zubauen und die Eigenständigkeit der in diesem Land lebenden 
Männer, Frauen und Kinder zu fördern. Viele dieser Maßnahmen 
kosten etwas, das ist klar. Werden sie aber sinnvoll eingesetzt, so 
führen sie dazu , daß der Österreichische Wohlstand (materiell wie 
immateriell) auf möglichst viele verteilt wird, Individualität innerhalb 
sozialer Netze gestärkt wird und die Gesellschaft bereit für d ie 
neuen Herausforderungen gemacht wird .  

Somit g i l t  für d ie Sozialpolitik das gleiche, was auch für d ie 
Budgetpolitik gilt: Das reine Abstellen auf Salden führt zu keinen 
nachhaltigen Reformen. Um etwas zu ändern , reicht es n icht, d ie 
Sozialpolitik am Ziel des Nul ldefizits auszurichten, sondern es 
müssen Strukturen geändert werden. Und es soll nicht abgestrit­
ten werden, daß der Sozialstaat reformbedürftig wäre - in dem 
Maß, in dem sich die wirtschaftl ichen und gesellschaftl ichen Ge­
gebenheiten ändern, muß auch der Sozialstaat mitgehen. Die von 
der Regierung vorgeschlagenen Maßnahmen sind aber eher 
rückwärtsgewandt - sie verstärken Probleme, berücksichtigen 
zuwenig das Zusammenspiel von Arbeitsmarkt und Sozialpolitik 
und fahren mit reiner Saldenmechanik zynisch über menschliche 
Problemfälle hinweg. 

Die Taktik der Regierung, Maßnahmen großmundig anzukündi­
gen und dann halb zurückzunehmen und sich damit als "sozial 
gerecht" zu brüsten, ist inakzeptabel. Es wird nach dem neuesten 
Budgetentwurf nicht - wie behauptet - bei allen gleich gespart. 
Wiederholt haben Wirtschaftsforscherinnen und die Arbeiter­
kammer darauf hingewiesen,  daß bei Budgetkonsolid ierungen 
sowohl die Einnahmenseite als auch die Ausgabenseite betrach­
tet werden muß. Den Unternehmern werden Lohnnebenkosten­
senkungen versprochen, von einer Entlastungsoffensive für 
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Arbeitnehmerinnen war bis jetzt nie die Rede. Teile der Wirtschaft 
klagen über eine hohe Abgabenquote, zu der sie aber äußerst we­
nig beitragen . Den Löwenantei l  der Abgaben leisten die 
Arbeitnehmerinnen mit ihren Lohnsteuern, Umsatzsteuern und 
$.ozialversicherungsbeiträgen. Effektiv zahlen die Unternehmen in 
Osterreich so wenig Steuern wie in kaum einem anderen EU­
Staat. 

Der "Eiertanz" um die soziale Ausgewogenheit bei den Einspa­
rungsmaßnahmen ist zu einer Farce verkommen. Die Verhältnis­
mäßigkeit zwischen den Belastungen der Arbeitnehmerinnen 
einerseits und Landwirtschaft bzw. Selbständigen ist nicht gege­
ben.  

Treffsicher waren die Maßnahmen der Bundesregierung nur  
dahingehend, daß das Vertrauen in d ie soziale Sicherheit des 
Landes nachhaltig erschüttert wurde. Frei nach dem Motto: Ist der 
Ruf (des Sozialstaates) erst einmal ru iniert, regiert sich's völ l ig 
ungeniert! 
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Wettbewerbsstrategien steirischer 

Industrieunternehmen 

Franz Heschl, Marcel Kirisits 

Seit nunmehr fast sechs Jahren ist Österreich Mitglied der Europäi­
schen Union, mehr als zehn Jahre sind seit dem Fall des E isernen Vorhan­
ges vergangen . Die heimische Wi rtschaft wurde infolge wesentlicher ord­
nungspol itischer Weichenstell ungen im vergangenen Jahrzehnt mit 
grundlegenden Veränderungen konfrontiert. Geprägt war d iese Periode 
außerdem von enormen Fortschritten auf dem Informations- und Tele­
kommunikationssektor sowie einer zunehmenden Globalisierung der 
Wi rtschaft . 

Der vorliegende Beitrag zeichnet zunächst in G rundzügen die regional­
wirtschaftl iche Entwicklung der Steiermark in den vergangenen fünfzehn 
Jahren im Kontext der vorh in genannten Internationalisierungstendenzen 
nach . Dabei interessiert auch die Frage, ob und inwieweit regionale Er­
scheinungen den veränderten nationalen und transnationalen Regul ie­
rungsregimes zugeordnet werden können. Den Schwerpunkt der Arbeit 
bildet dann eine Analyse in Form von Fallstudien, mit welchen Strategien 
acht ausgewählte stei rische Industrieunternehmen auf die veränderten 
Rahmenbedingungen reagiert haben. Die woh l  wichtigste Konsequenz 
der verstärkten Internationalisierung war und ist die Zunahme des Wettbe­
werbsdrucks für die heimische Industrie. Auf europäischer Ebene trugen 
dazu die wirtschaftl iche Öffnung gegenüber den mittel- und osteuropäi­
schen Ländern sowie die Schaffung des Binnenmarktes bei. Überlagert 
und verstärkt wurden und werden diese Tendenzen durch die schrittwei­
se Liberalisierung des weltweiten Handels , deren Basis das Regelwerk 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) ist. E inige Antwor­
ten auf die Frage, wie es den untersuchten Unternehmen gelungen ist, 
sich trotz verschärften Wettbewerbs auf dem Markt zu behaupten ,  stehen 
im Mittelpunkt unseres Beitrages. Die empirische Grundlage zur Erste l­
lung der Fallstudien bildeten Geschäftsberichte der untersuchten lndu­
strieunternehmen , Protokolle der Institutionen der steirischen Wirtschafts­
förderung, Berichte in Tageszeitungen, Wirtschaftsmagazinen oder 
Wi rtschaftszeitschriften ,  Broschüren, Felder und Prospekte der Unter­
nehmen sowie Unternehmenswebsites. 
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1. Die Entwicklung der steirischen Wirtschaft - eine kurze 

Chronologie der letzten fünfzehn Jahre 

l n  diesem Abschnitt wird zunächst die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
Österreichs bzw. der Steiermark der letzten fünfzehn Jahre anhand ausge­
wählter Indikatoren kurz beschrieben. Ziel ist es, einen Überblick über die 
gesamtwirtschaftl ichen Veränderungen bzw. Entwicklungen der heimi­
schen Wirtschaft zu gewinnen . Wesentlich für die regional- bzw. gesamt­
wirtschaftliche Entwicklung ist dabei die Berücksichtigung zweier wichtiger 
Ereignisse bzw. Prozesse, die die makroökonomischen Rahmenbedingun­
gen maßgeblich bestimmt haben, näml ich die Ostöffnung und der EU-Bei­
tritt Österreichs. 

1.1 Wirtschaftswachstum 

Eine Analyse der Wachstumsraten des Bruttoin lands- bzw. Bruttc­
regionalproduktes für Österreich und die Steiermark zeigt, daß das Wachs­
tum der steirischen Wirtschaft in den achtziger Jahren deutlich unter jenem 
Gesamtösterreichs lag. Eine Zäsur dieser Entwicklung bildeten die Jahre 
1 989 und 1 990, als das Wachstum des steirischen Bruttoregionalproduktes 
das durchaus hohe Wachstum des Bruttoinlandsproduktes noch übertraf. 
Die positive wirtschaftl iche Entwicklung Ende der achtziger Jahre und zu 
Beginn der neur]ziger Jahre ist im Zusammenhang mit der politischen und 
ökonomischen Offnung des europäischen Ostens zu sehen. Gerade durch 
die deutsche Wiedervereinigung wurde ein zusätzlicher Wachstumsschub 
ausgelöst, von welchem die Österreichische und - wegen der bestehenden 
besonders intensiven Zul ieferbeziehungen - auch die steirische Wirtschaft 
erhebliche zusätzliche I mpulse erhielt. Unterbrochen wurde diese positive 
Entwicklung von einem deutlichen Konjunktureinbruch im Jahr 1 993, wel­
cher sich gerade in der Steiermark deutlich auswirkte. Dieser Konjunktur­
einbruch war in erster Linie auf das Abflachen der zuvor gestiegenen Nach­
frage im Zusammenhang mit der deutschen Wiedervereinigung zurückzu­
führen. 

Besonders befriedigend aus steirischer Sicht ist der Umstand , daß die 
regionalen Wachstumsraten seit 1 994 über den gesamtösterreichischen 
liegen . Dies kann einerseits als ein I ndiz für einen in der Steiermark doch ei­
nigermaßen erfolgreich bewältigten Strukturwandel interpretiert werden, 
andererseits enthielt diese Entwicklung sicherlich auch Elemente eines Auf­
holprozesses.1 

1.2 Arbeitsmarkt 

Sowohl für den nationalen als auch für den steirischen Arbeitsmarkt gi lt, 
daß die höchsten Steigerungsraten der unselbständigen Beschäftigung 
zwischen 1 988 und 1 992 - also unmittelbar in den ersten Jahren der politi­
schen und ökonomischen Öffnung der osteuropäischen Länder - erzielt 

482 

- --------------



26. Jahrgang (2000) ,  Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

wurden . Dieser Anstieg war im wesentlichen auf eine stark steigende An­
zahl ausländischer Arbeitskräfte zurückzuführen . Ab Mitte der neunziger 
Jahre stabi l isierte sich die Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte durch 
eine Verschärfung gesetzlicher Bestimmungen und damit auch die unselb­
ständige Beschäftigung insgesamt. Der starke Anstieg der Anzahl der un­
selbständig Beschäftigten in der Steiermark manifestierte sich vor allem in 
den Grenzlandbezirken. Festzuhalten ist in diesem Zusammenhang auch 
noch, daß ein großer Tei l  des Anstiegs durch eine Zunahme von Teil­
zeitarbeitsverhältnissen erreicht wurde. So hat die Teilzeitquote in der Stei­
ermark zwischen 1 980 und 1 997 von 5 auf 1 1  ,3 Prozent zugenommen, wo­
bei vor allem Frauen mit einer Tei lzeitquote von 27 Prozent im Jahr 1 997 
wesentlich zu dieser Entwicklung beigetragen haben.2 Der EU-Beitritt bzw. 
die EU-Mitgl iedschaft hat - im Unterschied zur Ostöffnung - zu keinen gra­
vierenden Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt geführt. ln Anbetracht der 
geringen Zunahme an in Österreich b?;W. der Steiermark beschäftigten EU­
Staatsbürgern kann daher von einer "Uberflutung" des Österreichischen Ar-
beitsmarktes durch EU-Staatsangehörige keine Rede sein.3 .. 

H insichtlich der Arbeitslosigkeit ist ein kontinu ierl icher Anstieg in Oster­
reich seit Ende der achtziger Jahre feststellbar. Die steirische Arbeitslosen­
quote lag im gesamten Beobachtungszeitraum über der österreichischen, 
der Abstand zwischen beiden Quoten hat sich allerdings seit 1 993 von 1 ,6 
auf 0,7 Prozentpunkte verringert. Kehrseite dieser tendenziell positiven Ent­
wicklung in der Steiermark ist jedoch die regional starke Abwanderung, wie 
beispielsweise in bestimmten Bezirken der Obersteiermark. Außerdem 
weist die Altersstruktur der Arbeitslosigkeit regionale Unterschiede auf. Auf­
fallend dabei ist, daß vor allem die nach wie vor industriel l  geprägten 
obersteirischen Bezirke Bruck an der Mur, Leeben und Mürzzuschlag einen 
hohen Anteil älterer Arbeitsloser aufweisen , während die entsprechenden 
Werte für die Bezirke der Ost- und Südsteiermark deutlich unter dem Lan­
desdurchschnitt l iegen. 

1.3 Einkommens- und Preisentwicklung 

Hinsichtlich der Preisentwicklung fällt auf, daß die Inflationsrate seit dem 
EU-Beitritt Österreichs nachhaltig gesunken ist. Parallel dazu hat sich die 
Differenz zwischen dem Tariflohnindex und der Inflationsrate verringert, 
was als ein I ndiz für eine "schleppende" Einkommensentwicklung in den 
neunziger Jahren gewertet werden kann.  ln einer Analyse der Einkommens­
entwicklung in der Steiermark zeigt Reitter (1 999) anhand von Daten des 
Hauptverbandes der Österreichischen Sozialversicherungsträger, daß das 
steirische Einkommensniveau während der gesamten neunziger Jahre un­
ter dem Österreichischen lag - dies in einem Ausmaß zwischen 1 ,5 und 2,4 
Prozent.4 Die Nettorealeinkommen sind in der Steiermark gegen Ende der 
neunziger Jahre gesunken, die Kaufkraft der Arbeitnehmer wurde dadurch 
empfindl ich geschwächt. "Ausschlaggebend für die rückläufige Entwicklung 
der Nettorealeinkommen waren die Effekte zweier Sparpakete [des Bundes] 
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sowie der Umstand, daß die Arbeitnehmer durch die kalte Progression stän­
dig in noch höhere Steuerstufen gerieten. Die schwache Entwicklung der 
Bruttoeinkommen nach den Daten des Hauptverbandes war vor al lem auf 
einen Verlust von Arbeitsplätzen in den Hochlohnbranchen ( Industrie, Ener­
giewirtschaft) zurückzuführen, während neue Arbeitsplätze vorwiegend in  
Niedriglohnbranchen (Dienstleistungsbereich) entstanden. Der  überwie­
gende Tei l  dieser Arbeitsplätze sind jedoch Teilzeitjobs, welche zu ca. 90 
Prozent von Frauen ausgeübt werden ."5 

1.4 Gestiegener Wettbewerbsdruck 

Der bereits erwähnte, aus unterschiedlichen Quellen genährte zuneh­
mende Wettbewerbsdruck hat für die Österreichische - und damit auch für 
die steirische - Industrie einen rasanten Strukturwandel mit sich gebracht. 

"Der EU-Beitritt selbst hat dazu einen wichtigen, aber keineswegs den ein­
zigen Beitrag geleistet: Die Österreichische Industrie ist bereits seit vielen 
Jahren weitgehend in die Europäische Union integriert. Durch die Anbin­
dung des Schi l l ings an die DM und den Wegfall der Zölle zwischen EFTA 
und EG seit 1 972 war der I ntegrationsgrad der Österreichischen Industrie 
bereits vor dem Beitritt zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR 
1 . 1 . 1 994) höher als für eine Reihe von EU-Mitgliedern. Mit Beginn des EWR 
trat jedoch für Österreich auch die Verpfl ichtung in Kraft, einen G roßteil der 
regulatorischen Bestimmungen der EU zu übernehmen bzw. die Österrei­
chische Rechtslage an diese anzupassen, um die ,vier Freiheiten' (Freiheit 
des Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und Personenverkehrs) des Binnen­
markts zu gewährleisten . Die rechtlich-institutionelle Basis für die I ndustrie 
hat sich seither nur unwesentlich verändert. Viele Folgen der verstärkten In­
tegration in die EU-Märkte beginnen jedoch erst jetzt wirksam zu werden.  
Gleichzeitig mit  der EU-Integration treten Auswirkungen der sogenannten 
,Ostöffnung' auf, welche unter anderem zu verschärfter Nachbarschafts­
konkurrenz durch Länder mit gravierend n iedrigeren Lohnkosten führt, so­
wie Auswirkungen der sich beschleunigenden ,Giobalisierung' der Märkte 
als der verstärkten Dominanz von Weltproduktion und Welthandel durch 
multinationale Konzerne. Diese agieren zunehmend weltweit und verschär­
fen dadurch den Wettbewerb um Investitionen und Arbeitsplätze deutlich."6 

Die verschiedenen Einflüsse sind analytisch nur  schwer auseinanderzu­
halten. Ihr  kombinierter Effekt bewirkt, daß sich Strukturen und Verhaltens­
weisen der Österreichischen Wirtschaft grundlegend verändert haben bzw. 
verändern. Der "österreichische" Charakter der Österreichischen Wirt­
schaftsstruktur der Nachkriegsjahrzehnte - Traditionsbetriebe und -mar­
ken,  Fami l ien- oder Staatsdominanz statt Kapitalmarkt, Wettbewerbsbe­
schränkungen in geschützten Bereichen mit entsprechend geringer Effizi­
enz und hohem Preisniveau - ist im Zuge der vorhin skizzierten Entwicklun­
gen zunehmend verlorengegangenJ Kennzeichnend für den aktuellen 
Wandel ist die Bedeutungsverschiebung zwischen dem exponierten bzw. 
stärker exportorientierten und dem geschützten Sektor der Österreichischen 
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Wirtschaft, da nach und nach spezifische Wirtschaftssektoren dem inter­
nationalen Wettbewerb geöffnet werden. So schätzt Kramer (1 999) , daß der 
Anteil der Wertschöpfung des exponierten Sektors schon in naher Zukunft 
zwei Drittel ausmachen wird ,  während noch vor dem Beitritt Österreichs 
zur EU rund ein Drittel der Wertschöpfung in voll exponierten Zweigen er­
wirtschaftet wurde.8 

Für heimische Unternehmen sind dadurch grundlegend veränderte Markt­
situationen entstanden. "

Österreichische Unternehmen stehen durch die 
europäische Integration im Spannungsfeld zweier Herausforderungen: Ei­
nerseits eröffnet sich ein Potential an neuen Märkten (in Westeuropa, aber 
auch in Osteuropa durch die beschleunigte Liberal isierung) , andererseits 
sind die alten Märkte neu zu bearbeiten,  da es durch die Offnung zu ver­
stärktem Wettbewerb und zu einer geänderten Wettbewerbssituation auf 
den alten Märkten kommt."9 

2. Strategien steirischer Industrieunternehmen im Umgang mit 

dem zunehmenden Wettbewerbsdruck 

Erweiterte, aber auch umkämpftere Märkte und eine Intensivierung des 
Wettbewerbs gehören also zu den zentralen Effekten des kombinierten Zu­
sammenwirkens von EU-Mitgliedschaft, Ostöffnung und Globalisierung. Im 
Folgenden interessiert nun die Frage, mit welchen spezifischen Unterneh­
merischen bzw. unternehmenspolitischen Strategien stei rische Industrie­
unternehmen auf diese neuen Herausforderungen bzw. Rahmenbedingun­
gen reagiert haben. Die konkrete Analyse bzw. Beschreibung dieser 
beobachtbaren Unternehmensstrategien soll die vorhin angestellten Über­
legungen zu den gesamtwirtschaftlichen Wirkungen von EU-Mitgliedschaft, 
Ostöffnung und Global isierung anhand ausgewählter Beispiele veran­
schaulichen. Dazu wird folgende Vorgangsweise gewählt: Aus der vorlie­
genden Literatur werden spezifische Unternehmensstrategien im Sinne ei­
ner Idealtypenbildung herausgearbeitet. Jede dieser idealtypischen Strate­
gien wird dann anhand eines Fallbeispieles eines steirischen Industrieunter­
nehmens i l lustriert. 

ln der unternehmenspolitischen Realität freilich verbinden und verknüpfen 
Unternehmen immer wieder unterschiedliche Strategien zu einer - mehr 
oder minder - konsistenten Unternehmenspolitik. Manche U nternehmen 
arbeiten jedoch schwerpunktmäßig mit spezifischen,  deutlich unterscheid­
baren Strategien. Unternehmen, in welchen diese strategischen Schwer­
punktsetzungen klar erkennbar sind, wurden für die folgenden Fallbeispie­
le herangezogen. 

2.1 Akquisitionen 

Grenzüberschreitende Direktinvestitionen in Realkapital gehören zu den 
zentralen Unternehmerischen Strategien bei zunehmender Internationalisie­
rung: "Ausländische Märkte werden nicht nur über Exporte bedient, sondern 
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auch direkt durch Produktion und Dienstleistung ,vor Ort'. Dadurch können 
Unternehmensstärken genutzt, Kostenunterschiede zwischen Ländern 
ausgeglichen und der Marktzugang erleichtert werden . . . .  Auch für Österrei­
chische Produzenten ist es verstärkt notwendig geworden ,  ihre Beziehun­
gen zur EU als strategische Unterne�menseigner im Ausland zu intensivie­
ren .  G leichzeitig sind aber auch Osterreichs Nachbarländer im Osten 
(,Refor.mländer') als Investitionsstandorte geöffnet und interessant gewor­
den . Osterreich ische Unternehmen haben diese Chancen sowohl zur 
Markterschließung in den Reformländern selbst als auch zur Bedienung der 
EU-Märkte . . .  genutzt. Somit ist eine Reihe von Österreichischen Mittelunter­
nehmen seit Beginn der neunziger Jahre zu ,kleinen Multis' geworden , wel­
che über Produktions- und Dienstleistungsunternehmen in mehreren Län­
dern verfügen. Im Zuge der Höherentwicklung und Globalisierung der Märk­
te stellt dies einen wichtigen Modernisierungsschritt dar. Nur Unternehmen , 
welche das organisatorische, technische und produktmäßige Know-how 
besitzen, können diese Vorteile dadurch optimal nutzen, daß sie ihre Aktivi­
täten an unterschiedlichen Standorten plazieren und so maximale Markt­
durchdringung und Wertschöpfung erzielen."10 

Die Mayr-Melnhof Karton AG ist eines jener steirischen Unternehmen , 
welche in den letzten Jahren unter den Bedingungen zunehmender Interna­
tionalisierung in erster Linie diese Akquisitionsstrategie verfolgt haben. 

2.1.1 Fallbeispiell: Mayr-Melnhof Karton AG 

Das 1 888 gegründete Unternehmen Mayr-Melnhof (MM) stieg 1 950 mit 
der ersten modernen Kartonmaschine im Stammwerk Frohnleiten in die in­
dustrielle Fertigung ein. Nach den Österreichischen Bundesforsten ist Mayr­
Melnhof der größte heimische Waldbesitzer. Das seit 1 994 börsennotierte 
Unternehmen befindet sich zu 60 Prozent in Händen der Famil ie Mayr­
Melnhof, 40 Prozent sind Streubesitz.11 

Die Leistungen von Mayr-Melnhof konzentrieren sich ausschließlich auf 
die Kernbereiche Kartonerzeugung und Packaging. ln der Kartondivision 
wird in acht europäischen Fabriken mehr als eine Mil l ion Tonnen Karton vor­
wiegend auf Basis von Recyclingfaser hergestellt. MM ist damit der weltweit 
größte Erzeuger von Karton auf Altpapierbasis und hält in Europa einen 
Marktanteil von rund 30 Prozent. 12 

MM Karton gelang es schon in den frühen achtziger Jahren , sich sti l l­
schweigend über Akquisitionen im Ausland zu etablieren .  Spätestens mit 
der 1 984 erfolgten Übernahme und Sanierung der deutschen FS Karton 
Neuss war die MM Karton AG zum größten europäischen Kartonhersteller 
geworden. 13 Wesentliches Motiv, am Standort Neuss und n icht in 
Frohnleiten zu investieren, war die hohe Exportquote der MM-Gruppe (90 
Prozent) . Darüber hinaus waren die Nähe zur Rohstoffquelle Altpapier, wel­
che in der BRD in ausreichendem Maße vorhanden war, sowie der Stand­
ort innerhalb der EG-Grenzen wichtig. Das Engagement in Deutschland war 
damals auch unter dem Blickwinkel zu sehen, daß sich das Unternehmen 
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absichern wollte, unabhängig davon, ob Österreich der Europäischen Ge­
meinschaft beitreten würde oder nicht. 14 Mayr-Melnhof expandierte grund­
sätzl ich nur dort, wo strategische Interessen ,  nämlich Rohstoffbasis und 
Vertrieb, berührt wurden .  An einer Diversifikation in andere Bereiche be­
stand kein I nteresse. Vor diesem Hintergrund . �ind auch die Anfang der 
neunziger Jahre erfolgten Aktivitäten zu sehen: Ubernahme einer Handels­
firma und eines Altpapierbetriebes in der BRD, Betei l igung an der Polo 
Trade, Akquisition der Kartonfabrik Eerbeck des holländischen KNP-Kon­
zerns, der schweizerischen Karton Deissweil AG, der britischen Kartonfa­
brik Colthrop Board Mi II sowie des deutschen Faltschachtelherstellers C. P. 
Schmidt.15 Zwischen 1 984 und 1 992 erhöhte MM im Zuge dieser Akquisitio­
nen die Gesamtkapazität von 600.000 auf 1 ,050.000 Tonnen, wovon etwa 
ein Viertel nach Übersee exportiert wurde.16 

1 994 kommt es zur größten privaten Aktienemission, die bis dahin an der 
Wiener Börse durchgeführt wurde: Die damals zur Gänze im Famil ienbe­
sitz stehende MM Karton wurde zu 40 Prozent an die Börse gebracht. Der 
Großteil des Emissionserlöses von etwa 2,6 Mil l iarden Schil l ing war für wei­
tere Akquisitionen, ein kleinerer Teil für Investitionen vorgesehen.17 Getrübt 
wurde die Going-Public-Euphorie durch die Entscheidung der Europäi­
schen Kommission , MM wegen Preisabsprachen mit anderen europäi­
schen Kartonherstellern mit einer Geldstrafe von 282 Mil l ionen Schil l ing zu 
belegen. 18  Nicht zuletzt deshalb, aber auch wegen sprunghaft angestiege­
ner Altpapierpreise sorgte die Performance der MM-Aktie für große Aufre­
gung, da ihr Kurs bereits drei Monate nach der Emission deutlich unter dem 
Ausgabekurs lag und viele Anleger sich geprellt fühlten.19 

Die Expansionsstrategie fand in den Übernahmen der deutschen 
Faltschachtelunternehmen Behrens und Caesar ihre Fortsetzung.20 Die 
Gründung eines Altpapierbetriebes, der M.  M. Recycling UK Limited mit Sitz 
in Newsbury, sowie zweier Altpapierbetriebe in Chemnitz und Zwickau war 
ein weiterer strategischer Schritt zum Ausbau der Marktposition in Euro­
pa. 21 Während 1 995 das drei Jahre vorher erworbene Werk Laakmann we­
gen Überschuldung in Konkurs geschickt wurde, setzte man mit der Grün­
dung von Neupack Polska einen wichtigen Schritt in Richtung Osteuropa. 
Motiv für diese Investition war die Überzeugung der Unternehmensführung, 
daß man mit Polen in  einen sehr starken Wachstumsmarkt investiere.22 
Neben dieser Gründung gab es weitere Übernahmen bzw. Beteil igungen: 
Walmsey Ud. (GB) , Holz GmbH & Co (D), Lörch Recycling (D), Richard 
Freeth Recycling (GB) sowie Keminer & Söhne (D) .23 Ein Jahr später be­
teil igte sich MM an Servall Engineering lndustries Ud. in Indien und schaffte 
somit in der Produktion den Einstieg in den damals stark wachsenden asia­
tischen Kartonmarkt 24 

Innerhalb Europas suchte man die Kooperation mit der deutschen lmhoff­
Stollwerck-Gruppe und unterzeichnete mit dem italien ischen Kartonher­
stel ler Reno de Medici einen Syndikatsvertrag. Wie so oft im Zusammen­
hang mit Kooperationen, wurde auch in diesen Fällen auf die potentiellen 
Synergieeffekte wie Effizienzsteigerung, gebündelte Einkaufskraft und op-
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tim. !erten Kundenservice derartiger Unternehmensstrategien hingewiesen. 
ln Osterreich investierte MM in die Modernisierung der Werke in Frohnleiten 
und H i rschwang 500 Mi l l ionen Schi l l ing, während man im Faltschachtel­
bereich mit der Inbetriebnahme von drei Werken in Polen , Ungarn und Ru­
mänien weiter expandierte.25 Von besonderer Bedeutung für MM ist das 
Jahr 1 998, als man sich mit dem ital ienischen Kartonhersteller Reno de 
Medici einigte, die beiden Unternehmen zu verschmelzen. Gemeinsam be­
legen die beiden Konzerne auf dem weltweiten Kartonmarkt nach dem US­
Konzern International Paper Rang zwei. Im Recycling-Kartonbereich wur­
de die Weltmarktführerschaft von Mayr-Melnhof durch diese Fusion noch 
erhärtet. Die Fusion war eine logische Konsequenz des 1 997 unterzeichne­
ten Syndikatsvertrages, der neben der Kooperation bei Beschaffung, Logi­
stik und Marketing auch bereits die strategische Planung und die Produkti­
on umfaßte.26 Im Zuge einer Strukturbereinigung entschloß sich MM, sich 
vom Geschäftsbereich Recycling zu trennen und fortan auf die Kernsparten 
Karton- und Faltschachtelerzeugung zu konzentrieren. Hintergrund dieser 
Entscheidung waren die seit Jahren rückläufigen Erträge in der Altpapier­
sammlung sowie der Trend in Richtung Gesamtrecycling-Anlagen.27 

Das Beispiel Mayr-Melnhof zeigt, daß die Internationalisierung für heimi­
sche Unternehmen keine Einbahnstraße in Richtung "Ausverkauf" sein 
muß. Die konsequente Akquisitionsstrategie, die auch in Zukunft beibehal­
ten werden soll28 , führte dazu, daß Mayr-Melnhof heute im Bereich Karton 
in acht europäischen Werken rund 2400 Mitarbeiter und in der Sparte 
Packaging in insgesamt 1 8  Fabriken europaweit rund 2800 Personen be­
schäftigt. 29 

2.2 Einbindung in das Netzwerk eines multinationalen Konzerns 

Der Gegenpol zu einer forcierten Akquisitionsstrategie l iegt in der Aufga­
be der Unternehmerischen Selbständigkeif3° eines Unternehmens. Wenn­
gleich diese Strategie in vielen Fällen kaum Aspekte einer wie immer ver­
standenen "Freiwill igkeit" enthält, kann es aus Unternehmenssicht fallweise 
durchaus rational und wünschenswert sein ,  unter Bedingungen verschärf­
ten Wettbewerbs- und damit Anpassungsdrucks diesen Weg einzuschla­
gen. 

Auch heimische Unternehmen konnten und können dem verstärkten An­
passungsdruck nur durch die Aufgabe der Unternehmerischen Selbständig­
keit bei gleichzeitiger Einbindung in einen multinationalen Konzern stand­
halten. "Eine Reihe von wichtigen Industriefirmen wurde (oftmals) von Aus­
ländern übernommen und wird weiterbestehen , wenn auch mit meist stark 
reduzierten Belegschaften und einem Verlust an Eigenständigkeit. Anderer­
seits bieten eine klare Eigentümerstruktur, die Einbindung in ein multinatio­
nales Netzwerk, Zugang zu internationalem Know-how und Absatzwegen 
sowie eine moderne Organisation,  welche mit einem Eigentümerwechsel 
verbunden sind, eine Chance, sich relativ rasch an die verstärkte Konkur­
renz innerhalb Europas anzupassen."31 
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Als idealtypisches Fallbeispiel für eine derartige Unternehmensstrategie 
soll im folgenden die ehemalige Leykam-Mürztaler Papier- und Zellstoff AG 
in Gratkorn dienen. Sie wurde in den letzten Jahren gleich zweimal von ei­
nem multinationalen Unternehmen der Papierbranche übernommen und in 
das jeweil ige Netzwerk des übernehmenden Konzerns eingebunden. 

2.2.1 Fallbeispiel 2: Sappi Austria AG (Leykam-Mürztaler Papier­
und Zellstoff AG) 

Der mehrheitl ich zur südafrikanischen Sappi-Gruppe gehörende steiri­
sche Papierhersteller Leykam in Gratkorn ist Europas Marktführer bei holz­
frei gestrichenen Papieren. Das Werk Gratkorn exportiert mehr als 90 Pro­
zent seiner Produktion und beschäftigt derzeit etwa 1 .500 Mitarbeiter. 

Ein wesentlicher Einschnitt in der Firmengeschichte von Leykam war der 
Verkauf der veralteten und defizitären Fabriken in Niklasdorf und Frohnleiten 
Anfang der achtziger Jahre. Mit dem Verkauf dieser Werke an die Industri­
ellen Papst und Prinzhorn bzw. Bauernfeind wollte man die verbl iebenen 
Standorte Gratkorn und Bruck/Mur sichern. Die Mitarbeiterzahl von Leykam 
schrumpfte damals von 4.000 auf rund 2.000 Personen.32 Bereits 1 987 
sprach �ich die Unternehmensführung von Leykam für einen raschen EG­
Beitritt Osterreichs aus. ln Anbetracht der Tatsache, daß mehr als 70 Pro­
zent aller Leykam-Exporte in den EG-Raum abgesetzt wurden , empfand 
man die diskriminierenden administrativen Hemmnisse für Produzenten ei­
nes Nicht-Mitgl iedstaates der Europäischen Gemeinschaft als besonders 
störend. Damals kündigte man auch an, das Unternehmen über eine bereits 
bestehende wechselseitige Kapitalverflechtung m it dem französischen 
Papierkonzern Aussedat-Rey S.A. hinaus verstärkt zu internationalisieren.33 
Die Ankündigung der CA, ihre Mehrheitsanteile an der Leykam AG zu ver­
kaufen,  löste innerhalb von Belegschaft und Gewerkschaft große Aufregung 
aus. Man fü rchtete einen vollständigen "Ausverkauf" an einen ausländi­
schen Konzern mit unabsehbaren Folgen für die Standorte Gratkorn und 
Bruck/Mur.34 Als dann der deutsche Konzern Papierwerke Waldhof­
Aschaffenburg neben KNP sein I nteresse an einer Mehrheitsbeteiligung an 
Leykam-Mürztaler bekundete, drohte der Betriebsrat von Leykam sogar mit 
Streik.35 

Anfang 1 989 kündigte Leykam-Mürztaler den Kooperationsvertrag mit 
dem französischen Papierhersteller Aussedat-Rey einvernehmlich , wobei 
die ohnehin nur geringe gegenseitige Kapitalverflechtung von etwa vier Pro­
zent rückgängig gemacht wurde.36 Schließl ich übernahm die holländische 
KNP (Koninklijke Nederlandse Papierfabriken) 1 989 zwei Drittel minus einer 
Aktie der Leykam Holding AG, die ihrerseits knapp mehr als 70 Prozent an 
der Leykam Mürztaler hieltY Damit verfügten Creditanstalt und KNP mit 
mehr als 70 Prozent des Kapitals über die Mehrheit, und die KNP Leykam 
Gratkorn GmbH wurde zu Europas größtem Hersteller von holzfrei gestri­
chenen Papieren. Der Übernahme durch KNP folgte eine Phase offensiven 
Verhaltens: Leykam erwarb drei italienische Papiergroßhändler38 , beteil ig-
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te sich mehrheitlich an einem spanischen Papiergroßhändler und gründe­
te eine Vertriebsgesellschaft in Großbritannien sowie ein Großhandelsun­
ternehmen in Slowenien.39 Ziel der I nvestitionen in einigen europäischen 
Ländern war die Stärkung der Marktposition im EG-Raum.  Die Direkt­
investitionen österreichischer Papierunternehmen insgesamt in EG-Län­
dern hatten bis Anfang der neunziger Jahre ein derartiges Ausmaß erreicht, 
daß der damalige Generaldi rektor der Leykam-Mürztaler 1 991 in einem In­
terview meinte, die Österreich ische Papierindustrie habe den EG-Beitritt 
gewissermaßen bereits vollzogen. Die Leykam-Mürztaler selbst hatte zum 
damaligen Zeitpunkt in der EG bereits so stark Platz genommen, daß sich 
die Unternehmensführung aus dem tatsächlichen Beitritt Österreichs keine 
wesentlichen Veränderungen mehr erwartete.40 1 992 fusionierte der 
Leykam-Mehrheitseigentümer KNP mit zwei anderen niederländischen 
Papierfirmen und trat fortan als KNP-B.T. auf dem Markt auf.41 

Schwer zu schaffen machten der stark exportorientierten Österreichi­
schen Papier- und Zellstoffindustrie die Wechselkursschwankungen inner­
halb Europas ab Anfang der neunziger Jahre. Da die schwedischen und fin­
nischen Mitbewerber als Folge der Abwertungen ihrer jeweil igen Landes­
währungen ihre Kostenstruktur merklich verbessern konnten, gerieten hei­
mische Papier- und Zel lstoffunternehmen stark unter Druck. Leykam traf 
diese Entwicklung umso schwerer, als das Preisniveau der Hauptprodukte 
bereits 1 991  als Folge zyklischer Überkapazitäten ein Rekordtief erreicht 
hatte. Im Zentrum der Kritik seitens des Unternehmens stand die Hart­
währungspolitik der Österreichischen Nationalbank.42 Mit einer Kostensen­
kung innerhalb des Unternehmens in Form von Personalabbau, Lohn- und 
Gehaltskürzungen sowie Überstundenabbau trug man dieser Entwicklung 
Rechnung, wenngleich auch in dieser Phase Investitionen an den Standor­
ten Gratkorn und Bruck durchgeführt wurden.43 

1 994 kam es zur Zusammenlegung der Produktionen von Leykam­
Mürztaler und KNP-B.T., nachdem letztere ihren Anteil an Leykam von 50,4 
auf mehr als 75 Prozent aufgestockt hatte. Die Aktivitäten des neuen Unter­
nehmens KNP Leykam faßte man in zwei Bereichen zusammen: die Rol­
len-Division mit den Standorten Lanaken (B), Nijmegen (NL) und Bruck/Mur 
sowie die Format-Division mit  den Standorten Gratkorn und Maastricht 
(NL) .44 Aus steuerlichen und arbeitsverfassungsrechtlichen Gründen wur­
de die Konstruktion einer Holding gewählt, die Ausgliederungen von Grat­
korn und Bruck als selbständige Aktiengesellschaften wurden mit den er­
höhten Chancen auf Unternehmensförderungen begründet.45 Das Jahr 
1 995 stand vor allem im Zeichen der strategischen Neuausrichtung. KNP 
Leykam konzentrierte sich nunmehr primär auf das Kerngeschäft holzfrei 
gestrichener Papiere. An den Standorten Gratkorn und Maastricht investier­
te KNP Leykam 7,5 Mi l l iarden Schi l l ing in die Papierproduktion , um über 
niedrigere Kosten und bessere Qualität die Wettbewerbsfähigkeit zu si­
chern. Die Anzahl der Papiermaschinen in Gratkorn und Maastricht wurde 
von sieben auf vier reduziert. Das Werk Bruck, das holzhaltige gestrichene 
Magazinpapiere und Zeitungsdruckpapier produziert, wurde an die norwe-
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gisehe Gruppe Norske Skogindustrie A. S. verkauft. Die Papiergroßhand­
lungen wurden an KNP-B. T. veräußert und der dortigen Papiergroßhandels­
gruppe eingegliedert.46 

Die in die Fusion gesetzten Erwartungen des Mehrheitsaktionärs KNP­
B.T. erfüllten sich jedoch nicht. Nach überraschend schwachen Ergebnis­
sen von KNP Leykam im ersten Halbjahr 1 996 deutete KNP-B. T. einen Teil­
rückzug von der KNP Leykam an und gab bekannt, die Papiersparte nur 
noch defensiv zu betreiben und sich fortan auf die weitaus profitableren Be­
reiche Verpackungen und Dienstleistungen zu konzentrierenY Ein Jahr 
später wurde der Verkauf von KNP Leykam an die südafrikanische Sappi 
Ud. bekanntgegeben.  Die 1 936 gegründete Sappi Ud. ist integrierter Her­
steller von Zel lstoff, Papier und Holzprodukten und beschäftigte zum Zeit­
punkt der Übernahme von KNP Leykam weltweit etwa 23.000 Mitarbeiter. 
Trotz der führenden Rolle in den USA und Südafrika hatte Sappi Ud. in Eu­
ropa keinen bedeutenden Rang erreicht. M it dem Kauf von KNP Leykam 
(91 ,5% Beteiligung) positionierte sich Sappi nun in Europa als Nummer eins 
auf dem Sektor holzfrei gestrichener Papiere.4. � Seitens der Geschäftsfüh­
rung von KNP Leykam wurden die Vorteile der Ubernahme durch Sappi her­
vorgehoben :  Beim Einkauf spiele die Größe zunehmend eine Rolle, und 
auch Großkunden gegenüber, wie z. B. großen Verlagen und Zeitschriften ,  
habe man eine stärkere Position .  Zudem erhoffte man sich Know-how-Vor­
teile etwa von der amerikanischen Sappi-Tochter SO Warren.  Man zeigte 
sich optimistisch, gemeinsam mit Sappi der Expansion skandinavischer 
Papierkonzerne in Europa etwas entgegensetzen zu können .49 Eine gute 
Basis dafür war zweifel los die I nbetriebnahme einer 6,5 Mil l iarden Schil l ing 
teuren Papiermaschine im Jahr 1 998. I nteressant dabei ist, daß mit dem 
Bau der mehr als 300 Meter langen Maschine noch vor der Übernahme 
durch Sappi von KNP im Jahr 1 995 begonnen worden war. Gratkorn wäre 
zum hinsichtlich der Produktionskapazität größten Standort innerhalb des 
KNP-Konzerns geworden, hätte KNP nicht 1 997 den Rückzug aus der 
Papiersparte vollzogen. 

Wesentlich für die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der Österreichi­
schen Papierbranche im allgemeinen war und ist zweifel los die Liberalisie­
rung der europäischen Strommärkte. Österreichs Papierunternehmen wa­
ren bisher gegenüber skandinavischen Konkurrenten insofern benachteil igt, 
als sie höhere Strompreise zu zahlen hatten ,  was angesichts des hohen 
Energieverbrauchs in der Papiererzeugung einen bedeutenden Kostenfak­
tor darstel lte . Als Folge der Liberalisierungsschritte im Bereich der Elek­
trizitätswi rtschaft ist es heimischen Unternehmen mit einem jährlichen 
Stromverbrauch von mindestens 40 GWh pro Jahr seit Februar 1 999 mög­
lich, sich ihre Stromlieferanten im ln- und Ausland frei zu wählen. Die Öster­
reichischen Papiererzeuger haben die Wahlmögl ichkeit genützt, um durch 
Wechsel des Stromlieferanten bzw. Aushandeln besserer Konditionen mit 
den bisherigen Stromversargem beträchtliche Kosteneinsparungen zu er­
zielen. Hinzu kommt, daß mit der Bildung einer europäischen Währungsuni­
on währungsbedingte Wettbewerbsverzerrungen zugunsten skandinavi-
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scher - vorerst allerdings nur finnischer - Konkurrenten der Vergangenheit 
angehören. 

Das Beispiel Leykam Gratkorn zeigt, wie ein heimisches Industrieunter­
nehmen innerhalb eines Jahrzehnts in das Netzwerk zweier verschiedener 
internationaler Konzerne eingebunden wurde und im internationalen Wett­
bewerb mit dieser Strategie bestehen konnte. 

2.3 Kooperationen 

Unternehmerische Kooperationen sind ebenfalls eine häufig anzutreffen­
de Strategie im Umgang mit zunehmendem Wettbewerbsdruck. Unter "Ko­
operation" wird dabei im folgenden in Anlehnung an Hoffmann und Scherr 
(1 999) "eine auf den Aufbau und/oder auf den Erhalt von Wettbewerbsvor­
tei len ausgerichtete, intendiert symmetrische Verbindung von rechtlich 
selbständigen Unternehmen"50 verstanden. Zu den wesentlichen Merkma­
len von Kooperationen zählen demnach das Vorliegen eines Vertrages oder 
einer Abmachung,51 dessen bzw. deren einseitige Aufkündbarkeit, die stra­
tegische Zielsetzung in Richtung Erhaltung von Erfolgspotentialen und da­
mit die Ausrichtung auf eine Stärkung der Wettbewerbsposition. Weitere 
Merkmale sind die Beibehaltung der rechtlichen Selbständigkeit der betei lig­
ten Unternehmen (im Unterschied zu Fusionen, Übernahmen, Mehr- und 
Minderheitsbeteil igungen), der Verlust der wirtschaftl ichen Selbständigkeit 
im Kooperationsbereich und damit ein bewußtes, freiwil l iges Eingehen von 
Abhängigkeiten und die Verfolgung kompatibler, aber nicht notwendigerwei­
se identischer Ziele der an der Kooperation beteil igten Akteure. 

Die Zielsetzungen von Kooperationen und damit ihre inhaltlichen Aus­
gestaltungsformen können höchst mannigfaltig und unterschiedl ich sein .  
Kooperationen können der Begrenzung des Wettbewerbs - insbesondere 
Kooperationen mit potentiellen Konkurrenten - dienen.52 Ein schneller 
Markteintritt oder eine entsprechende Marktentwicklung, der Zugang zu neu­
en Technologien bzw. das Erlernen neuer Fähigkeiten sowie die Nutzung 
von Skaleneffekten und die Risikoteilung bzw. Risikoreduktion zählen eben­
falls zu den oft genannten Motiven von Kooperationen .53 

Fink und Klatzer ( 1 996) fassen die Bedeutung von Kooperationen im Um­
gang mit zunehmendem Wettbewerb folgendermaßen zusammen: "Ge­
genseitige Abhängigkeiten aller Art werden zunehmend größer. Einerseits 
kann mit Kooperationen unterschiedlicher Art der Wettbewerb begrenzt 
werden, und andererseits stel len Netzwerke eine Möglichkeit der kontrol l ier­
ten Auslagerung von Unternehmenstätigkeiten dar. Funktionen der 
Beschaffungs-, Dienstleistungs- und Absatzmärkte werden näher an das 
Unternehmen gebunden . Es kommt hierbei zu einem Know-how-Aus­
tausch, der für alle Betei l igten von Vortei l  sein kann.  Kleineren Unterneh­
men, vor allem potentiellen lntegrationsverlierern, können sich durch Koope­
ration mit starken Unternehmen neue Überlebenschancen eröffnen . . . . Da 
in vielen Fäl len Zulieferungen spezifische Anpassungen des Produktions­
prozesses und der Produktqualität der Vorprodukte erfordern , besteht eine 
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gewisse Ab-schottung gegenüber Konkurrenzprodukten . . . .  Die Macht­
relationen in derartigen Abhängigkeitsverhältnissen hängen von vielen Fak­
toren ab, letztlich ergibt sich der Spielraum für den Zulieferbetrieb jedoch 
aus dem Grad der Produktionsspezifika und der Kosten der Anpassung 
des Produktionsprozesses sowie aus den Bedingungen für die Übernahme 
von Produkthaftung und Gewährleistungen."54 

Stabile, vertraglich vereinbarte Zulieferbeziehungen gehören zu den - ge­
rade auch in der Steiermark - empi risch am häufigsten anzutreffenden 
Kooperationsformen. Fink (1 995) weist darauf hin, daß Zulieferbeziehungen 
vor allem eine gangbare Strategieoption für potentielle Verlierer in durch zu­
nehmenden Wettbewerbsdruck ausgelösten Integrationsprozessen sind. 

"Die Kapazitätsbegrenzungen der potentiell erfolgreichen Unternehmen öff­
nen den potentiellen Verlierern eine Überlebenschance. Diese Unterneh­
men können sich für Spezialisierungsstrategien als Zulieferer der erfolgrei­
chen Unternehmen entscheiden. Sie würden ihre Unabhängigkeit für das 
wirtschaftl iche Überleben opfern ."55 Zul ieferanten stehen verstärkt unter 
Kostendruck seitens ihrer Abnehmer und verlieren durch die feste Einbin­
dung in Zuliefernetzwerke sowohl Gestaltungs- als auch Preissetzungs­
spiel räume, gewinnen aber gleichzeitig eine gewisse Planbarkeil und Si­
cherheit des Absatzes. 56 

Eine auf vertraglich vereinbarten Zulieferbeziehungen basierende Strate­
gie verfolgt das Steirische Druckgrußwerk in Altenmarkt bei St. Gallen. Die­
ses Unternehmen versucht schon seit seiner Gründung vor zwanzig Jah­
ren konsequent, sich als Zulieferbetrieb für andere Unternehmen zu positio­
nieren, und ist ein Beispiel dafür, daß eine derartige Strategie zumindest 
hinsichtlich der Beschäftigungsentwicklung keinesfalls defensiv sein muß. 

2.3.1 Fallbeispiel 3: Steirisches Druckgußwerk Altenmarkt GmbH 

Das 1 980 gegründete Steirische Druckgußwerk (SDW) , das seit Ende 
1 999 zum international tätigen Schweizer Georg-Fischer-Konzern gehört, 
hat sich als globaler Automobi lzulieferbetrieb für hochwertige Aluminium­
und Magnesiumdruckgrußteile einen Namen gemacht. Am Standort Alten­
markt im Ennstal sind rund 500 Mitarbeiter beschäftigt. M it etwa 27 Prozent 
des Umsatzes ist Daimler Chrysler der größte Abnehmer; zum Kunden­
kreis zählen u. a. BMW, Ford, Volkswagen , Opel ,  Audi und Porsche.57 

Die Erfolgsgeschichte des Steirischen Druckgußwerkes begann 1 980, 
als es die Nachfolge des in Konkurs gegangenen Radiatorenherstellers 
Alucon antrat. 58 Begonnen wurde mit der Produktion von Kreissägetischen 
für einen Großabnehmer - mit 1 3  M itarbeitern. Bereits 1 981 weitete man 
das Erzeugungsprogramm aus: Nun produzierte das auf mehr als 20 Mit­
arbeiter gewachsene Unternehmen u .  a. IBM-Schreibmaschinentei le, 
Rasenmähergehäuse, Mopedfelgen und Rolltreppenstufen .59 Diese Pro­
duktpalette i l lustriert recht anschaulich die sehr früh eingeschlagene Aus­
richtung des Unternehmens auf eine kooperative Strategie in Form der Zu­
l ieferung von Produkttei len an andere Produzenten. 
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Das vielschichtige Erzeugungsprogramm führte zu einer vol len Ausla­
stung und ließ den Mitarbeiterstand stetig steigen. Schon damals belieferte 
man so namhafte Kunden wie General Motors, BMW und Audi .60 Im Jahr 
1 982 stieg die Mitarbeiterzahl auf 60, 1 986 waren schon mehr als 1 00 und 
1 990 mehr als 200 Mitarbeiter beschäftigt. Somit wurde das Steirische 
Druckgußwerk zum wichtigsten Arbeitgeber in der obersteirischen Region 
um St. Gallen. Diese Entwicklung der Mitarbeiterzahlen war auf eine sich 
ständig verbessernde Situation der Auftragslage und die damit verbundene 
Ausweitung der Produktionskapazitäten zurückzuführen .61 Der Bedarf an 
Erweiterungsinvestitionen war nicht zuletzt deshalb gegeben, weil man die 
in den achtziger Jahren neugegründeten Automobilwerke von BMW in Steyr 
und General Motors in Wien mit Druckgußteilen versorgte.62 Die einge­
schlagene Strategie als Zulieferer erfuhr damit erneut eine Festigung. 

Das SDW schaffte es, das Geschäftsvolumen zwischen 1 993 und 1 996 
mehr als zu verdoppeln,  nachdem das Unternehmen Anfang der neunziger 
Jahre infolge mangelnder Effizienz der Fertigung und Wettbewerbsfähigkeit 
in eine schwere Krise geraten war. Gerade die in dieser Schwächephase in 
verstärktem Ausmaß getätigten Sachinvestitionen sollten dem Unterneh­
men wieder Auftrieb verleihen.63 Als für den E rfolg des Unternehmens we­
sentlich sollte sich auch die zu dieser Zeit getroffene Entscheidung erwei­
sen, mit der damals völl ig neuen Technologie des Magnesiumdruckgusses 
zu arbeiten. Man erkannte die großen Absatzpotentiale in diesem Segment 
und rechnete sich als bereits etabliertes Unternehmen in der Automobilzu­
lieferindustrie gute Chancen aus. Heute steht das SDW bei der Produktion 
von Magnesiumteilen an der Weltspitze.64 Grundüberlegung war und ist das 
Bestreben der Autoindustrie , Aluteile durch die leichteren Magnesiumteile 
zu ersetzen, um eine Verringerung des Gesamtgewichts der Pkw zu errei­
chen. So hatte sich weltweit der Einsatz von Magnesiumteilen zwischen 
1 997 und 1 998 verdoppelt, wobei aus Sicht des SDW Volkswagen zum 
größten Abnehmer von Magnesiumteilen wurde.65 

Die gestiegene Nachfrage machte einen weiteren Ausbau des Standor­
tes Altenmarkt notwendig. Das Investitionsprogramm Ende der neunziger 
Jahre umfaßte die Verbesserung der Infrastruktur sowie den Bau neuer An­
lagen. Primär ging es dabei um die Herstel lung von großflächigen 
Magnesiumtei len für die deutsche und englische Automobil industrie. Sei­
tens der Unternehmensführung geht man davon aus, daß sich der Mag­
nesiumeinsalz in der europäischen Autoindustrie bis 2004 abermals ver­
doppeln wird.66 

Obwohl das SDW mit dem Ausbau des Magnesiumgusses in den letzten 
Jahren beachtliche Umsatzsteigerungen erzielen konnte, wächst der Druck 
auf die Autozulieferer ständig. Hinzu kommt, daß der Zuliefermarkt in den 
USA zunehmend mit dem europäischen konkurriert. US-Großkunden ver­
langen immer öfter von europäischen Lieferanten,  daß sie über eigene 
Produktionsstandorte vor Ort verfügen.67 Daneben sehen sich die Unter­
nehmen aus der Automobilzul ieferbranche generell neuen - aus ihrer Sicht 
problematischen - Entwicklungen ausgesetzt. So beabsichtigen die drei 
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großen Autokonzerne Daimler Chrysler, Ford und General Motors (GM), ein 
gemeinsames Internet-Unternehmen zu gründen , das den Einkauf der drei 
Riesen bündeln soll .  Auf diesem elektronischen Marktplatz könnten Autotei­
le weltweit ausgeschrieben und an den Bil l igstbieter vergeben werden . Zu­
lieferer, die nicht im E-Business tätig sind, hätten dann keine Chance mehr, 
an Aufträge heranzukommen . Auch andere Automobilhersteller planen be­
reits, den Ankauf von Zulieferteilen künftig über Internet abzuwickeln .68 

Trotz dieser sich abzeichnenden Entwicklung und des immensen Preis­
drucks im Automobillieferbereich ist das Druckgußwerk Altenmarkt ein gu­
tes Beispiel dafür, daß Kooperation in Form einer Zulieferbeziehung zu er­
heblichen Beschäftigungszuwächsen führen kann .  Nichtsdestoweniger 
bekommt auch diese Branche die Folgen des globalen Wettbewerbsdrucks 
über Anpassung der Zulieferbedingungen zu spüren. Als ein weiterer Nach­
tei l ist zweifel los der einseitig ausgerichtete Kundenkreis und die damit ver­
bundene hohe Abhängigkeit von Entwicklungen in der Automobilindustrie zu 
nennen. 

2.4 Auslagerungen, Ausgliederungen und Stillegungen 

Gerade die Öffnung des europäischen Ostens hat die Auslagerung bzw. 
Verlagerung spezifischer Produktionsschritte zu einer oft gewählten unter­
nehmerischen Strategie heimischer I ndustriebetriebe werden lassen. Hin­
ter diesen Auslagerungen stehen im wesentlichen zwei Motive: Zum einen 
versuchen Unternehmen die beträchtlichen Lohndifferentiale zwischen 
Österreich und den Ländern des Ostens zu nutzen, zum anderen sind 
Produktionsauslagerungen auch ein wichtiges Instrument, um den Marktzu­
tritt auf diesen neuen Märkten zu gewährleisten.69 Die Auslagerung umfaßt 
dabei in erster Linie lohnkostenintensive Teile von Produktionen . Andere 
Unternehmensfunktion sind davon weitaus weniger betroffen.  "Die Auslage­
rung einfacher Produktionsschritte, welche nur niedrige Lohnkosten ,vertra­
gen', in Niedriglohnländer dient dazu, den Markterfolg der (österreichischen) 
Unternehmen im europäischen Markt zu sichern . Dabei werden von der 
Österreichischen Zentrale wertschöpfungs- und lohnintensive Dienstleistun­
gen erbracht, wie Management, Vertrieb, Firmenplanung, Akquisition, Mar­
keting, Finanzdienste, Forschung und Entwicklung und vieles mehr."70 

Neben der grenzüberschreitenden Auslagerung gewinnen Ausgliederun­
gen von Unternehmensteilen in eigenständige Unternehmen immer mehr 
an Bedeutung. "Wenn das Lohnniveau zu hoch ist (was in den Augen von 
Unternehmern der Normalfall sein dürfte) und wenn es leicht ist, neue Un­
ternehmen zu gründen, dann gl iedern die Großunternehmen einzelne Be­
schäftigte oder Beschäftigungsgruppen in separate Unternehmen aus. Da 
das Einkommen von kleinen Unternehmern nicht durch die Gewerkschaf­
ten regul iert wird und diversen Pflichtversicherungen unterliegt (wie zum 
Beispiel gegen Arbeitslosigkeit) und der kleine Unternehmer diverse Risiken 
vollständig selber tragen muß, kann das dominierende Unternehmen Lei­
stungen von den ausgegliederten Unternehmen zu niedrigeren Kosten zu-
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kaufen, als es einem Angestellten Lohn zahlen müßte. Auf diese Weise ge­
l ingt es, die kollektiwertragl ich geregelten Sozialstandards für die Arbeiter 
und Angestellten zu umgehen . . . .  Der Prozeß der Ausgliederung schwacher 
und abhängiger Unternehmen wird durch die Integration noch beschleunigt. 
Wobei auch Unternehmen aus Bereichen mit n iedrigeren regul ierten Löh­
nen an Unternehmen mit hohen Kollektiwertragslöhnen herantreten und die 
Übernahme spezifischer Leistungen anbieten."71 Diese Ausgliederungen ­
die im wesentlichen auf die Verringerung von Arbeitnehmeransprüchen ab­
zielen - betreffen sehr häufig den Bereich industrienaher Dienstleistungen. 
Bayer weist darauf h in ,  daß sich auch durch diese Ausgliederungen die 
Industriebeschäftigung (statistisch) anhaltend verringert, während die Be­
schäftigung im Dienstleistungsbereich (statistisch) konstant zunimmt. 

"Dies hängt mit der derzeit laufenden Welle von Ausgliederungen von Unter­
nehmensteilen in eigenständige Gesellschaften zusammen. Das Tätigkeits­
profil der Beschäftigten ändert sich kaum."72 

Letztl ich können auch Sti l legungen bestimmter Unternehmensteile zur 
Stärkung der verbleibenden Unternehmensbereiche einen Beitrag zur Er­
höhung der Wettbewerbskraft eines Unternehmens leisten . 

Als Fallbeispiel für eine stark an Auslagerungen , Ausgliederungen und 
Stillegungen zur Stärkung des Unternehmenskerns orientierte Strategie soll 
im folgenden die ehemalige Waagner-Bir6 AG - insbesondere ihr Standort 
in Graz - dienen. 

2.4.1 Fallbeispiel 4: AE Energietechnik GmbH (Waagner-Bir6 AG) 

Die ehemalige Waagner-Bir6 AG hatte jeweils einen Betriebsstandort in 
Graz und in Wien. Die aus dem G razer Standort hervorgegangene AE 
Energietechnik GmbH ist ein im Bereich Energie- und Umwelttechnik tätiges 
Unternehmen und versteht sich als Systemanbieter für Energieversor­
gungsunternehmen, Kommunen und Industrie. Seit 1 999 ist die AE Energie­
technik in die internationale Unternehmensgruppe Babcock Borsig Power 
mit dem Firmensitz im deutschen Oberhausen integriert.73 

Eine erste schwere Krise erlebte die Waagner-Bir6 AG Mitte der achtziger 
Jahre. Das bei weitem wichtigste Produkt aus der breiten Produktpalette von 
Waagner-Bir6 waren zu dieser Zeit Kessel aller Art - vor allem solche für 
thermische Kraftwerke. Die Auftragslage war für Österreichs Kesselbauer 
in den Jahrzehnten davor bis in die siebziger Jahre vorhersehbar und plan­
bar - auf die Aufträge der Österreichischen Energiewirtschaft konnte man 
sich verlassen .  Die Ausbaupläne der E-Wirtschaft reichten bis ins nächste 
Jahrhundert und legten exakt fest, wann und wo das nächste Kraftwerk ge­
baut werden würde. Die entsprechenden Aufträge teilten die Österreichi­
schen Anlagenbauer untereinander auf. Eine Zäsur dieser recht un­
spektakulären, von wenig Wettbewerb geprägten Phase bildete die Volks­
abstimmung über das Kernkraftwerk Zwentendorf. Nach dem negativen 
Ausgang der Volksabstimmung wurde der heimische Anlagenbau in hohem 
Maße mit Aufträgen aus dem Inland eingedeckt, da nun der Bau kalorischer 
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Kraftwerke forciert wurde. Der Auftragsboom veranlaßte die Produzenten 
zu einem folgenschweren Schritt: Um die dichten Auftragspläne erfü l len zu 
können, zogen sie sich aus den ohnehin hart umkämpften Auslandsmärk­
ten zurück und gaben somit ihre traditionellen Exportmärkte auf. 

Auch Waagner-Bir6 hatte infolge dieser Fehlausrichtung mit Problemen 
zu kämpfen. So kam es in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre zu einer 
Umstrukturierung und Neuausrichtung der Unternehmensstrategie, als 20 
Prozent der Belegschaft abgebaut wurden und man durch verstärktes Mar­
keting die traditionellen Exportmärkte Nordamerika, COMECON sowie Na­
her Osten wieder Schritt für Schritt zurückerobern konnte. Der Auftragsein­
gang wurde mehr als verdoppelt, und der Exportanteil am Umsatz ver­
sechsfachte sich . 

1 990 scheiterten Fusionsgespräche zwischen Waagner-Bir6 und der 
staatl ichen SGP am Widerstand der Waagner-Bir6-BelegschafU4 Motiv 
des Zusammengehens war die Überlegung, daß sich die beiden Unterneh­
men gegenseitig konkurrenzierten, im internationalen Kontext aber zu klein 
waren .75 Nach dem Scheitern der Fusion erfolgte 1 991 eine Neuorganisa­
tion von Waagner-Bir6, indem man aus der ursprünglichen Waagner-Bir6 
AG zwei operative Gesellschaften ausgl iederte, die Waagner-Bir6 Ener­
gy & Environment GmbH mit Sitz in Graz und die Waagner-Bir6 Stahl- und 
Maschinenbau GmbH mit Sitz in Wien.76 ln weiterer Folge kam es 1 992 zur 
Fusion der Waagner-Bir6 Energy & Environment GmbH mit der SGP-VA­
Energie und Umwelt GesmbH. Am neuen Unternehmen Austrian Energy & 
Environment GesmbH waren die Austrian lndustries AG und die Waagner­
Bir6 AG mit je 50 Prozent beteil igt. Das Werk Graz, das damals rund 1 200 
Mitarbeiter beschäftigte, sollte sich auf die Bereiche Rauchgasentschwe­
felung und Kesselbau konzentrieren.Y7 Das neue Unternehmen setzte vor­
rangig auf Umweltprojekte in den östlichen Nachbarländern mit finanzieller 
Unterstützung durch den Öko-Fonds.78 

Nichtsdestoweniger standen vor allem die Personalreduktionen in Graz im 
Zentrum der Diskussionen. So wurde 1 995 trotz guter Auftragslage 200 Mit­
arbeitern gekündigt. Die Unternehmensführung rechtfertigte den Schritt mit 
dem Hinweis auf die internationale Konkurrenz, die die Anlagenbauer zu­
nehmend zwang, bi l l iger zu produzieren. Ostöffnung und Liberalisierung 
der Energieversorgung lösten einen Konkurrenzkampf aus, den es Anfang 
der neunziger Jahre noch nicht gegeben hatte. Es kam verstärkt zur Aus­
lagerung der weniger anspruchsvollen, aber lohnintensiven Fertigung vor­
zugsweise in Ostländer. Montagen und Dienstleistungen wurden verstärkt 
extern vergeben, was zur Folge hatte , daß man die Kapazitäten in Wien und 
Graz nicht auslasten konnte.79 1 996 gründete man am Standort Graz die 
AE-Industrieservice GmbH mit 280 Mitarbeitern. Dabei handelte es sich um 
die Verselbständigung bzw. Ausgliederung der ehemaligen Montage­
dienstleistungen mit speziellem Know-how im Bereich technischer Neue­
rungen , l nstandhaltungen und Serviceleistungen. Ein Ergebnis der Um­
strukturierung der Austrian Energy war, daß man innerhalb weniger Jahre 
die Exportquote von etwa 20 auf mehr als 80 Prozent steigern konnte.80 
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Außerdem setzte man mit der Übernahme ausländischer Unternehmen im 
Bereich Umwelttechnik verstärkt auf Internationalisierung, verbunden mit 
Auslagerungen bestimmter Produktionen .81 So versicherte die Unterneh­
mensführung im Jahr 1 994, man werde die Kernkompetenzen keinesfalls 
aufgeben,  da bei Stammkunden Vertrauenssache sei, "daß man einen 
Kessel bauen kann" . Zwei Jahre nach diesen Beteuerungen wurde die 
Kesselfertigung im Werk G raz aufgelassen und an einen Standort der 
Austrian-Energy-Gruppe nach Kroatien verlagert. 1 20 Mitarbeitern des Wer­
kes Graz wurde als Folge dieser Auslagerung gekündigt.82 

Die nächste Weichenstellung für den Standort Graz erfolgte 1 998, als die 
VA Technologie AG einen teilweisen Rückzug aus der Austrian Energy an­
kündigte. Die Österreichischen Austrian-Energy-Standorte Graz, Wien und 
Linz sollten als reine Engineeringzentren bestehen bleiben. Die Notwendig­
keit einer Umstrukturierung wurde damit begründet, daß die europäischen 
Energieversarger angesichts der Strommarktl iberalisierung ihre I nvestitio­
nen drastisch eingeschränkt hätten und überdies die Preise um die Hälfte 
eingebrochen seien.83 I m  Februar 1 999 fanden die Bemühungen der VA 
Technologie AG, für die Austrian Energy einen branchenverwandten Partner 
zu finden, ihren Abschluß. VA Technologie und die deutsche Unterneh­
mensgruppe Babcock Borsig Power vereinbarten ein Joint-venture im Be­
reich konventioneller Kraftwerke und Umwelttechnik. Damit wurde nach ei­
ner erneuten Ausgliederung, diese betraf den Bereich der Wassertechnik, 
die Austrian Energy in die Babcock Borsig Power (BBP) integriert.84 Der 
Mitarbeiterstand des Standortes Graz sank ein weiteres Mal auf rund 600, 
während er Anfang der achtziger Jahre noch etwa 1 .800 betragen hatte . 

2.5 Preiswettbewerb 

Zentrales Element des Preiswettbewerbs sind Kostensenkungs­
programme auf unterschiedlichen Ebenen . Neben Lohnsenkungen stehen 
dabei vor allem Rationalisierungsmaßnahmen zur Produktivitätssteigerung 
im Vordergrund. Solche Strategien werden vor allem von jenen Unterneh­
men bevorzugt gewählt, welche aufgrund der Beschaffenheit ihrer Produk­
te andere produktbezogene Strategien wie Produktdifferenzierung, Produkt­
höherentwicklung und dergleichen nur bedingt einsetzen können. Dies gilt 
vor allem für den Basissektor der heimischen I ndustrie. "Die höchsten mit 
I nvestitionen verbundenen Rationalisierungsanstrengungen wurden im 
Basissektor vorgenommen, welcher aufgrund sehr guter Gewinne in den 
letzten Jahren um jeweils ein Drittel mehr investierte als vorher. Es wurden 
jedoch auch überdurchschnittlich viele Beschäftigte abgebaut. Damit stieg 
auch die Produktivität überdurchschnittlich . . . .  Dies mag zwar mit der ver­
schärften Konkurrenz im EU-Raum in Beziehung stehen , ist jedoch eher 
durch die Zunahme globalen Wettbewerbs besonders bei relativ standardi­
sierten Massengütern zu erklären, wo Standorte am Ort des Rohstoffvor­
kommens - solche mit geringen Energiekosten - mit jenen nahe bei den 
Verbraucherzentren zunehmend miteinander konkurrieren."85 
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Die Entwicklung des Phil ips-Werkes in Lebring zeigt anschaulich, wie ein 
Unternehmen bzw. ein Standort versucht (hat) , fast ausschl ießl ich über 
Kostensenkungsstrategien verbunden mit produktivitätssteigernden Ratio­
nal isierungsmaßnahmen dem (Preis-)Wettbewerb standzuhalten. 

2.5.1 Fallbeispiel 5: Philips Components Lebring GmbH 

Die Phi l ips Components Lebring GmbH besteht seit 1 974 - wenn auch 
nicht immer unter diesem Firmennamen - und produziert seit etwa zwei 
Jahren Computermonitorröhren, nachdem man vorher auf die Produktion 
von Bildröhren fü r Farbfernseher spezial isiert gewesen war. Das Werk 
Lebring beschäftigt derzeit etwa 600 Mitarbeiter und hat einen Exportanteil 
von 99 Prozent. 

Läßt man die letzten fünfzehn Jahre Revue passieren, so stellt 1 988 ein 
wichtiges, wenn auch für die Belegschaft von Phil ips Lebring unerfreul iches 
Jahr dar. Damals sah sich die Unternehmensleitung als Folge zunehmen­
der Konkurrenz von Bill iganbietern aus Fernost gezwungen, 200 Leuten zu 
kündigen. Gleichzeitig stellte man von Vierschicht- auf Dreischicht-Betrieb 
um,  obwohl der Vierschicht-Betrieb in der Produktion drei Jahre zuvor auf 
Drängen der Unternehmensleitung eingeführt worden war. Das Werk 
Lebring war 1 985 mit einem Kostenaufwand von 750 Mi l l ionen Schil l ing er­
weitert und modernisiert worden, um für die damalige Zeit neuartige Bildröh­
ren herzustellen .86 Die U mstellung war notwendig geworden ,  weil der 
Standort Lebring in der herkömml ichen Produktion innerhalb des Konzerns 
Konkurrenz bekam. Eine Phil ips-Großfabrik in Taiwan konnte wesentlich bil­
l iger anbieten ,  was Phi lips Lebring letztl ich zwang, die Produktion auf die 
neue Technologie umzustel len.87 Mit der Produktionsumstellung verbunden 
war eine drastische U mstrukturierung des Werkes: Zwischen 1 986 und 
1 992 fiel der Mitarbeiterstand von 1 .300 auf 720, organisatorische Mit­
arbeiterschulungen in Technik und Produktion standen von nun an auf der 
Tagesordnung, Robotertechnik, Mechanisierungen und Automatisierungen 
sowie teilautonome Arbeitsgruppen prägten den Betriebsalltag.88 Nach ei­
ner Periode schlechter Auftragslage traf Phil ips 1 993 die Entscheidung, in 
eine neue Produktionslinie für hochauflösende Farbmonitore zu investieren. 
Zwei Jahre später entschloß man sich für den Ausbau dieser Linie. Von nun 
an setzte Phil ips Lebring auf die Produktion hochauflösender Monitorröhren 
(CMT = Colour Monitor Tube) . Motiv für diese Entscheidung waren der PC­
Boom und die prognostizierten Steigerungsraten in diesem Sektor, so daß 
die Neuausrichtung der Produktion eine Erhöhung der Rentabil ität des 
Standortes Lebring bringen sollte.89 Angesichts weltweiter Überkapazitäten 
und Preiserosionen bei Bildröhren wurde vorerst allerdings nur die Hälfte 
der geplanten Investition von 1 ,3 Mil l iarden Schil l ing in Lebring realisiert.90 

1 997 kam es abermals zu organisatorischen Veränderungen bei Phi l ips 
Leb ring: Umstellung auf Vierschicht-Betrieb für vorerst 300 der damals 1 .000 
Mitarbeiter (inklusive Teilzeitkräften) und Reduktion der Wochenendarbeit in 
diesem Bereich um zwei Stunden .91 Zusätzl ich wurde mit Gewerkschaft 
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und Betriebsrat vereinbart, in einer ersten Phase 1 70 und in einer späteren 
Phase weitere 1 80 Personen über eine Personalleasing-Firma anzuwer­
ben. Begründet wurden diese Umstellungen von der Unternehmensführung 
mit den hohen Lohn- und Lohnnebenkosten in Österreich, die eine kontinu­
ierliche Auslastung der Maschinen notwendig machten. Leise drohend fügte 
man hinzu, daß der Standort Lebring bei Nichtflexibil isierung der Arbeitszeit 
ein Problem bekomme, da in den ost- und mitteleuropäischen Nachbarlän­
dern die Arbeitskräfte in der Qualität der Produktion aufgeholt hätten .92 

1 999 stellte Phil ips Lebring die Herstellung von Farbbildröhren für Fern­
sehgeräte endgültig ein, nachdem man bereits 1 994 den Beschluß gefaßt 
hatte, sich fortan auf die Produktion von Computermonitorröhren zu kon­
zentrieren. Stark fallende Marktpreise und Marktanteilsverluste bei Fern­
sehbildröhren sowie die negativen Auswirkungen der Asienkrise gaben letzt­
l ich den Ausschlag für die Einstellung.93 Begleitet wurde diese von einem 
weiteren Rationalisierungsschub. So stellte die Unternehmensführung ei­
nen G roßteil der Belegschaft vor die Wahl ,  über Änderungskündigungen 
eine 1 5prozentige Lohnkürzung hinzunehmen oder das Unternehmen zu 
verlassen.94 Untermauert wurde die Forderung mit dem Hinweis, alle 1 3  
Philips-Werke in Österreich außer Lebring, welches 200 Mil l ionen Schil l ing 
Verlust machte, hätten 1 998 die gesteckten Ziele erreicht. Als Ursache für 
die Probleme in Lebring wurde der massive Preisverfall bei Bildröhren in 
den zwei Jahren zuvor angegeben, was auch der Grund war, warum man 
vom ursprünglich geplanten Ausbau auf vier Produktionslinien für Com­
putermonitorröhren nur  zwei Linien real isierte.95 Letztl ich akzeptierte ein 
Großteil der Stammarbeiter des Werkes Lebring eine 1 5prozentige Kür­
zung der Bruttolöhne. Ende 1 999 gab Phil ips schließlich bekannt, die ur­
sprüngl ich geplanten Fertigungsl in ien für Computermonitorröhren mit ei­
nem Investitionsvolumen von 700 Mil l ionen Schill ing fertigzustellen.96 

Das Beispiel Phil ips Lebring zeigt anschaulich, wie ein Unternehmen über 
den Preiswettbewerb versucht, Marktanteile zu gewinnen oder zumindest 
zu halten. Die eingeschlagenen Strategien hatten/haben oftmals aus­
schließl ich den Zweck, die Kosten und somit den Preis der Produkte zu 
senken. Andere Unternehmensstrategien spielten/spielen im Vergleich 
dazu eine eher untergeordnete Rolle. 

2.6 Weitere Unternehmensstrategien 

Neben den bisher skizzierten Unternehmerischen Strategien im Umgang 
mit dem zunehmenden Wettbewerb haben heimische Industrieunterneh­
men noch eine Menge weiterer Strategien eingesetzt, um sich den geänder­
ten Wettbewerbsverhältnissen anzupassen. Dazu zählen die Bearbeitung 
neuer Märkte über Lizenzvergaben, Joint-ventures mit örtlichen Handelsbe­
trieben, Kooperationen mit lokalen Produzenten, Franchise-Verträge zum 
Aufbau eines Vertriebsnetzes oder die Errichtung ausländischer Vertriebs­
niederlassungen zwecks Werbung, Schulung und Service. Oft werden vor 
Ort zusätzl iche Geschäftsbereiche wie Reparatur, Lager und Montage bis 
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zur Produktion für den lokalen Markt bei g leichzeitiger I mportsubstitution 
angesiedelt. 97 

Zu weiteren, eher offensiven Strategien zählt die Entwicklung neuer Pro­
dukte bzw. die Verbesserung der bestehenden Produktion durch verstärk­
te Anstrengungen im Bereich Forschung und Entwicklung. Innovationen als 
Strategie im Umgang mit zunehmendem Wettbewerb spielen jedoch nicht 
nur  hinsichtlich der Produkte eine Rolle, sie können sich auch auf die 
Produktionsverfahren oder die Unternehmensorganisation beziehen. Gera­
de auch organisatorische Innovationen zählen zu den wichtigen Strategien 
bei zunehmender Internationalisierung der Wirtschaft. 

Kapazitäts- und Sortimentserweiterungen, die Verstärkung von Marke­
tingaktivitäten auf bestehenden Märkten oder die Konzentration auf unter­
nehmerische Kernbereiche durch eine Straffung der Produktpalette zählen 
ebenfalls zu den häufiger anzutreffenden Unternehmensstrategien bei zu­
nehmendem Wettbewerbsdruck. Schließlich kann es für Unternehmen 
auch durchaus zweckmäßig sein,  sich zunehmend um öffentliche Subven­
tionen zu bemühen. "Trotz geänderter Rahmenbedingungen innerhalb der 
EU in bezug auf öffentl iche Förderungen geht das Pokern um öffentliche 
Subventionen weiter. Nach wie vor lautet der Kern der Verhandlungs­
strategie der Unternehmen Förderungen oder Arbeitsplatzverlust."98 

Soviel zur Trennung unterschiedlicher unternehmerischer Strategien in 
einem von Wettbewerb geprägten Umfeld. Im  täglichen Konkurrenzkampf 
setzen Unternehmen eine Vielzahl dieser getrennten Strategien gleichzei­
tig und in unterschiedlichen Kombinationen und Verknüpfungen ein.  "Die 
Diskussion der Hauptlinien der Unternehmensstrategien als Antwort auf die 
EU-Integration zeigt deutlich, daß mit der Konzentration auf eindimensionale 
Strategiemuster wenig zu erreichen ist. Erfolgreiche Unternehmen planen 
einen mehrgleisigen Weg."99 

Die ehemalige Steirerbrau AG ist ein Beispiel für die Verfolgung einer kon­
sequenten Markenpolitik selbst bei Aufgabe der Unternehmerischen Selb­
ständigkeit durch die Einbindung in einen großen Österreichischen Brau­
konzern . Eine forcierte Exportpolitik ist ein weiteres Kennzeichen dieses 
Unternehmens. 

Die Siemens SGP Verkehrstechnik GmbH mußte nach der Einbindung in 
den multinationalen Siemens-Konzern ihre ursprüngl ich umfangreiche Pro­
duktpalette (verschiedene Schienfahrzeuge) auf die ausschließliche Pro­
duktion von Drehgestellen für Schienfahrzeuge reduzieren. Notwendig wur­
de diese Bereinigung nicht zuletzt durch eine fundamental geänderte Ver­
haltensweise h !!lsichtlich der Auftragsvergabe des einstmals wichtigsten 
Auftraggebers OBB. 

Den steirischen Holzverarbeitungsbetrieben der Familie Leitinger gelang 
es, mit einer Strategiekombination aus hohem Technologie-Know-how, ver­
stärkten Exportaktivitäten in Verbindung mit Vertriebskooperationen, Koope­
rationen zur Ressourcensicherung und einer kontinu ierl ichen Sortiment­
erweiterung von einem kleinen Famil ienbetrieb zu einem hinsichtlich der 
Beschäftigtenzahl regional bedeutenden Unternehmen zu expandieren. 
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2.6.1 Fallbeispiel 6: Brau-Union AG (Steirerbrau AG) 

Die Brauereien Gösser, Reininghaus und Puntigam bi ldeten bis 1 998 die 
Steirerbrau AG und sind seit einer Fusion mit der Oberösterreichischen 
Brau AG Teil der börsennotierten Brau-Union AG. Die steirischen Standor­
te der Brau-Union AG beschäftigen derzeit etwa 875 Mitarbeiter. 

Als zentrale Strategie der Steirerbrau AG in den letzten fünfzehn Jahren 
lassen sich Produktinnovation und konsequente Markenpolitik ausmachen.  
Dem U mstand Rechnung tragend, daß der Pro-Kopf-Verbrauch bei alko­
holfreien Getränken in den achtziger Jahren weit stärker stieg als jener bei 
Bier, forcierte die Steirerbrau AG die Produktion qual itativ hochwertiger und 
neuer (alkoholschwacher) Biere, um ihre Marktanteile nicht über Preise, 
sondern über die Qualität ihrer Produkte zu steigern oder zumindest zu hal­
ten.  Gleichzeitig versuchte man durch verstärkte Produktion von alkoholfrei­
en Getränken sowie der Beteiligung an Produzenten von alkoholfreien Ge­
tränken der Entwicklung Rechnung zu tragen.  So konnte man beispielswei­
se mit dem Leichtbier "Reininghaus L" und der alkoholfreien Sorte "Ciaus­
thaler'' Ende der achtziger Jahre eine hohe Kundenakzeptanz und dement­
sprechende Zuwachsraten erzielen. 100 Neben dem Export der eigenen Pro­
dukte gelang es der Steirerbrau AG, über Uzenzerzeugungen den Absatz 
im Ausland zu steigern. Beispielhaft sei hier eine Lizenzproduktion in Süd­
schweden genannt, die den Export von originalem "Gösser''-Bier nach 
Schweden aufgrund des großen Erfolges hinfäl l ig machte. 101 

Im Bereich Marketing und Kommunikation hat die Steirerbrau ab 1 991 ihre 
auf Markenstärke ausgerichtete Politik noch verstärkt. Für die drei Marken 
Gösser, Puntigamer und Reininghaus wurde eine noch schärfere Abgren­
zung vorgenommen, die sicherstel len sollte, daß sich die Marken auf dem 
Markt nicht gegenseitig blockieren, sondern sinnvoll ergänzen. Gösser wur­
de im besonderen mit den Werten Qual ität und Tradition besetzt, ausge­
drückt in besonderer Betonung der natürlichen Rohstoffe. Puntigamer sol l­
te Gesell igkeit und Gemütlichkeit, die Marke Reininghaus das Besondere 
und Edle der Steiermark vermitteln. Im Zuge der Neukonzeption kam es zu 
einem Wechsel der Werbeagentur bei Reininghaus und Puntigamer, außer­
dem wurde Gösser im Sinne einer verstärkten internationalen Ausrichtung 
Hauptsponsor des Österreichischen Damen-Schi-Nationalteams. 102 Als 
weiteres Beispiel eines konsequenten Marketings ist der mit Sturm Graz 
abgeschlossene Sponsorvertrag bezüglich der Marke Puntigamer zu er­
wähnen. Angesichts dieses Marketingaufwandes verwundert es nicht, daß 
die Marke Gösser in einer "Spectra"-Meinungsumfrage mehrheitlich als be­
deutendste heimische Biermarke der letzten Jahrzehnte bezeichnet wurde. 

1 992 war für die Steirerbrau eine Zäsur und ein Jahr der Bewährung. Die 
Creditanstalt-Bankverein hatte ihren Aktienanteil an der Steirerbrau an die 
Österreich ische Brau-Beteil igungs-Aktiengesellschaft (BBAG) verkauft, 
womit der Oberösterreichische Konkurrent Brau AG, der zu 1 00 Prozent der 
BBAG gehörte, plötzlich mit der Steirerbrau eine gemeinsame Dachgesell­
schaft hatte. Seide Unternehmen hatten damals einen gemeinsamen Anteil 
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von rund 60 Prozent am Österreich ischen Markt . 103 Was dann folgte, wird 
woh l  als oberösterreich isch-stei rischer Bierkrieg in die Österreichische 
Wirtschaftsgeschichte eingehen. Es wurden sogar Befürchtungen laut, das 
stolze Bierland Steiermark könnte zu einer Oberösterreichischen Kolonie 
degradiert werden. 104 Letztlich konnte der "Bierkrieg" aber nach einigen Ge­
richtsverhandlungen, zahlreichen Diskussionen und Verzögerungen been­
det werden: Ergebnis der Transaktionen war, daß Brau-AG und Steirerbrau 
Schwesterfirmen unter der gemeinsamen Bier-Holding Brau-Union AG wur­
den . Eine Aktion, die auf den europäischen und nicht den Österreichischen 
Markt abzielte, wie ein BBAG-Vorstandsmitglied damals betonte. 105 

Die Steirerbrau AG verfolgte als Teil der Brau Union im großen und gan­
zen ihre bewährte Markenstrategie weiter, wenngleich es in Tei lbereichen, 
wie zum Beispiel dem Vertrieb, unterschiedliche Auffassungen hinsichtlich 
der Unternehmenspolitik gab.106 Nichtsdestoweniger führte man die innova­
tive Produktpolitik weiter und erreichte mit der Einführung des "Puntigamer 
Radler", einem Mix-Getränk aus Puntigamer-Bier und Zitronenlimonade, 
eine derart hohe Kundenakzeptanz, daß die angepeilten Absatzmengen bei 
weitem übertroffen wurden . Einen ähnl ichen Erfolg erzielte man mit dem 
Winterbier. 1 07 Der Plan , mit der Erzeugung einer neuen Biersorte, des 
Gösser "Iee", eine neue Konsumentenschicht, nämlich junge Leute, anzu­
sprechen, ging voll auf - die Mengenplanungen mußten in der ersten Pha­
se um das Vier- bis Fünffache nach oben korrigiert werden .108 Die Produk­
tion in der Brauerei Göss wurde außerdem dahingehend verändert, daß seit 
Oktober 1 996 nach dem CULT-Verfahren (Cold Filtered for Ultimate Leading 
Taste) gebraut wird .  Durch dieses äußerst aufwendige Verfahren war es 
möglich geworden, so die offizielle Firmendarstellung, die Frische des La­
gerkellers unbeeinflußt an den Konsumenten weiterzugeben. 109 Im Bereich 
des Vertriebes intensivierte die Steirerbrau ihre Bemühungen, auf dem 
amerikanischen Markt stärker Fuß zu fassen,  und positionierte sich mit der 
Gründung einer Tochtergesellschaft auf dem slowenischen Markt . 1 10  

1 997 kam es schl ießl ich zur Verschmelzung von Brau AG und Stei­
rerbrau zur "Brau-Union Österreich Aktiengesellschaft". Die BBAG­
Konzernspitze11 1  begründete den Schritt mit Strukturänderungen im euro­
päischen Biermarkt und vorhandenem SynergiepotentiaL Gleichzeitig be­
tonte man, Steirer�rau und Brau AG gingen als "gleichberechtigte Partner'' 
in die Brau-Union Osterreich AG, um damit die "Uraltängste" der Steirer vor 
einer feindlichen Übernahme zu zerstreuen. Der Marktanteil des neuen Un­
ternehmens in Österreich betrug damals 59 Prozent, zu dessen wichtigsten 
Marken zählen Gösser, Kaiser, Zipfer, Puntigamer, Schwechater, Rei­
ninghaus, Wieselburger, Steffl , Schloßgold, Grieskirchner, Edelweiß und 
Adambräu. 1 1 2  

2.6.2 Fallbeispiel 7: Siemens SGP Verkehrstechnik GmbH 

Die Siemens SGP Verkehrstechnik GmbH (SGP) ist einer der traditions­
reichsten Industriebetriebe im steirischen Wirtschaftsraum und besitzt jahr-
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zehntelange Erfahrung auf dem Gebiet des Schienenfahrzeugbaues. Das 
Produktprogramm umfaßte noch in den achtziger Jahren Güterwagen, 
Fahrzeuge für den kombinierten Verkehr, Container, Reisezugwagen , 
Bahnpostwagen, Triebwagenzüge und Elektromotiven,  während man heu­
te als Folge der Einbindung in den Siemens-Konzern ausschließlich Dreh­
gestelle für Eisenbahnzüge, Straßen- und U-Bahnen produziert. Gegen­
wärtig beschäftigt das Werk Graz etwa 430 Mitarbeiter. 

Charakteristisch für die SGP war noch in den achtziger Jahren die tradi­
tionell große Abhängigkeit von Aufträgen der Österreichischen Bundesbah­
nen (ÖBB). Das Fahrzeugbeschaffungsprogramm der ÖBB war auf Drän­
gen der Regierung so großzügig angelegt worden, daß teilweise fabriks­
neue Güterwaggons mangels Bedarfs direkt auf Abstellgleisen landeten. 1 13  
Dementsprechend negativ wirkte sich Mitte der achtziger Jahre das Absin­
ken der Bestel lungen seitens der ÖBB aus. Zusätzliche Auslandsaufträge 
vermochten den Entfall des Inlandsgeschäfts nicht zu kompensieren, und 
so sank der Mitarbeiterstand im Werk Graz von 1 500 im Jahr 1 979 auf rund 
850 zehn Jahre später. 1 14 

Angesichts der Abnahmesicherheit durch die ÖBB waren Unternehmens­
strategien nach wettwerblichen Maßstäben eher schwach ausgeprägt, und 
dort, wo es solche Ansätze gab, wurden diese über politische Einflußnah­
me des Eigentümers Republik Österreich gebremst. Symptomatisch dafür 
war die in auftragsschwachen Zeiten regelmäßig gestellte Forderung von 
Politikern, man solle geplante Aufträge vorziehen, um den Mitarbeiterstand 
aufrechtzuerhalten bzw. die Existenz des Unternehmens zu sichern . 1 1 5  Die 
Hauptstrategie in auftragsschwachen Zeiten bestand in regelmäßig wieder­
holten Forderungen nach vermehrten öffentlichen (ÖBB-)Aufträgen . 

Trotz dieser Beteuerungen blieb es auch der SGP nicht erspart, sich den 
veränderten Absatzmöglichkeiten anzupassen .  Neben dem bereits er­
wähnten Abbau von Personal kam es 1 989 zu einer U mstrukturierung. Die 
Simmering Graz Pauker AG wurde in eine SGP-Verkehrstechnik GmbH und 
in eine SGP-VA-Energie- und Umwelttechnik GmbH aufgeteilt. Ziel der SGP­
Verkehrstechnik war es, in bestimmten Bereichen die Technologie- und 
Kostenführerschaft über modernere Produktionstechniken zu erlangen. 1 1 6  
Um dies zu erreichen, setzte man in Zusammenarbeit mit der Technischen 
Universität Graz vermehrt auf den Einsatz der EDV (für Konstruktionen und 
Festigkeitsberechnungen) , um die Qualität der Produkte zu erhöhen. 1 17 
1 991  unterzeichnete die SGP mit tschechoslowakischen Schienenfahr­
zeugherstellern sowie einem Prager Forschungsinstitut einen Kooperati­
onsvertrag, um auf Basis eines breitangelegten Know-how- und Technolo­
gietransfers auch eine Kooperation auf Drittmärkten zu erreichen. Hinsicht­
l ich der Produktqualität brachte diese Forschung- und Entwicklungs­
offensive Fortschritte: So gehörte beispielsweise das Hochleistungs­
drehgestell SGP 300 damals zu den besten seiner Kategorie. Weiters ent­
wickelte SPG speziell für den Transitverkehr eine Lok, deren großer Vorteil 
in ihrer Taugl i.�hkeit für die unterschiedlichen Stromleitungssysteme in 
Deutschland, Osterreich und Italien lag. Trotz dieser Qualitätsverbesserun-
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gen bestand damals noch immer eine große Abhängigkeit von Aufträgen 
der ÖBB.1 18  

Dieser Zustand änderte sich erst, als sich die Siemens AG Österreich 
1 992 mit 26 Prozent an der SGP GmbH beteiligte und in weiterer Folge be­
gann,  deren Produktprogramm grundlegend zu verändern . Die SGP brach­
te ihre Schwerpunkte im Rahmen von Kompetenzzentren als Mechanik­
unternehmen im Lokomotiv- und Bahnbau ein.  Tei l  der Strategie war es, 
daß die SGP sich fortan noch mehr auf hochwertige Produkte konzentrie­
ren und den Produktionsablauf aus Kostengründen straffen sollte. 1 19  Hinter­
grund dieser Überlegungen war die Situation auf dem Markt für Schienen­
fahrzeuge Anfang der neunziger Jahre, als es infolge von Überkapazitäten 
zu einem jährl ichen Preisverfall von 1 5  Prozent kam, der die SGP zu 
Kostenreduktionen zwang.120 1 993 erhöhte Siemens schließlich den Anteil 
an der SGP auf 74 Prozent, die restlichen 26 Prozent bl ieben im Besitz der 
Austrian l ndustries. SGP wurde gemeinsam mit deutschen Verkehrs­
technik-Unternehmen des Siemens-Konzerns in die "Mechan-Holding" ein­
gebracht. Ziel dieser zusammengefaßten Gruppe sollte sein ,  die Ent­
wicklungs-, Fertigungs- und Vertriebsaktivitäten der beteiligten Unterneh­
men aufeinander abzustimmen. Jedes Unternehmen sollte sich dabei auf 
seine Stärken konzentrieren. Den SGP-Werken Graz und Wien wurden als 
Folge dieser Umstrukturierung Kernkomptenzen zugewiesen .  Für den 
Standort Graz bedeutete dies, daß er innerhalb des Siemens-Konzerns die 

"weltweite Verantwortung für Entwicklung und Fertigung für Drehgestelle" 

übertragen bekam.121 Die bis dahin verfolgte Strategie eines möglichst brei­
ten Produktprogramms für Schienenfahrzeuge wurde zugunsten einer 
Spezialisierung auf Drehgestelle aufgegeben. 

Eine Konsequenz der Einbindung und Neuausrichtung der SGP war, daß 
die ausschließliche Abhängigkeit von ÖBB-Aufträgen verschwand. War die 
SGP im Jahr 1 985 noch nahezu zu 1 00 Prozent von Aufträgen der ÖBB ab­
hängig gewesen, so machte der ÖBB-Anteil am SGP-Umsatz 1 994 nur  
noch 20 Prozent aus. 122 Die ÖBB waren im Laufe der Jahre zu einem "nor­
malen" Kunden insofern geworden , als sie sich nicht mehr verpflichtet fühl­
ten,  ihren Bedarf automatisch bei der SGP-Verkehrstechnik bzw. bei ande­
ren inländischen Anbietern zu decken und betriebswirtschaftliche Überle­
gungen in den Vordergrund traten.  Die ÖBB übten fortan stärkeren Preis­
druck auf ihre Lieferanten aus und sicherten sich zum Nachteil der SGP 
eine möglichst hohe Wertschöpfung für ihre eigenen Werkstätten.  

Der Mehrheitseigentümer Siemens verfolgte in Anbetracht des zuneh­
menden Wettbewerbs im Bereich Verkehrstechnik folgende Strategie: Er­
halt des industriellen Kerns in Österreich bei gleichzeitiger Verlegung ar­
beitsintensiver Fertigungen in Länder mit n iedrigeren Arbeitskosten .  Die 
Österreichische Produktion sollte nach Möglichkeit nur noch das In landsge­
schäft sowie die ersten Serien für den Export erzeugen. Bei Auslandsge­
schäften sol lten später die "intell igenten Komponenten" aus Österreich 
kommen. Für den Standort Graz bedeutete die Übertragung der Kompetenz 
für Drehgestelle das allmähliche Auslaufen der Lokomotivproduktion. 
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Bisher scheint die Strategie, sich auf eine Kernkompetenz zu konzentrie­
ren ,  erfolgreich zu sein.  So stieg der Ausstoß von Drehgestellen für Loks, 
Schnelltriebwagen ,  Reisezugwagen ,  Straßenbahnen und U-Bahn-Garnitu­
ren von 350 Stück im Jahr 1 996 auf mehr als 2.000 Stück drei Jahre später. 
Mit dieser Stückzahl steht das Grazer Werk derzeit weltweit unangefochten 
an der Spitze. 123 

2.6.3 Fallbeispiel 8: Holzindustrie Leitinger GmbH; Holzindustrie 
Preding GmbH 

Die 1 928 gegründete Holzindustrie Leitinger GmbH und die Holzindustrie 
Preding GmbH, beide im Eigentum der Familie Leitinger, sind mit mehr als 
400 Mitarbeitern der zweitgrößte Arbeitgeber im weststeirischen Bezirk 
Deutschlandsberg und produzieren an den Standorten Wernersdorf, 
Preding (seit 1 985) sowie Malajawischera (Rußland) . Leitinger ist Voll­
sortimentanbieter und stellt Dekorholz, Systemfußböden , Gartenholz, Voll­
heizplatten, BioBrik und Bio-Pellets her. Mehr als 70 Prozent der Gesamt­
produktion gehen in den Export; wichtigste Exportmärkte sind Ital ien, 
Deutschland, die Schweiz und Ex-Jugoslawien . 1 24 

War Leitinger noch 1 974 ein reiner Handelssägebetrieb mit 22 Mitarbei­
tern gewesen , so beschäftigte man neun Jahre später bereits 1 20 Mitarbei­
ter. Schon damals verfolgte man die Strategie, die Herstellung von innova­
tiven Holzprodukten zu forcieren sowie Techniken zu entwickeln, um den 
Rohstoff Holz bzw. anfallende Holzabfälle möglichst effizient zu verarbeiten, 
z.  B. durch Verkauf von aus Hobelspänen gepreßten Holzbriketts. 125 1 985 
wurde im Raum Preding infrastrukturbedingt ein Zweitwerk errichtet, um 
über den Bahnanschluß Preding eine bessere Erschl ießung der inländi­
schen Rohstoffquellen zu erreichen. Dennoch standen der Expansion wei­
terhin Probleme bei der Holzbeschaffung im Weg. 1 26 Nicht zuletzt deshalb 
ging die Holzindustrie Leitinger 1 991 ein Joint Venture mit einem russischen 
Partner ein, um benötigtes Qual itätsholz in ausreichendem Maße zur Ver­
fügung zu haben. Trotz unerwarteter Probleme im Zuge des Joint 
Ventures127 fand das Rußland-Engagement in der 1 994 erfolgten Gründung 
einer Kapitalgesel lschaft nach russischem Recht eine Fortsetzung. 

Der 1 996 begonnenen Vertriebskooperation in der Sparte Massiv­
holzböden mit dem deutschen Unternehmen Berthold folgte 1 998 ein grenz­
überschreitend kooperierender Firmenverbund mit mehreren namhaften 
deutschen Vertriebspartnern. Über ein Netz von 1 00 Markenhändlern sollten 
in weiterer Folge Großverbraucher und Handwerker beliefert werden.  Ziel 
war und ist die bessere Erschließung des deutschen Marktes. 128 Mit eige­
nen Repräsentanten ist Leitinger in Italien, Ungarn , Tschechien , der Slowa­
kei sowie in den Nachfolgestaaten J ugoslawiens vertreten .  ln Österreich 
läuft der Vertrieb über die Baumärkte Baumax, OBI und ÖBAU.129 

Ein Schwerpunkt der Unternehmensstrategie in den neunziger Jahren 
war die Entwicklung in Richtung Vollsortimentanbieter. Hintergrund war das 
Bemühen um Anhebung der Wertschöpfung im Fertigungsprozeß und op-
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timale Verwendung des Rohstoffes Holz, um die bestehende Produktpalette 
zu ergänzen bzw. zu erweitern und über die vorhandene Vertriebsorganisa­
tion sofort abzusetzen .  Diese Strategie war deshalb realisierbar, wei l  man 
einerseits laufend in modernste Sachanlagen investierte und andererseits 
Forschung und (Weiter-)Entwicklung der Produkte forcierte, wobei der Zu­
sammenarbeit mit Maschinenproduzenten zwecks Adaptierungen eine gro­
ße Bedeutung zukam und zukommt. Kooperationen mit dem Österreichi­
schen Holzforschungsinstitut unterstreichen die F&E-Aktivitäten der Firma 
Leitinger. 130 So gehörte Leitinger zu den ersten Anbietern des aus Hobel­
und Sägespänen hergestellten Heizmaterials "Bio-Pellets", verbunden mit 
einem durchdachten Lieferkonzept, um den Komfortnachteil gegenüber 
Heizöl so gering wie möglich zu halten. Als weiteres innovatives Produkt gilt 
das von Leitinger entwickelte Konstruktionsvollholz, ein industriell gefertig­
ter Endlos-Balken, den man in jeder Länge bestel len kann. Ziel ist es, den 
Herstellern der dominierenden Baustoffe Beton und Ziegel Paroli bieten zu 
können. 

Bestätigt wurde und wird diese gemischte Strategie nicht nur durch stei­
gende Umsatz- und Mitarbeiterzahlen , sondern auch durch entsprechende 
Auszeichnungen auf Landesebene. 1 31 Leitinger ist es gelungen, durch 
einen geschickten Strategie-Mix aus Forschung, I nnovation und Kooperati­
on aus dem einfachen Rohstoff Holz innovative Produkte herzustellen , zu 
vermarkten und abzusetzen .  

3 .  Resümee 

Die einleitenden kurzen Hinweise zu den kumulativen Auswirkungen der 
Internationalisierungsphänomene Ostöffnung, EU-Mitgliedschaft und Glo­
balisierung zeigten, daß diese drei Phänomene in Summe zu einer aus 
steirischer Sicht durchaus zufriedenstel lenden regionalwirtschaftlichen 
Entwicklung beigetragen haben. lm Gegensatz zu den achtziger Jahren, als 
die Steiermark mit beträchtlichen Problemen in der Grundstoffindustrie zu 
kämpfen hatte und hinter dem gesamtösterreichischen Wirtschafts- bzw. 
Beschäftigungswachstum zurückgeblieben war, kam es in den neunziger 
Jahren zu einer Trendwende. Das regionale Wirtschaftswachstum l iegt 
nunmehr seit einigen Jahren über dem nationalen, und die Arbeitslosenquo­
te hat sich von einem höheren Niveau ausgehend dem Bundesdurchschnitt 
angenähert. Die erwähnten ordnungspolitischen Veränderungen auf inter­
nationaler Ebene haben über verschiedene Wirkungsmechanismen vor al­
lem den Wettbewerbsdruck und die Wettbewerbsintensität für die heimi­
sche Wirtschaft erhöht. Im vorliegenden Beitrag wurde anhand von Fallbei­
spielen der Frage nachgegangen, wie einige steirische Industrieunterneh­
men auf diese neuen Rahmenbedingungen reagiert haben, bzw. mit wel­
chen Unternehmensstrategien es ihnen gelungen ist, in einem zunehmend 
intensiveren Wettbewerbsumfeld zu bestehen . 

Eine genauere Betrachtung der Wettbewerbsstrategien acht ausgewähl­
ter stei rischer Industrieunternehmen ergab, daß diese auf die neuen Her-
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ausforderungen mit sehr unterschiedlichen Strategieschwerpunkten rea­
giert haben. Zu den eher offensiveren dieser Strategieschwerpunkte gehö­
ren Akquisitionen, Kooperationen, forcierte Marketing- und Exportaktivitäten 
sowie verstärkte Anstrengungen im Forschungs- und Entwicklungsbereich 
und bezügl ich I nnovationen. Als eher defensiv klassifiziert werden könnten 
die übrigen in diesem Papier herausgearbeiteten Strategien, wie die Aufga­
be der Unternehmerischen Selbständigkeit bei gleichzeitiger Einbindung in 
das Netzwerk eines multinationalen Konzernes, die Straffung der Produkt­
palette bzw. der Rückzug auf Kernkompetenzen, Kostensenkungspro­
gramme und Auslagerungen, Ausgliederungen und Sti l legungen . Festge­
halten werden soll in diesem Zusammenhang auch noch, daß keineswegs 
von vorneherein auszumachen ist, daß offensive Strategien den defensiven 
grundsätzlich überlegen sind. Die gewählten Fallbeispiele sollten vielmehr 
den auf der makroökonomischen Ebene beobachtbaren industriellen Struk­
turwandel in der Steiermark hinsichtlich seiner mikroökonomischen Dimen­
sion auf der Unternehmensebene i l lustrieren. 
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50 Hoffmann, Scherr (1 999) 84f. 
51 Vgl. Bornett, Oberholzer, Leitgeb, Lettmayr (1 998) 1 04. 
52 Fink, Klatzer (1 996) 329. 
53 Vgl. Hoffmann, Scherr (1 999) 87. 
54 Fink, Klatzer (1 996) 325. 
55 Fink (1 995) 72. 
56 Vgl. Bayer (1 996) 1 44. 
57 Vgl. Firmendarstellung der Mössner AG 1 999 bzw. Kleine Zeitung (5. 1 0. 1 999). 
58 Vgl. Kleine Zeitung (29. 7. 1 980). 
59 Vgl. Amtsstellenberichte der AK Liezen 3 (1 980) bzw. 2 (1 981 ). 
60 Vgl. AK-internen Aktenvermerk "Wirtschaftsgespräch", 1 8. 1 0. 1 984. 
61 Vgl. Wirtschaftsförderungsantrag (22. 1 0. 1 992). 
62 Vgl. Wirtschaftsförderungsantrag (30. 6. 1 986). 
63 Vgl. Wirtschaftsförderungsantrag (23. 6. 1 997). 
64 Vgl. Wirtschaftsförderungsantrag (23. 1 1 .  1 989) bzw. Kleine Zeitung (20. 7. 1 999). 
65 Vgl. Kleine Zeitung (25. 9.  1 998) bzw. Wirtschaftsblatt ( 1 6. 1 .  1 999). 
66 Vgl. Salzburger Nachrichten (25. 9. 1 998) bzw. Wirtschaftsblatt (28. 1 .  1 999). 
67 Vgl. Wirtschaftsblatt ( 13. 1 .  1 999). 
68 Vgl. Kleine Zeitung (29. 2. 2000). 
69 Vgl. dazu Fink, Klatzer (1 996) 324. 
70 Bayer (1 996) 1 34. 
71 Fink (1 995) 1 72f. 
72 Bayer (1 996) 1 36. 
73 Vgl. Website der Babcock Borsig Power (www.bb-power.at). 
74 Vgl. Profil (1 4. 1 0. 1 991 ) .  
75 Vgl. Der Standard (22. 1 1 .  1 989). 
76 Vgl. Profil ( 14. 1 0. 1 991 ). 
77 Vgl. Neue Zeit (27. 5. 1 992) bzw. Kleine Zeitung (12 .  1 .  1 993). 
78 Vgl. APA-Journai-Economist (20. 7. 1 992). 
79 Vgl. Kleine Zeitung (25. 1 0. 1 994); mut ( 16. 6. 1 995) bzw. Neue Zeit (1 . 2. 1 996). 
80 Vgl. Der Standard (27. 2. 1 996). 
81 Vgl. Neue Zeit (3. 5.  1 996); Industrie (8. 5.  1 996); APA-Journai-Economist ( 17 .  5.  1 996); 
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Kleine Zeitung (2. 7. 1 996); Der Standard (29. 1 0. 1 996) sowie Die Presse (21 . 4. 
1 998). 

182 Vgl. APA-Journai-Economist (31 . 1 .  1 996) bzw. Die Presse (21 . 4. 1 998). 
83 Vgl. Neue Zeit bzw. Kleine Zeitung (1 0. 9. 1 998). 
84 Vgl. Website der BBP (www.bb-power.at). 
85 Bayer (1 996) 1 37. 
86 Vgl. Neue Zeit (6. 2. 1 988) bzw. Die Presse (5. 2. 1 988). 
87 Vgl. Profil 1 0  (1 988). 
88 Vgl. Klipp 4 (1 992). 
89 Vgl. Kleine Zeitung (24. 1 1 .  1 995) bzw. Neue Zeit (9. 1 .  1 996). 
90 Vgl. Wirtschaftsblatt (24. 5.  1 998). 
91 Vgl. Kleine Zeitung (13 .  12 .  1 997). 
92 Vgl. Der Standard (3. 8. 1 996) bzw. ( 18. 9. 1 996). 
93 Vgl. APA-Journai-Economist (28. 1 0. 1 998). 
94 Vgl. Die Presse (3. 2. 1 999). 
95 Vgl. APA-Journai-Economist (1 1 .  2. 1 999) bzw. Kleine Zeitung (12 .  2. 1 999). 
96 Vgl. Die Presse (27. 2. 1 999) bzw. Der Standard (29. 1 2. 1 999). 
97 Vgl. Beer (1 995) 32. 
98 Fink, Klatzer (1 996) 324. 
99 Ebd. 327. 

100 Vgl. Bericht des Vorstandes der Steirerbrau AG über das Geschäftsjahr (BdV) 1 987 bzw. 
1 989 und 1 991 . 

101 Vgl. BdV 1 988 bzw. 1 986. 
102 Vgl. BdV 1 991 . 
103 Vgl. BdV 1 992. 
1 04 Vgl. Kleine Zeitung (25. 6. 1 992). 
105 Vgl. Die Presse (3. 6. 1 993) bzw. APA-Journai-Economist (28. 4. 1 993). 
106 Vgl. Der Standard (2. 8.  1 994). 
107 Vgl. Neue Zeit (8. 8. 1 995) bzw. Kleine Zeitung ( 16. 1 2. 1 995). 
108 Vgl. Kleine Zeitung (27. 6. 1 996). 
109 Vgl .  Website der BBAG (www.bbag.com/brunion/goess/goess1 .htm). 
110 Vgl. APA-Journai-Economist ( 1 3. 1 0. 1 995) bzw. Kleine Zeitung (25. 3. 1 995). 
111 Die börsennotierte BBAG dient als Konzernführungsgesel lschaft und ist an der Brau 

Union AG zu 63 Prozent beteiligt. 
112 Vgl. APA-Journai-Economist ( 14. 3. 1 997) bzw. Die Presse ( 1 5. 3. 1 997). 
1 13 Vgl. Neue Zeit (1 1 .  7. 1 985). 
114 Vgl .  BdV 1 987; Kleine Zeitung (9. 8. 1 985) bzw. Österreichischer Wirtschaftspresse­

dienst (24. 4. 1 989). 
115 Vgl. Neue Zeit (6. 8. 1 985) bzw. (8. 1 1 .  1 985). 
116 Vgl. Österreichischer Wirtschaftspressedienst (24. 1 .  1 989) bzw. (27. 9. 1 989) sowie 

Arbeiterzeitung (25. 1 .  1 989). 
117 Vgl. Die Presse (25. 5.  1 990). 
118 Vgl. APA-Journai-Economist ( 1 4. 9. 1 990); Die Presse (30. 1 .  1 990) bzw. (25. 5. 1 990). 
119 Vgl .  Der Standard ( 1 7. 1 .  1 992); Jahresabschlußbericht der SGP 1 992 bzw. Die Pres-

se (21 .  7. 1 992). 
120 Vgl. Neue Zeit ( 14. 4. 1 994). 
121 Vgl .  APA-Journai-Economist ( 16 .  1 2. 1 993); Neue Zeit (5. 1 .  1 994) bzw. APA-Journai-

Economist (27. 6. 1 996). 
122 Vgl. Kurier (1 1 .  2. 1 995) bzw. Neue Zeit (1 1 .  3. 1 995). 
123 Vgl. Der Standard (6. 9. 1 996) bzw. Kleine Zeitung (24. 1 1 .  1 999). 
124 Vgl. Website der Firma Leitinger (www.leitinger.at) bzw. Kleine Zeitung (4. 2. 1 999). 
125 Vgl. ERP-Förderungsantrag (24. 7. 1 984). 
126 Vgl. Tagespost (26. 1 0. 1 984) bzw. Kleine Zeitung (8. 1 0. 1 987). 
127 Vgl. Lagebericht 1 992. 
128 Vgl. Holz-Zentralblatt ( 1 7. 9.  1 999); Lagebericht 1 998 bzw. Wirtschaftsblatt ( 12 .  2. 1 999). 
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1 29 Vgl. Lagebericht 1 995 bzw. Wirtschaftsblatt ( 12 .  2. 1 999). 

1 30 Vgl .  Lagebericht 1 993 bzw. Wirtschaftsblatt (2. 9. 1 999). 

Wirtschaft und Gesellschaft 

131 Vgl. Lagebericht 1 996; Wirtschaftsblatt (28. 1 1 .  1 996) bzw. Kleine Zeitung (1 1 .  1 1 .  1 999). 
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Zusammenfassung 

Seit nunmehr sechs Jahren ist Österreich Mitglied der Europäischen U nion, mehr als 
zehn Jahre sind seit dem Fall des Eisernen Vorhanges vergangen. Die heimische Wirt­
schaft wurde infolge dieser Entwicklungen im vergangenen Jahrzehnt mit grundlegenden 
Veränderungen konfrontiert. Geprägt war diese Periode außerdem von enormen Fort­
schritten auf dem Informations- und Telekommunikationssektor und einer zunehmenden 
Globalisierung der Wirtschaft. 
E ine Betrachtung dieser Internationalisierungsphänomene aus regionalwirtschaftlicher 
Sicht läßt folgende Schlüsse zu: Die steirische Wirtschaft wächst seit 1 994 deutlich stär­
ker als die gesamtösterreichische, und die Arbeitslosenquote hat sich von einem höhe­
ren Niveau ausgehend dem Bundesdurchschnitt angenähert. Die steirische Industrie 
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mußte sich infolge von Ostöffnung, EU-Beitritt und verstärkter internationaler Arbeitstei­
lung den geänderten Rahmenbedingungen anpassen. Folge dieser Entwicklung war un­
ter anderem eine starke Zunahme der Wettbewerbsintensität für die heimische Wirt­
schaft. Die Analyse ausgewählter steirischer Industrieunternehmen zeigt, daß auf den 
verstärkten Wettbewerb mit unterschiedlichen Strategieschwerpunkten reagiert wurde. 
Die Palette der in diesem Aufsatz anhand von acht Fallbeispielen skizzierten Unter­
nehmensstrategien reicht von Akquisitionen über die Aufgabe der Unternehmerischen 
Selbständigkeit bei gleichzeitiger Einbindung in das Netzwerk eines multinationalen Kon­
zerns, Kooperationen, Auslagerungen, Ausgliederungen und Stillegungen, Kostensen­
kungsprogramme, forcierte Marketingaktivitäten und die Straffung der Produktpalette bis 
hin zu verstärkten Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten und permanenten Innovatio­
nen. 
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Marktnischen mit Chancen auf 

Österreichische Themenführerschaft. 

Eine Auswertung des Technologie -

Deiphi 

Gunther Tichy 

Österreichs Innovations- und Technologieschwäche ist seit langem be­
kannt: Produktion und Export sind facharbeitsintensiv anstelle von 
technologie- und wissensintensiv.1 Die Diskrepanz zwischen dieser ungün­
stigen Struktur und der relativ günstigen Wirtschaftsentwicklung wurde als 
0/d structures/High performance-Paradoxen diskutiert.2 Eine genauere 
Untersuchung läßt jedoch vermuten, daß es sich dabei überwiegend um ein 
Schein-Paradoxon handelt. Einerseits unterschätzen Branchenstruktur­
analysen das Österreichische lnnovationspotential : Anhand des Daten­
materials des Deiphi Report Austria konnte gezeigt werden, daß auch in 
Branchen , die als wenig technologieintensiv gelten, vielfach hochtechnolo­
gische Innovationen getätigt werden.3 Andererseits überschätzen die Öster­
reicher ihre Wirtschaftsentwicklung, wohl als Folge der überdurchschnitt­
lich guten Arbeitsmarktlage und in Extrapolation des überdurchschnittlichen 
Wachstums der siebziger Jahre: ln den achtziger Jahren wuchs Österreich 
keineswegs rascher als die übrigen EU-Staaten ,  in den neunziger Jahren 
bloß um 1 1/

2 
Promil le pro Jahr rascher. Doch selbst dieses keinesfalls be­

rauschende Ergebnis konnte nur durch übermäßigen Kapitaleinsatz erreicht 
werden: Kapitalstand wie Kapital intensität der Produktion sind in Österreich 
stärker ausgeweitet worden , als in i rgendeinem anderen OECD-Land; die 
Kapitalproduktivität ist dramatisch, nämlich auf die Hälfte ihres Wertes zu 
Beginn der siebziger Jahre gesunken.4 Die Rate des technischen Fort­
schritts, gemessen am Wachstum der totalen Faktorproduktivität, fiel von 
1 ,0% in den achtziger auf 0,6% in den neunziger Jahren; nur in der Schweiz, 
in lsland und in Griechenland war der technische Fortschritt noch langsamer.5 

Als Kernbereich der Österreichischen Probleme stellt sich somit der lang­
same technische Fortschritt heraus, nicht unerwartet angesichts der be­
scheidenen F&E-Aufwendungen und der konservativen Innovationsvor­
stellungen von Wirtschaft und Experten.6 ln erster Linie scheint es sich da-
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bei um ein Mentalitätsproblem zu handeln ,  die mangelnde Bereitschaft zu 
akzeptieren, daß ein Hochlohnland nicht Technologienehmer sein kann ,  
und Investitionen in Sachkapital solche in Humankapital und F&E nicht er­
setzen können. Damit steht die Österreichische Technologiepolitik vor einer 
außerordentlich schwierigen Aufgabe. Es gi lt die Bereitschaft zu radikalen 
Innovationen zu wecken und die F&E-Quote der Wirtschaft - nicht so sehr 
der öffentlichen Hand - rasch zu steigern. Das wird bloß möglich sein,  wenn 
markante Schwerpunkte gesetzt und Cluster in Bereichen mit vorhandenen 
oder absehbaren Stärken gebi ldet werden. Das Technologie-Delph i ,  das 
vom Institut für Technikfolgen-Abschätzung im Auftrag des (damaligen) 
Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr durchgeführt wurde, 
kann H inweise dafür geben, wo entsprechende Ansatzpunkte gefunden 
werden können . Um das zu erleichtern, soll im folgenden, zusätzlich zu den 
Auswertungen nach Problemfeldern , I  Branchen und lndustriegruppen8 eine 
mikroökonomische Analyse der I nnovationen vorgenommen werden ,  die 
nach Ansicht der Experten den meisten Erfolg versprechen. 

Im folgenden wird im Abschnitt 1 ein kurzer Überblick über die Methodik und 
die wichtigsten Gesamtergebnisse des Technologie-Deiphi gegeben. Im Ab­
schnitt 2 werden die Spitzenthesen dieser Befragung untersucht, diejenigen 
also, die Marktnischen aufzeigen, bei denen die Experten am ehesten Chan­
cen für Österreichische Themenführerschaft im wissenschaftl ichen und an­
wendungstechnischen Bereich sehen. Besonderes Gewicht wird im Ab­
schnitt 3 auf diejenigen gelegt, die als besonders innovativ eingeschätzt wer­
den, im Abschnitt 4 auf die Innovationen in lnformationstechnologien betref­
fenden Marktnischen. Abschnitt 5 faßt die Ergebnisse zusammen. 

1. Das Konzept und wichtigste Ergebnisse des Österreichischen 

Technologie-Deiphi 

Anders als bei vielen ausländischen Technologie-Deiphi-Studien war das 
Ziel der Österreichischen Untersuchung nicht, nach Zukunftstechnologien 
zu forschen, sondern nach solchen Technologien bzw. technologischen 
Marktnischen, die Österreich in den nächsten fünfzehn Jahren mit der Hoff­
nung auf Themenführerschaft (Dominanz) besetzen könnte. Sie wurde als 
Pi lotstudie auf bottom up-ausgewählten Gebieten strikt Österreich-, 
problem- und anwendungsbezogen konzipiert.9 

Bottom up-Auswahl bedeutet, daß die Themen nicht zentral vorgegeben, 
sondern von Experten in einem - letztlich vierstufigen - Verfahren bestimmt 
wurden. ln der ersten Stufe wurden 350 Experten in einer offenen Befragung 
gebeten, die Gebiete bzw. Technologien anzugeben,  auf denen sie Öster­
reich wissenschaftlich und/oder anwendungsbezogen, derzeit und in Zu­
kunft, für konkurrenzfähig halten und auf welchen die Zusammenarbeit zwi­
schen Wissenschaft und Wirtschaft besonders gut funktioniert. Daraus so­
wie aus weiteren Untersuchungen, etwa der Zukunftstechnologien in aus­
ländischen Studien, einer Stärken-Schwächen-Analyse der Österreichi­
schen Wirtschaft, der Patentstatistik usw. , wurden elf Gebiete ermittelt, aus 
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denen gemeinsam mit dem Auftraggeber die sieben am meisten Erfolg ver­
sprechenden ausgewählt wurden: Biologische Nahrungsmittel und Roh­
stoffe, neue Wohnformen und umweltgerechtes Bauen, Lebenslanges Ler­
nen, Medizintechnik und Lebenshilfen für ältere Menschen, Umweltgerechte 
Produktion und Nachhaltigkeit, Physische Mobil ität sowie Eigenschafts­
definierte Werkstoffe . Für jedes dieser Gebiete wurde eine Arbeitsgruppe 
von Experten eingesetzt, die jeweils die (etwa 40} Teiltechnologien ( Innova­
tionen) auswählen sollte, auf denen Österreichische Themenführerschaft in 
den nächsten fünfzehn Jahren erreichbar erscheint. Bereits die Auswahl 
der Thesen war somit strikt chancenorientiert, so daß die ausgewählten 
rund 270 Innovationen bereits gute Chancen für Österreichische Themen­
führerschaft bieten müßten .  Diese Listen wurden in der ersten Delphi-Run­
de insgesamt 3750 weiteren Experten vorgelegt, die gebeten wurden , sie 
h insichtlich l nnovationsgrad, Wichtigkeit und Realisierbarkeit zu benoten 
und die Chancen auf Österreichische Themenführerschaft in bezug auf F&E 
sowie organisatorische und wirtschaftliche Umsetzbarkeit anzugeben ;  
weiters wurden sie nach ihrer fragenspezifischen Sachkenntnis und  nach 
der Wünschbarkeit der jeweiligen Innovation gefragt und aufgefordert, wei­
tere von ihnen für wichtiger und/oder chancenreicher gehaltene Innovatio­
nen anzugeben. Die Ergebnisse wurden vom Institut für Technikfolgen-Ab­
schätzung aggregiert und in der zweiten Delphi-Runde den Respondenten 
mit der Bitte übermittelt, ihre Benotung unter Bedachtnahme auf die 
Gesamteinschätzung zu wiederholen. 

Die Gesamtergebnisse10 wie die Ergebnisse auf den einzelnen Teilgebie­
ten der Befragung11 zeigen , daß der innovative Ansatz des österreichichen 
Deiphi-Konzepts gut umgesetzt werden konnte. Die Sachkenntnis der 
Respondenten ist trotz kritischer Selbsteinschätzung gut, 8 1 %  halten die 
von den Experten vorgeschlagenen Thesen für sehr wichtig oder wichtig, 
92% halten sie für wünschenswert. Der Innovationsgrad der Thesen wurde 
mit 2,2 auf einer fünfstufigen Notenskala eingeschätzt, die Realisierbarkeit 
in Österreich mit 2 ,6. Gute Chancen für Österreichische Themen­
führerschaft in technologischer (F&E) wie in wirtschaftl icher Hinsicht sehen 
je 52% der Respondenten, in organisatorisch-gesel lschaftl icher U mset­
zung 61 %. Die Wichtigkeit der Thesen wird im allgemeinen höher einge­
schätzt als ihr lnnovationsgrad, und dieser höher als ihre Realisierbarkeit; 
das bestätigte, daß die Expertengruppen relevante Innovationen ausge­
wählt hatten .  Die relativ gute Note für den Innovationsgrad überrascht ein 
wenig, da die Thesen keineswegs als besonders innovativ bezeichnet wer­
den können (siehe die Endnoten 6 und 23) . 

Differenziert nach Respendentengruppen tendieren die Wissenschafter 
im allgemeinen zu einer überdurchschnittlich positiven Einschätzung: Das 
gi lt für die eigene Sachkenntn is betreffend die jeweil ige Frage, den 
lnnovationsgrad , die Wichtigkeit, wie die Chance auf Österreichische 
Themenführerschaft in F&E und organisatorisch-gesellschaftliche Umset­
zung; die Chance auf Themenführerschaft bezügl ich wirtschaftl icher Ver­
wertung sehen die Unternehmer im Durchschnitt positiver, die Wünsch-
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barkeit die übrigen, im wesentlichen die Verwaltung. Diese Verteilung deu­
tet auf eine eher wenig kritische Einschätzung der jeweils eigenen Tätigkeit 
und einen nicht unbedingt gerechtfertigten Optimismus. Vor allem die über­
durchschnittl ich gute Einschätzung des keineswegs besonders hohen 
Innovationsgrads der Thesen durch die Wissenschafter zeigt eine wenig 
kritische Haltung und ein geringes Anspruchsniveau. Nach Bereichen schät­
zen die Wissenschafter I nnovationen in den Bereichen Biologische Nah­
rungsmittel sowie Bauen und Wohnen überdurchschnittlich gut ein, die Un­
ternehmer in Physische Mobilität und Werkstoffe, die Verwaltung in Medizin­
technik und U mweltgerechte Produktion. 

Nach Bereichen differieren die Einschätzungen deutl ich: Eigenschafts­
definierte Werkstoffe erreichen in den Fragedimensionen Realisierbarkeit 
sowie Themenführerschaft in F&E und wirtschaftlicher Verwertung die je­
weils besten Bewertungen, in der Dimension organisatorisch-gesellschaft­
liche Umsetzung hingegen die schlechtesten;  konträr dazu führt Lebenslan­
ges Lernen in organisatorisch-gesellschaftlicher U msetzung, wird aber in 
bezug auf Realisierbarkeit sowie Themenführerschaft in F&E und wirt­
schaftl icher Verwertung am schlechtesten bewertet. Neue Wohnformen 
und umweltgerechtes Bauen werden in Innovationsgrad und Wichtigkeit am 
besten und in keiner Dimension am schlechtesten bewertet; Umweltge­
rechte Produktion hingegen erzielt erstaunlicherweise in keiner Dimension 
die beste Bewertung, sehr woh l  aber die schlechteste in I nnovationsgrad 
und Wichtigkeit . 12 

Vereinfachend werden im folgenden die Noten für l nnovationsgrad, Wich­
tigkeit und Realisierbarkeit zur relativen Einschätzung der Marktchancen 
sowie der Zustimmungsgrad zu Themenführerschaft in F&E ,  organisato­
risch-gesellschaftlicher Umsetzung und wirtschaftlicher Verwertung zu Po­
tentieller Themenführerschaftzusammengefaßt; 13  wie Tabelle 1 zeigt, wer­
den dabei die Unterschiede eingeebnet, die aggregierten Noten liegen rela­
tiv nahe beisammen. Dennoch heben sich zwei Gruppen deutlich voneinan­
der ab: Lebenslanges Lernen und Medizintechnik sowie U mweltgerechte 
Produktion werden in bezug auf Marktchancen wie Themenführerschaft 
unterdurchschnittlich eingeschätzt, letztere allerdings im Bereich der 
Themenführerschaft infolge der guten Einschätzung ihrer wirtwschaftlichen 
Verwertbarkeit nur knapp unterdurchschnittl ich . Die "schlechte" Einschät­
zung dieser Bereiche muß jedoch relativ gesehen werden: Erstens wurden 
gemäß dem Auswahlverfahren in die Deiphi-Befragung bloß die Thesen 
aufgenommen, die am ehesten Erfolg versprachen; bei den "schlechtesten" 

handelt es sich somit um die "wenigst Besten". Zweitens enthalten die drei 
"schlechten" Bereiche relativ viele organisatorischen Thesen ,  die wirt­
schaftlich weniger leicht umzusetzen sind; in organisatorisch-gesellschaft­
licher Umsetzung erhielten Lebenslanges Lernen und Medizintechnik dem­
gemäß auch tatsächlich sehr gute Bewertungen, nicht hingegen Umweltge­
rechte Produktion (vorletzter Platz) . 

l n  der Spitzengruppe erreichten Biologische Nahrungsmittel jeweils zwei­
te Plätze, Physische Mobil ität einen dritten bei Marktchancen und einen 
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Tabelle 1 :  Gesamtergebnisse 

Innovations-
grad 

Neue Wohnformen 
& umweltgerechtes 
Bauen 2,02 

Biologische Nahrungs-
mittel & Rohstoffe 2, 1 4  

Physische Mobil ität 2,21 

Eigenschaftsdefinierte 
Werkstoffe 2,22 

Lebenslanges Lernen 2,09 

Medizintechnik & 
Lebenshilfen für ältere 
Menschen 2,43 

Umweltgerechte 
Produktion & 
Nachhaltigkeit 2,47 

Durchschnitt 2,23 
------

Durchschnittsnote 

Wichtig- Realisier-
keit barkeit 

1 ,70 2,58 

1 ,72 2,57 

1 ,82 2,58 

2,06 2,37 

1 ,84 2,82 

1 ,84 2,57 

2, 1 0  2,52 

1 ,86 2,59 
--

Markt- F&E 
chancen 

Insgesamt 
(Rang) 

2, 1 0(1 ) 53,5 

2 , 14(2) 47,4 

2,20(3) 60,6 

2,22(4) 88,9 

2,25(5) 36,2 

2,26(6) 43,7 

2,36(7) 53,9 

52, 1  

Anteil der Zustimmenden: 
Themenführerschaft betreffend 

organis.gesell. 
Umsetzung 

59,0 

63,3 

56,9 

1 6,9 

80,3 

75,0 

50,6 

60,7 

wirtschaftl. 
Verwertung 

52,9 

56,6 

49,9 

76,8 

33,6 

4 1 ,5 

--- --

65,6 

51 ,8 

Insgesamt 
(Rang) 

55, 1 (5) 

55,8(2) 

55,8(2) 

60,9(1 )  

50,0(7) 

53,4(6) 

56,7(4) 
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zweiten bei Themenführerschaft, also sehr einheitliche Bewertungen. Bei 
den beiden anderen ist das Bild differenzierter: Bauen und Wohnen erhält 
die besten Marktchancen, aber bloß den fünften Rang bei Themen­
führerschaft infolge der eher ungünstigen Noten für Themenführerschaft 
bei F&E wie bei organisatorisch-gesel lschaftlicher Umsetzung; Werkstof­
fe hingegen domin ieren in Themenführerschaft, nicht hingegen bei Markt­
chancen, weil sie als relativ unwichtig und nicht besonders innovativ gel­
ten . 1 4  

Gute Chancen für  Österreich werden in bezug auf F&E vorrangig in den 
Themenfeldern Organ- und Funktionsersatz (Bereich Medizintechnik) ge­
sehen sowie in den Themenfeldern Werkstoffe für Spezialanwendungen, 
Stähle und Verfahren (Werkstoffe) .  ln  bezug auf organisatorisch-gesell­
schaftliche Umsetzung dominieren Integrierte Gesundheitsdienste, Präven­
tion/lnformation und Finanzierung (Medizintechnik) sowie Standardisierte 
Anrechnungsysteme und Flexible Bildungsstrukturen (Lebenslanges Ler­
nen) . Chancen wirtschaftl icher Verwertung in Österreich sehen die Exper­
ten schließl ich in den Themenfeldern Stähle, Automotive und Verfahren 
(Werkstoffe) , im Themenfeld Umweltgerechte Produktionsverfahren (Be­
reich Umweltgerechte Produktion) sowie im Themenfeld Vermarktung (Be­
reich Biologische Lebensmittel) . Hoffnungsgebiete für Österreich ische 
Themenführerschaft werden somit vor allem auf den Gebieten gesehen, auf 
denen Österreich schon jetzt Stärken aufweist, und eher bei Innovationen 
im "mechanischen" Bereich ("technology deepening') als im chemischen 
und elektro/elektronischen. Unerwartet schlechte Note erhielten die Thesen 
im Bereich U mweltgerechte Produktion in bezug auf Wichtigkeit und 
lnnovationsgrad, allerdings werden diese Innovationen als wirtschaftlich gut 
verwertbar angesehen. 

2. Die Spitzenthesen 

l n  den beiden Ergebnisbänden des Technologie Deiphi wurden die Ge­
samtergebnisse (Band 1) wie die Ergebnisse nach Bereichen (Band 2) un­
tersucht; damit konnten die interessanten Bereiche und die Marktnischen in 
den Themenfeldern ermittelt werden.  Hier soll die Suche durch eine Analy­
se der erfolgversprechenden Einzelthesen, über die Bereiche hinweg, wei­
ter vertieft werden. Das ist möglich , weil eine Analyse des Respen­
dentenverhaltens zwar gewisse Unterschiede in den Grundeinsteilungen 
zwischen den Experten der sieben Bereiche ergeben hat, aber keine signi­
fikanten Unterschiede in deren Einschätzung der lnnovationen . 1 5  Als 
Spitzenthesen wurden die jeweils 20 bis 30 bestbewerteten jeder Frage­
dimension (also l nnovationsgrad, Wichtigkeit usw.) herangezogen; die Zahl 
differiert je nach Fragedimension, weil die Abgrenzung so gewählt wurde, 
daß jeweils alle mit der gleichen Note einbezogen oder ausgeschlossen 
wurden. 

Wie Tabelle 2 zeigt, stammen von den 29 Thesen, die in bezug auf den 
Innovationsgrad am höchsten bewertet wurden, 9 aus dem Bereich Werk-
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Tabelle 2 :  Zahl der Spitzenthesen der jeweil igen Fragestellung 

Innovations- Wichtig- Realisier- F&E organis.gesell. wirtschaftl . Erstre- Summe der 
grad keit barkeit (FE) Umsetzung Verwertung bens�ert Nennungen Thesen* 
(IN) (WI) (RE) (OG) (WV) (WU) % 

Biologische 
Nahrungs-
mittel & Rohstoffe 5 7 5 2 6 3 2 30 19  1 6% 

Neue Wohnformen 
& umweltgerechtes 
Bauen 7 - - - 6 3 5 21 1 8  1 5% 

Lebenslanges 
Lernen 3 - - - 2 - 1 6 5 4% 

Medizintechnik & 
Lebenshilfen f. 
ältere Menschen 2 1 0  3 3 1 - 4 23 1 6  1 3% 

Umweltgerechte 
Produktion & 
Nachhaltigkeit 2 - 7 - 2 4 - 15  12  1 0% 

Physische 
Mobil ität 1 5 3 4 8 - 8 29 20 1 7% 

Eigenschafts-
definierte 
Werkstoffe 9 - 7 16  - 15  2 49 30 25% 

Ul 
-
\0 

Insgesamt 29 22 25 25 25 25 22 1 73 1 20 1 00% 

* Im allgemeinen kleiner als die Zeilensumme, da einige Thesen nach mehreren Kriterien zur Spitzengruppe zählen. 
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stoffe, 7 aus dem Bereich Bauen und Wohnen, aber bloß eine aus dem Be­
reich Physische Mobil ität. Ganz anders in der Fragedimension Wichtigkeit, 
bei der 1 0  aus dem Bereich Medizintechnik und 7 aus dem Bereich Biolo­
g ische Nahrungsmittel stammen, doch keine einzige aus dem Bereich 
Werkstoffe . ln allen Fragedimensionen gemeinsam erreichen Werkstoffe 
49 erste Plätze, Biologische Nahrungsmittel 30 und Physische Mobil ität 29, 
Lebenslanges Lernen h ingegen bloß 6. 1 9  der 49 Spitzennennungen im 
Bereich Werkstoffe betreffen mehrere Fragedimensionen, so daß insge­
samt 30 Werkstoffthesen zur Spitzengruppe zählen, 20 Mobilitätsthesen 
usw. Damit gehört ein Viertel aller Spitzenthesen dem Bereich Werkstoffe 
an, jeweils etwa ein Sechstel den Bereichen Physische Mobi l ität, Biologi­
sche Nahrungsmittel und Neue Wohnformen . Medizintechnik, Umweltge­
rechte Produktion und vor allem Lebenslanges Lernen sind hingegen deut­
lich unterrepräsentiert. Damit bestätigt die Untersuchung der Spitzenthesen 
die Ergebnisse der Globalanalyse. Im allgemeinen werden auch die 
Spitzenthesen von den Wissenschaftern etwas besser eingeschätzt als 
von den übrigen ,  besonders in den Dimensionen lnnovationsgrad , F&E­
Themenführerschaft und - anders als für die Gesamtheit der Thesen -
auch in der Dimension wirtschaftliche Verwertung; die Wichtigkeit der 
Spitzenthesen schätzen die Wissenschafter hingegen geringer ein als die 
anderen Gruppen. 

Wie der Vergleich der beiden vorletzten Spalten in Tabelle 2 zeigt, gibt es 
keine eindeutigen Spitzenthesen ,  die nach zahl reichen Kriterien zur 
Spitzenkategorie zählen . 1 6  Bloß eine einzige Spitzenthese erfü l lt vier 
Spitzenkriterien zugleich , und das ist eine These in der letzten Innovations­
phase mit einer recht mäßigen Innovationsnote von 2,29: Die Verwendung 
deutlich verbesserter Komponenten für umweltfreundliche Antriebssysteme 
rangiert in bezug auf Wichtigkeit, Realisierbarkeit, F&E-Themenfüh­
rerschaft wie Wünschbarkeit unter den jeweil igen TOP-Thesen .  Zehn wei­
tere erfüllen jeweils drei Kriterien, und zwar vier Thesen aus dem Bereich 
Physische Mobilität, 17 je zwei aus den Bereichen Biologische Nahrungsmit­
tel , 1 8  Medizintechnik19  und Werkstoffe,20 34 nach bloß einem einzigen. Die 
Kombination der Kriterien zeigt Tabelle 3. 

Grundsätzlich fällt auf, daß die Kombinationen eher zwischen den Kriteri­
en für Marktnische und Themenführerschaft auftreten (hervorgehobener 
Bereich in Tabelle 3) als innerhalb derselben. Am häufigsten tritt die Spitzen­
platz-Kombination l nnovationsgrad/F&E-Themenführerschaft auf; gemein­
sam mit dem bloß einmal igen Vorkommen der Kombination I nnovations­
grad/Wirtschaftl iche Verwertung und dem Fehlen der Kombination 
lnnovationsgrad/Realisierbarkeit läßt das vermuten, daß die innovativen 
Thesen als eher abgehoben gelten und sich zwar zur wissenschaftl ichen, 
nicht aber zur wirtschaftlichen Themenführerschaft eignen. Die für Marktni­
schen interessante Kombination Wichtig/Realisierbar/Wirtschaftlich ver­
wertbar kommt ein einziges Mal vor. Bei den, auf den ersten Blick selbstver­
ständlichen,  häufigeren Kombinationen von Spitzenplätzen in den Dimen­
sionen Realisierbarkeit/Wirtschaftliche Verwertung {1 1 )  und Wichtig/Erstre-
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Tabelle 3: Kombination der Spitzenkriterien (Anzahl) 

Q) 
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c Wichtigkeit (WI} -

� .... Realisierbarkeit (RE) ctl 
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Q) Wirtschaft. 
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benswert (7) überrascht eher, daß sie nicht häufiger auftreten ( 1 20 mögli­
che Fälle ! ) ;  ihre relative Seltenheit zeigt, daß die Respondenten die in der 
Fragebogenkonzeption intendierte Unterscheidung zwischen technischer 
Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit einerseits, sowie zwischen Wichtigkeit 
im Hinblick auf Wirtschaft, Wissenschaft, Gesellschaft und Umwelt und 
subjektiver Wünschbarkeit andererseits sehr wohl berücksichtigten.21 

Für die Österreichische Technologiepolitik sind diese Ergebnisse nicht 
besonders erfreulich: Zwar kristall isieren sich als relativ große Hoffnungs­
bereiche Biologische Nahrungsmittel , Physische Mobilität, Bauen und Woh­
nen sowie Werkstoffe heraus, wobei für die ersten beiden sowohl gute 
Marktchancen als auch Themenführerschaft gesehen werden, für Bauen 
und Wohnen eher Marktchancen,  für Werkstoffe vor allem Themen­
führerschaft; Werkstoffe, Biologische Nahrungsmittel und Physische Mobi­
lität dominieren auch unter den Spitzenthesen. Eindeutige Spitzenthesen, 
die nach zahlreichen der sieben Fragedimensionen zu den Spitzenreitern 
gehören, fehlen jedoch , und damit unumstrittene Ansatzpunkte für die 
Technologiepolitik. Angesichts der in der Einleitung erwähnten gravierenden 
Innovationsschwäche Österreichs werden im folgenden die innovativsten 
Thesen auf Ansatzpunkte für die Technologiepolitik gesondert untersucht. 

3. Die Charakteristika der innovativsten Thesen 

Von den 29 Thesen mit den besten Innovationsnoten stammen 9 aus dem 
Bereich Werkstoffe, 7 aus Bauen und Wohnen, 5 aus dem Bereich Biolo­
gische Nahrungsmittel ,  3 aus Lebenslangem Lernen, je 2 aus Medizintech­
nik und Umweltgerechter Produktion und 1 aus dem Bereich Physische 
Mobilität. Bei 20 handelt es sich um technische Innovationen, davon bloß 9 
in der frühesten, 1 1  in einer späteren Entwicklungsphase, bei 9 um organi­
satorische oder gemischt technisch-organisatorische Innovationen . Der 
Bereich Physische Mobil ität, der unter den Spitzenthesen in den Dimensio­
nen Organisatorisch-gesellschaftl iche U msetzung, Wünschbarkeit und 
Wichtigkeit sehr gut vertreten war, fällt unter dem Gesichtspunkt des 
Innovationsgrads zurück; andererseits schafften drei Thesen aus dem un­
ter den Spitzenthesen eher schwach vertretenen Bereich Lebenslanges 
Lernen die Aufnahme in die TOP-IN-Liste (Tabelle 4) . 

Daß die TOP-IN-Thesen mit 1 ,7 eine überdurchschnittliche Innovations­
note haben, ergibt sich natürlich aus der Auswahl; sie gelten aber auch als 
überdurchschnittlich wichtig wie erstrebenswert und bieten erheblich grö­
ßere Chancen auf F&E-Themenführerschaft Sie erkaufen diese Vorteile 
allerdings durch etwas erschwerte Realisierbarkeit und wirtschaftliche Ver­
wertung sowie eine erheblich erschwerte organisatorisch-gesellschaftliche 
Umsetzbarkeit. Zwischen den technischen (TOP-I N-T) und den übrigen In­
novationen (Organisatorische und Mischthesen: TOP-I N-O) bestehen je­
doch - wie Tabelle 5 zeigt - erhebliche Unterschiede: Die technischen I nno­
vationen werden als innovativer, die organisatorischen als wichtiger und 
schwerer real isierbar eingeschätzt; vor allem aber sehen bei den techni-
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sehen Innovationen 91% der Respondenten Chancen auf F&E-Themen­
führerschaft Österreichs, c;joppelt so viel wie bei den organisatorischen. 
Umgekehrt erwarten bei den organisatorischen Innovationen 82% Chancen 
auf Themenführerschaft bei organisatorisch-gesellschaftlicher Umsetzung, 
zweieinhalb mal so viel wie bei den technischen. Isoliert man weiters inner­
halb der Technischen Innovationen diejenigen in derfrühesten Innovations­
phase (TOP-IN-TE),22 erhält man 9 Innovationen, 4 (also 44%) aus dem 
Bereich Werkstoffe, 2 aus dem Bereich Bauen und Wohnen, sowie je eine 
aus den Bereichen Biologische Nahrungsmittel, Medizintechnik und Physi­
sche Mobilität. Im Aggregat (Tab. 5) haben die TOP-IN-TE die beste 
lnnovationsnote,23 eine um etwa ein Drittel höhere Chance auf F&E-Führer­
schaft (94% statt 77%) und eine etwas größere auf Dominanz bei wirt­
schaftlicher Verwertung, die sie nicht durch schlechtere Realisierungs­
chancen erkaufen müssen; bloß halb so groß ist die Chance auf Themen­
führerschaft in bezug auf organisatorisch-gesellschaftliche Umsetzung, 
eine Frage, die bei den meisten dieser Innovationen ohnedies irrelevant ist. 

Tabelle 4: Die TOP-IN-Thesen 

These IN Wl RE FE OG wv WÜ 

WK14 Geschäumte Metalle f.hochleste 
u.korr.best.Leichtbaukomponenten lE � 2,21 2,85 � 15,69 52,94 88,24 

WK22 Kombination Verbundwerkst./ 
Diamantschichten f.Mikro-/Optoelektr. lE 1M � 2,70 96..91. 0 36,36 � 
WK20 Nanokristaltine Gradienten-
werkstolfe TA � 1.89 2,47 � 4,92 72,13 98 39 

BE30 Eindeut Maßmethoden zur 
Erkennung biolog. Nahrungsmittel lE � .1...45 2,59 .00..00 23,00 44,00 9706 

MZ02 Vakzine u.selekt.Therap. zur 
Bekampfg v.Tumor-u.degen.Erkrankgn. TA 1&Q 1 .37 2,56 92..Q§ 38,10 39,68 9677 

MZ38 Gentechn.Funktlonsers. I. 
Er1<rankg wie Diabetes/Parkinson/Tumor lE 1M U§ 2,74 oo..6a 26,97 28.09 2U! 
WK02 Partikelverstärkte Sonderstähle 
für Energie- u. Produktionstechn. TA 1.62 2,05 2,52 � 5,17 56,90 9483 

BE21 Landwirtschaftliche Förderung 
arbcitsplatz-, nicht flächenbezogen OV � � 2,88 24,11 !ll..QZ 38,39 94,64 
WK13 Werkstoffverbünde u. Metall· 
schäume f. besseres Crashverhalten lE 1 .63 2,10 2,63 9.MJ 16,07 60,71 9483 
WK 11 Metall-Keramikverbünde für 
Verbrennungsmotoren lE .1.&S 1 95 2,83 � 10,34 63,79 90,00 
BW03 Techniken zur Bodenbearbtg u. 
Beikrautbekämfung im Biolandbau 1E 1,66 U3 2,66 � 42,11 50,88 .98..2.a 
LL 18 Wechsel V. Erwerbstätigkeit u. 
wirtschaftl.abgesichert.Biklungsphasen OV 1.67 1,44 3,12 20,90 aa.5Q 34,83 95.5Z 
BW30 Preissenkung I. transluzente 
Wärmediimmung in Großserienprod. lE tiß 1.58 2.59 .a5Jia 21,50 64,49 94,44 
BE29 Biologischer Landbau als Leitbild 
an der Hochschule f. Bodenkultur OV 1 ,69 1.4a 2,57 � 61.90 17,14 94.50 
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Tabelle 4 (Fortsetzung) 
These . IN Wl RE FE OG 

WK07 Keramische Funktionswerk-
stoffe (Katalysatoren, Sensoren, ... ) TA 1 ,68 1,7..:;: 2,70 .!ll3...1l. 7,55 
BE34 Ganzhei!l. Methoden zur 
Beurteilung von Lebensmitteln TA .1.10 1.68 2,59 � 17,71 
BW28 Zertifizierte Gebäude (prod.bez. 
Material·,objektbez. Energiepässe) ov 1 72 1.63 2,63 41,67 � 
UP25 Kombination Photovoltaik/Brenn· 
stoffzelten z.dezentr.Energieversg TA 1,74. 2.07 3,14 � 25.00 
UP09 Fortgeschr. Leichtmetolle im 
Fahrzeugbau zur Gewichtsreduktion TV .1.I3 .1..82 2,33 aMI 18,80 

WK 19 WeO<st. mit verringerter Streuung 
d. Eigenschaft. durch Modellierg TA 1.14 1,54 2.00 95..63 .2.3.ß.j 
BE28 Biologischer Landbau als Leit-
bild im Iandwirtschaft!. Schulwesen ov 1...15 U8 2,69 45,95 .9.Q..9a 
BW18 Energieversogungssysteme 
Im Wohnbau integriert MV 1 77 .� 2.57 � 1Q..2a 
BW36 Techn. Gebäudeausrüstg 
(Brauch-, Grauwasser, Müllbehandlung) TV 1 77 1.34 � ®...11 2.MZ 
WK24 lntermetaii.Werkst. auf Basis 
Titanaluminid f. Motore u. Flugtriebw. TA 1..Zß 2,16 2,78 S5..a3 6.25 

Ll21 Einheit!. Zertifiz.iergsystem f. alle 
Bildgssekt. zwecks Durchlässigkeit ov 1,78 1 77 3,00 29.05 92....1.ß 
VK15 Lärmarmes rollende Malerial 1E 1.78 1,32 � � 28,91 
BW17 Integrierter Verkehr durch 
Mobilitätszentralen ov 1.78 1,54 2,81 29,17 � 
BW42 Lebensbegleitende, 
variable Architektur TA 1.78 .1...00 2,75 52.14 ß.M.2. 
LLOS Elektron.Kommunikationsmedien 
z.orts-u.zeitunabhangg.Betreuung MV 1 78 1 82 2,85 � 74,88 

Mittelwert 1 ,69 1 .67 2,67 77,38 42,07 

• Art der Innovation: T: technisch. 0: organisatorisch. M: �emischt technisch-organisatorisch 
Entwicklungstand in 15 Jahren: E: entwickelt, V: verfügbar, A: allgemein venvcndet 

�hen bedeutet üi.Jer dem Mittelwert dereigenen Gruppe 

wv WÜ 

60,38 ae� 

38,54 90,72 

42,59 95.45 

38,86 87,92 

82,05 95,73 

87,50 98.6.3. 

14,41 90.09 

6U§ 99.23 

61 67 99.1 9 

56,25 93,88 

15,08 88.11 

7891 99.22 

44,79 9794 

29,06 88,79 

28,50 94.71 

48,35 94,47 

Die Aggregatbetrachtung übertüncht allerdings erhebliche Unterschiede 
zwischen den einzelnen Innovationen in bezug auf die Fragedimensionen. 
Tabelle 6 findet für die Beziehungen zwischen den einzelnen Frage­
dimensionen auf der Ebene der Einzelthesen zunächst wenig Einheitlich­
keit, also recht geringe Korrelationskoeffizienten: Merklich positiv sind allein 
Aealisierbarkeit, Themenführerschaft in wirtschaftlicher Verwertung und 
Erstrebbarkeit verbunden; zwischen Themenführerschaft in organisato­
risch-gesellschaftlicher Umsetzung und Innovationsgrad sowie Themen­
führerschaft in F&E wie wirtschaftlicher Verwertung besteht eine negative 
Beziehung. Das ergibt sich zum Teil aus der Heterogenität der Thesen. 
Disaggregiert (Tabellen 6 und 7) wird der Zusammenhang (Korrelations­
koeffizient) zwischen Innovationsgrad und Wichtigkeit, Realisierbarkelt so­
wie wirtschaftlicher Verwertung von TOP-IN über TOP-IN-T zu TOP-IN-TE 
zunehmend negativer;24 d.h. je höher sie den Innovationsgrad einschätzen, 
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Tabelle 5: Einschätzung der TOP-IN-Thesen 

Themenführerschaft in 

Kategorie* Zahl der lnnova- Wichtig- Realisier- F&E 
Org.ges. Wirtsch. Wünschens-

Thesen tionsgrad keit barkeit Umsetzg Verwe rtg wert 

(Oe/phi 
insges. 271 2,23 1,86 2,59 52, 1 60, 7 51,8 92,4) 

TOP-IN 29 1 ,69 1 ,67 2,67 77,4 42, 1  48,4 94,5 

TOP-I N-T 20 1 ,67 1 ,72 2,61 91  ' 1  24,2 55,2 94,5 

TOP-IN-TE 9 1 ,63 1 ,68 2,65 94, 1  20,5 53,4 94,3 

TOP-IN-TV, 
-TA 1 1  1 ,70 1 ,75 2 ,58 88,6 27,3 56,4 94,6 

TOP-I N-O** 9 1 ,73 1 ,56 2,79 46,9 81 ,7 33,2 94,5 

• Art der Innovation: T: technisch, 0: organisatorisch, M: gemischt technisch-organisatorisch 
Entwicklungstand in 1 5  Jahren: E: entwickelt, V: verfügbar, A: allgemein verwendet 

•• einschließlich TOP-I N-M 

desto unwichtiger halten die Respondenten die Innovationen, desto größe­
re Schwierigkeiten sehen sie bei ihrer Verwirklichung und demgemäß auch 
beim Erlangen von Themenführerschaft in wirtschaftlicher Verwertung. Tat­
sächlich aber wäre zu erwarten, daß radikale I nnovationen zwar schwerer 
realisierbar aber wichtiger sind, und - wenn realisiert bzw. im Erwartungs­
wert eines Portfol ios - mehr wirtschaftlichen Erfolg versprechen . Die nega­
tive Einschätzung radikaler Innovationen durch die Respondenten bestätigt 
die Erfahrungen aus der zweiten Phase der Delphi-Konzeption, in der die 
Experten - entgegen den Intentionen der Setreiber der Studie -vor allem In­
novationen in späteren Innovationsphasen auswählten.25 Sogar zwischen 
Innovationsgrad und Wünschbarkeit wird der negative Zusammenhang mit 
zunehmendem Technologiegrad stärker (TOP-IN :  -0, 1 , TOP-IN-TE: -0,6) , 
was wohl deutlicher als vieles andere die Innovationscheu selbst der Öster­
reichischen Experten dokumentiert. Ein Vergleich der Tabellen 6 und 7 zeigt 
weiters, daß der negative Zusammenhang zwischen Wichtigkeit und F&E­
Themenführerschaft bei den Innovationen in der früheren Phase (TOP-IN­
TE) deutlich stärker ausgeprägt ist - das Erreichen von Dominanz bi l l igen 
sich die Österreichischen Experten somit eher bei unwichtigen Innovationen 
zu, und sie schätzen marginale Innovationen auch keineswegs als weniger 
erstrebenswert ein als radikale. 

Die organisatorischen TOP-Innovationen (TOP-IN-0) erscheinen zwar 
nicht in ihrem Stadium,26 wohl aber in ihrer Formul ierung in mancher Hin­
sicht radikaler als die technischen; ihre Realisierbarkeit wie ihre Chance 
wirtschaftliche Themenführerschaft zu erlangen werden demgemäß auch 
geringer eingeschätzt. Eine erstaunlich hohe Chance wird h ingegen ihrer 
Themenführerschaft bei organisatorisch-gesellschaftlicher Umsetzung ge­
geben, und zwar unbeschadet der jeweil igen Innovationsnote (r = -0) . Ihre 
Realisierbarkeit ist verständl icherweise positiv mit F&E-Führerschaft ver­
bunden, erstaunlicherweise negativ mit Themenführerschaft in organisato-
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Tabelle 6: Korrelationsmatrix TOP-IN* 

Themenführerschaft in 

Innovations-
F&E 

Org.ges. Wirtsch. Wünschens-
grad 

Wichtigkeit Realisierbarkeil Umsetzg Verwertg wert 

Innovations­
grad 

Wichtigkeit -0,21 

Realisier­
barkeil 

F&E 

Org.ges. 
Umsetzung 

Wirtsch . 
Verwertung 

Wünschens­
wert 

-0,05 0,27 

-0,90 

0,47 -0,55 

0,09 -o,04 0,54 

• Im schattierten Bereich zeigen positive Vorzeichen negative und negative Vorzeichen positive Beziehungen an. 

Tabelle 7: Korrelationsmatrix TOP-IN-TE* 

Themenführerschaft in 

Innovations-
F&E 

Org.ges. Wirtsch. Wünschens-
grad 

Wichtigkeit Realisierbarkeil Umsetzg Verwertg wert 

Innovations­
grad 

Wichtigkeit -Q,52 

Realisier­
barkeil 

F&E 

Org.ges. 
Umsetzung 

Wirtsch. 
Verwertung 

Wünschens­
wert 

-0,75 0,58 

-Q,60 

-Q,30 0, 1 3  

-0,50 0,57 0,24 

• Im schattierten Bereich zeigen positive Vorzeichen negative und negative Vorzeichen positive Beziehungen an. 

risch-gesellschaftlicher Umsetzung; offenbar differenzieren die Respon­
denten zwischen "technischer" Realisierungsmöglichkeit und "politischer" 
Durchsetzbarkeit. Die Korrelation zwischen Chance auf Themenführer­
schaft in wirtschaftlicher Verwertung und Wünschbarkeil scheint einen ge­
wissen Materialismus anzudeuten. 

Als Kontrast zu den TOP-IN wurden vergleichsweise auch die BOTTOM­
IN zusammengestellt, das Drittel mit der schlechtesten lnnovationsnote. 
Wie schon zuvor muß auch h ier wieder angeführt werden, daß es sich da­
bei um die am wenigsten gut bewerteten unter den von der Experten als 
meistversprechend ausgewählten 271 Innovationen handelt. Generell domi-
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Tabelle 8:  Korrelationsmatrix TOP-IN-0* 

Themenführerschaft in 

Innovations-
F&E 

Org.ges. Wirtsch . Wünschens-
grad 

Wichtigkeit Realisierbarkeit Umsetzg Verwe rtg wert 

Innovations­
grad 

Wichtigkeit -0,45 

Realisier-
barkeit -0, 1 7  0,27 

F&E 

Org.ges. 
Umsetzung 

Wirtsch. 
Verwertung 

Wünschens­
wert 

-0,90 

0,07 -0, 1 8  

0,27 -0,41 0,86 

• Im schattierten Bereich zeigen positive Vorzeichen negative und negative Vorzeichen positive Beziehungen an. 

nieren unter den BOTTOM-IN die Bereiche, die auch bei der al lgemeinen 
Bewertung am relativ sch lechtesten weggekommen sind: Zahlenmäßig 
führen - wie Tabelle 8 erkennen läßt - Medizintechnik und Umweltgerechte 
Produktion mit jewei ls 1 0  Thesen. Aber auch Werkstoff-lnnovationen finden 
sich unter den BOTTOM-IN,  wenngleich weniger häufig als unter den TOP­
IN ,  was auf eine gewisse Heterogenität des Bereichs schließen läßt.27 Tech­
nische und organisatorische Thesen sind unter den BOTTOM- IN  etwa 
gleich verteilt, wogegen bei den Spitzenthesen die technischen mit mehr als 
zwei Dritteln dominieren. E-Thesen , also Innovationen der frühesten Ent­
wicklungsphase, die unter den TOP-IN immerhin ein knappes Drittel aus­
machen, finden sich unter den BOTTOM-IN überhaupt nicht; dort dominie­
ren die in der mittleren Phase, und zwar im technischen wie im organisato­
rischen Bereich . 

Für eine Technologiepolitik, die den Österreich ischen Innovations­
attentismus überwinden wil l ,  sind die innovativsten Thesen natürlich beson­
ders interessant. Der tendenziell negative Zusammenhang zwischen 
Innovationsgrad und anderen relevanten Variablen , wie etwa Realisierbar­
keit oder wirtschaftliche Verwertbarkeit erfordert aber ein gewisse Vorsicht. 
ln Tabelle 4 wurden daher diejen igen der innovativsten Thesen (durch Un­
terstreichen) hervorgehoben, die in den einzelnen Bewertungen über dem 
Durchschnitt des jeweils eigenen Bereichs l iegen.28 Schon die Häufung der 
Hervorhebungen bestätigt, daß die innovativsten Thesen 26 von 29 Fällen 
für überdurchschnittlich wichtig, in 23 Fäl len für überdurchschnittlich F&E­
Themenführerschaft-relevant und in 22 Fällen für wünschenswert gehalten 
werden, aber bloß in 6 bzw. 5 Fällen für überdurchschnittlich gut realisier­
bar bzw. wirtschaftlich verwertbar. Wie zu erwarten nehmen die Mehrfach­
kombinationen mit abnehmenden Innovationsgrad (also im unteren Teil der 
Tabel le) zu. Bei drei I nnovationen treffen alle Kriterien zu: Werkstoffe mit 
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Tabelle 9: Verteilung der BOTTOM-IN-Thesen (in Klammer TOP-IN 
zum Vergleich) 

Zahl Technische Innovationen Organisatorische Innovationen* 

TE TV TA lnsges. OE ov OA lnsges. 

Biologische 
Nahrungsmittel & 
Rohstoffe 0 (5) 0 ( 1 )  0 (0) 0 ( 1 )  0 (2) 0 (0) 0 (3) 0 (0) 0 (3) 

Neue Wohnformen 
& umweltgerechtes 
Bauen 0 (7) 0 (2) 0 ( 1 )  0 ( 1 )  0 (4) 0 (0) 0 (3) 0 (0) 0 (3) 

Lebenslanges 
Lernen 1 (3) 0 (0) 0 (0) 0 (0) 0 (0) 0 (0) 1 (3) 0 (0) 1 (3) 

Medizintech. & 
Lebenshilfen f. 
ältere Menschen 1 0  (2) 0 ( 1 )  1 (0) 0 ( 1 )  1 (2) 0 (0) 8 (0) 1 (0) 9 (0) 

Umweltgerechte 
Produktion & 
Nachhaltigkeil 1 0  (2) 0 (0) 9 ( 1 )  1 ( 1 )  1 0  (2) 0 (0) 0 (0) 0 (0) 0 (0) 

Physische Mobilität 2 ( 1 )  0 ( 1 )  0 (0) 0 (O) 0 ( 1 )  0 (0) 1 (0) 1 (0) 2 (0) 

Eigenschafts-
definierte 
Werkstoffe 4 (9) 0 (4) 2 (0) 0 (5) 2 (9) 0 (0) 0 (0) 2 (0) 2 (0) 

Insgesamt 27(29) 0 (9) 1 2  (2) 1 (9) 1 3  (20) 0 (0) 1 0  (9) 4 (0) 1 4  (9) 

* einschließlich Mischthesen 

verringerter Streuung der Eigenschaften durch Modeliierung (WK1 9) , in den 
Wohnbau integrierte Energiesysteme (BW1 8) und Nachhaltigkeitsorierte 
technische Gebäudeausrüstung (BW36) ; Lärmarmes rollendes Material 
(VV1 5) erfüllt wenigsten 5 Kriterien, weitere drei nur noch vier, wofür entwe­
der unterdurchschnittliche wirtschaftl iche Verwertbarkeit (MZ02, UP09) 
oder Realisierbarkeit (BW30) bestimmend ist. 

4. Die informationstechnologischen Thesen 

Informations- und Kommunikationstechnologien wurden trotz ihrer großen 
Bedeutung in der laufenden Technologiediskussion in der Österreichischen 
Deiphi-Studie nicht explizit als eigener Bereich untersucht. Dafür gibt es 
zwei Begründungen: erstens der methodische Ansatz der strikten bottom­
up-Orientierung, der eine Konzentration auf die in der offenen Experten­
befragung höchst-favorisierten Felder verlangt; in dieser erreichten aber 
Elektronik/Bauelemente wie l nformations-/Kommunikationstechnologien 
nach den meisten Kategorien bloß mittlere Plätze.29 Zweitens spricht dafür 
aber auch die Struktur der Österreichischen - wie der europäischen - Wirt­
schaft, die in den Informations- und Kommunikationstechnologien generell 
umsetzungs- und wettbewerbschwach ist - mit zwei Ausnahmen : Sie do­
miniert im Bereich der Telekommunikation,30 und im Bereich "embedded 
software" ist sie deutl ich stärker als bei "packed software" , Hardware, 
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Content oder Dienstleistungen .31 Demgemäß wurden informations­
technologische Innovationen in den einzelnen Deiphi-Bereichen mit­
behandelt, und ein Bereich - Lebenslanges Lernen - wurde speziell wegen 
seiner IKT-Aspekte favorisiert. 

Die Formulierung der Thesen durch die Expertengruppen zeigte, daß der 
gewählte Ansatz richtig war: 46 der 241 Deiphi-Thesen (1 7%) betreffen I KT­
Innovationen , je 1 4  (30%) in den Bereichen Lebenslanges Lernen und Phy­
sische Mobil ität, im Bereich Medizintechnik und Lebenshilfen für ältere Men­
schen immerhin 7 (1 5%) - und zwar ausschl ießlich technische Thesen. 
Wie Übersicht 1 0  zeigt, dominieren technische Thesen (25) generell leicht 
über organisatorische (21 ). Der Innovationsgrad der IKT-Thesen ist relativ 
hoch : 37% in der frühesten Innovationsstufe "entwickelt" (Gesamt-Delphi 
1 2%), 41 % in der mittleren (37%) und 22% in der niedrigsten "al lgemein an­
gewendet" 51 %) .  ln der Innovationsnote der Respondenten kommt das al­
lerdings abermals bloß unzureichend zum Ausdruck: Diese l iegt mit 2,06 
zwar über der des Deiphi insgesamt (2 ,23) , aber deutlich unter der der 
Spitzenthesen Delphi-TOP- IN (1  ,69) . 

Tabelle 1 0: Verteilung der IKT-Thesen 

IKT (Delphi) Technische Innovationen Organisatorische 
Innovationen* 

Zahl Anteil TE TV TA lnsges. OE ov OA lnsges. 

Biologische 
Nahrungsmittel & 
Rohstoffe - - ( 1 5%) - - - - - - 1 1 

Neue Wohnformen 
& umweltgerechtes 
Bauen 5 1 1 %  ( 1 5%) - 3 - 3 - 1 - 1 

Lebenslanges 
Lernen 1 4  30% ( 1 1 %) - - - - 1 1  - 3 1 4  

Medizintech. & 
Lebenshilfen f. 
ältere Menschen 7 1 5% ( 1 5%) 1 6 - 7 - - - -

Umweltgerechte 
Produktion & 
Nachhaltigkeit 2 4% ( 1 3%) - - - - - 1 1 2 

Physische Mobilität 1 4  30% ( 1 5%) 5 3 3 1 1  - 3 - 3 

Eigenschafts-
definierte 
Werkstoffe 4 9% ( 1 5%) - 2 2 4 - - - -

Insgesamt 46 1 00% (1 00%) 6 1 4  5 25 1 1  5 5 2 1  

* einschließlich Mischthesen 

Markante Unterschiede in der Einschätzung zu den übrigen zeigen die 
I KT- Innovationen - wie Tabelle 1 1  erkennen läßt - vor allem in ihrer größe­
ren Chance auf wissenschaftliche Themenführerschaft und wirtschaftliche 
Verwertung sowie ihrer geringeren bei organisatorisch-gesellschaftl icher 
Umsetzung. Die technischen I KT-Thesen unterscheiden sich in l nno-
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vationsgrad und Wichtigkeit wenig von den organisatorischen, liegen aber 
in Wünschbarkeit ein wenig und in bezug auf Realisierbarkeit, wirtschaftli­
che Verwertung und F&E-Themenführerschaft deutlich günstiger. Konzen­
triert man sich auf das innovativste Drittel ( IKT-TOP-IN) ,  läßt sich keine ge­
nerelle Überlegenheit der I KT-Innovationen gegenüber den übrigen feststel­
len : Ih re Innovationsnote ist schlechter (1 ,81 gegen 1 ,69) - bloß vier von ih­
nen finden sich in der Gesamt-TOP-IN-Liste -, ebenso werden Realisier­
barkeit und Chance auf F&E-Themenführerschaft ungünstiger einge­
schätzt; die Chance auf Themenführerschaft in organisatorisch-gesell­
schaftl icher Umsetzung wird hingegen günstiger gesehen, ebenso wirt­
schaftl iche Verwertung und Wünschbarkeit. Etwa dasselbe gi lt auch für die 
innovativsten technischen Thesen ( IKT-TOP-IN-T) . 

Tabel le 1 1 :  Einschätzung der I KT-Thesen 

Themenführerschaft in 

Kategorie* Zahl der 
Thesen 

(Oe/phi 
Thesen 
insg. 271 

IKT 46 

IKT-T 25 

IKT-0** 2 1  

IKT-TOP-IN 1 3  

(Oe/phi-
TOP-IN 29 

IKT-TOP-IN-T 6 

(Oe/phi-
TOP-/N-T 20 

lnnova- Wichtig-
tionsgrad keit 

2,23 1,86 

2,06 1 ,82 

2 ,04 1 ,79 

2,08 1 ,85 

1 ,81 1 ,69 

1,69 1,67 

1 ,99 1 ,71 

1,67 1 , 72 

Realisier- F&E 
Org.ges. Wirtsch. 

barkeit Umsetzg Verwertg 

2,59 52, 1 60, 7 51,8 

2,57 60,6 56,0 53,7 

2 ,48 78,4 38,4 61 ,2 

2,68 39,4 77,0 44,7 

2,55 68,5 49,2 53,5 

2,67 77, 4 42, 1 48,4 

2,43 93,5 1 6,2 64,0 

2,61 91, 1 24,2 55,2 

• Art der Innovation: T: technisch, 0: organisatorisch, M: gemischt technisch-organisatorisch 
Entwicklungstand in 1 5  Jahren: E: entwickelt, V: verfügbar, A: allgemein verwendet 

•• einschließlich M 

Wünschens-
wert 

92,4) 

94,3 

95,0 

93,6 

97,0 

94,5) 

97,2 

94,5) 

Faßt man die in den einzelnen Themenfeldern enthaltenen "embedded'­
IKT- Innovationen zu einem eigenen Bereich zusammen und vergleicht sie 
mit den anderen sieben, erreichen sie bei Marktchancen einen dritten und 
bei Themenführerschaft einen zweiten Platz; das ergibt sich aus zweiten 
Plätzen bei I nnovationsgrad und F&E-Themenführerschaft, dritten bei 
Wichtigkeit und Realisierbarkeit, einem vierten bei wirtschaftlicher Verwer­
tung und einem sechsten bei organisatorisch-gesellschaftl icher Themen­
führerschaft. Als "embedded technologies' spielen die I K-Technologien so­
mit auch in Österreich eine durchaus bedeutende Rolle für die künftige Ent­
wicklung der I nnovationen, sehr viel weniger hingegen direkt. 
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5. Technologiepolitische Konsequenzen 

Die Österreichische Technologiepolitik steht vor dem Problem eines viel zu 
langsamen technischen Fortschritts, der wohl zu einem erheblichen Teil 
aus den niedrigen F&E-Aufwendungen, vor allem der Wirtschaft, resultiert; 
Investitionen in physisches Kapital haben deutlich Vorrang vor solchen in In­
novation und Ausbi ldung. Zu einem nicht unerheblichen Tei l  resultiert die 
I nnovationsschwäche aber auch aus der geringen Neuerungsintensität der 
I nnovationen. Dabei geht es nicht so sehr und keineswegs in erster Linie um 
eine Schwäche bei Hochtechnologie-Produkten, wie das die öffentliche Dis­
kussion vielfach insinuiert. "High-tecfi' kann Produkt-, Prozeß- oder Qua­
l ifikationskriterien ansprechen ,32 die keineswegs identisch sein müssen 
und es zumeist auch n icht sind. Vielfach werden gerade hochtechnologi­
sche Produkte in einfachen Prozessen (Einzelfertigung oder Kleinstserie) 
oder mit wenig qualifiziertem Personal (Massenproduktion) erzeugt. Hoch­
technologie-Produkte können für die künftigen Marktchancen relevant sein ,  
für  d ie Technologiepolitik, vor allem eines kleinen Landes, scheinen Hoch­
technologie-Prozesse und -qualifikationen wichtiger. Tatsächlich zeigte das 
Technologie Deiphi Austria auch zahlreiche high-tech-lnnovationen in Bran­
chen auf, die traditionell als low-tech und/oder niedrig-qualifiziert gelten. 33 Im 
allgemeinen läßt die Deiphi-Studie aber eine erhebliche Scheu vor weiter­
reichenden - nicht zu sprechen von radikalen - Innovationen erkennen; 
selbst Expertenkreise stehen radikalen Innovationen distanziert gegenüber, 
wie sowohl die Erfahrungen mit den thesenerstellenden Deiphi-Gruppen als 
auch die Einschätzungen der Respondenten gezeigt haben. 

Nach großen Bereichen erbrachte die Deiphi-Untersuchung recht klare 
Ergebnisse. Ob die Bereiche global untersucht werden, ob die best­
bewerteten Thesen oder die innovativsten: Stets stehen Biologische Nah­
rungsmittel und Rohstoffe, E igenschaftsdefinierte Werkstoffe, Physische 
Mobil ität sowie Neue Wohnformen und Umweltgerechtes Bauen an der 
Spitze; Lebenslanges Lernen, Medizintechnik und Umweltgerechte Pro­
duktion bilden stets das Schlußl icht, wobei al lerdings zu betonen ist, daß 
es sich dabei um die "Schlechtesten" der Besten handelt und auch bei ih­
nen einzelnen Innovationen außerordentlich gute Chancen gegeben wer­
den . Biologische Nahrungsmittel und Rohstoffe halten in allen Frage­
dimensionen gute, jedoch nirgends Spitzen plätze, Eigenschaftsdefinierte 
Werkstoffe dominieren in Realisierbarkeit, wirtschaftl icher Verwertung 
und F&E-Themenführerschaft, für Physische Mobil ität werden eher 
Themenführerschaft als Marktchancen gesehen, Neue Wohnformen und 
U mweltgerechtes Bauen gelten als besonders innovativ und wichtig .  Faßt 
man die "embedded'- lnformations- und Kommunikationstechnologien, die 
impl izit abgefragt wurden, als eigenen Bereich zusammen, erreichten sie 
bei Marktchancen einen dritten Platz, bei Themenführerschaft einen zwei­
ten ; unter dem innovativsten Drittel der I nnovationen basiert al lerdings 
bloß etwa ein Sechstel auf I KT- I nnovationen.34 Selbst in der abgefragten 
"embedded'-Form dürfte ihnen in Österreich somit eher etwas weniger Be-
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deutung zukommen, als in der öffentlichen Diskussion zumeist angenom­
men wird. 

Ganz klar dominierende Spitzeninnovationen innerhalb der erfolgverspre­
chenden Bereiche zeichnen sich allerdings nicht ab: Keine einzige These 
gelangt nach allen sieben oder auch bloß nach sechs oder fünf Kriterien zu­
gleich unter das beste Drittel ,  eine einzige - nicht besonders innovative ­
nach vier Kriterien, zehn nach jeweils drei .  Die häufigsten Kombinationen 
sind: lnnovationsgrad/F&E-Themenführerschaft und die eher triviale: Rea­
l isierbarkeit/wi rtschaftliche Verwertbarkeit; gute Bewertungen von ln­
novationsgrad und Realisierbarkeit treten nie gemeinsam auf, von 
Innovationsgrad und wirtschaftl icher Verwertung wie von Realisierbarkeit 
und F&E-Themenführerschaft je ein einziges Mal. Gerade bei den in­
novativeren Thesen sehen die Respondenten den Innovationsgrad in einem 
deutlichen Gegensatz zu Realisierbarkeit und wirtschaftlicher Verwertung , 
wie auch zur Erlangung österreichischer F&E-Themenführerschaft; selbst 
die EI'Wünschtheit ist bei radikaleren Innovationen geringer. Die Ergebnisse 
der I nnovationsbefragung des Österreichischen Instituts für Wirtschafts­
forschung35 werden damit dramatisch bestätigt: viele kleine, bi l l ige Verbes­
serungen, aber wenig wirklich neue Produkte. Aus dem strikten bottom-up­
Aufbau der Deiphi-Studie läßt sich erkennen, daß für den Österreichischen 
Innovationsattentismus primär nicht äußere Umstände, wie etwa Mangel an 
Risikokapital ,  verantwortlich sind; die Experten selbst - Wissenschafter, 
Unternehmer und Verwaltung - beschäftigen sich lieber mit marginalen In­
vestitionen und ziehen diese radikaleren vor. Mag das bei den Unterneh­
mern noch aus Risikoüberlegungen verständlich erscheinen, muß das ge­
ringe Anspruchsniveau der Österreichischen Wissenschafter hinsichtlich 
des Innovationsgrads als schwere Hypothek angesehen werden.  Die nied­
rige F&E-Quote scheint unter dieser Perspektive nicht aus mangelnden 
Finanzierungsmitteln,  sondern aus mangelndem Innovationsinteresse zu 
resu ltieren. 

Hauptaufgabe der Österreichischen Technologiepolitik der nächsten Jah­
ren muß es daher sein ,  die I nnovationsbereitschaft der Wirtschaft zu stei­
gern, sie von ihrer Investitionsorientierung zu einer I nnovationsorientierung 
zu führen, und innerhalb der Innovationen von den kleinen Anpassungs- und 
Verbesserungsinnovationen zu radikaleren und eher zukunftsträchtigen . 
Die Voraussetzungen dürften bei Prozeß- wie bei organisatorischen Inno­
vationen etwas günstiger liegen als bei Produktinnovationen. Generell be­
darf dieser Paradigmenwechsel einer Neuorientierung im Steuer- wie im 
Förderungssystem:  F&E muß zu Lasten von Kapital und Energie steuerlich 
günstiger behandelt werden.36 Alle noch bestehenden Investitionsbe­
günstigungen müssen zugunsten verstärkter F&E-Förderung radikal gestri­
chen werden. Für die Fonds wäre eine Staffelung der Förderungssätze je 
nach dem Innovationsgrad des Projekts zu überlegen. Eine partielle Über­
nahme der Entwicklungsrisken durch die öffentliche Hand wäre zwar hi lf­
reich, erscheint aber angesichts der asymmetrischen Information zu ge­
fährlich. Allerdings kann die Bildung von Clustern zur Riskenminderung bei-
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tragen, da die größere Zahl der Beteiligten wie der Projekte zum besseren 
Informationsstand beiträgt, die Konkurrenz eine bessere Infrastruktur von 
Forschungseinrichtungen und Beratern entstehen läßt und in kritischen 
Phasen leichter {zusätzliches) fachkundiges Personal engagiert werden 
kann. Zugleich könnten die Mittel konzentriert zur Erreichung einer entspre­
chenden kritischen Dichte eingesetzt werden. Demgemäß sollten im Rah­
men von fünf bis sechs Clustern verstärkt zeitlich begrenzte technologi­
sche Entwicklungsschwerpunkte gesetzt werden; im Rahmen verschiede­
ner Technologieprogramme und vor allem der Kplus-lnitiativen ist das in der 
Vergangenheit auch bereits erfolgt, wenn auch quantitativ unzureichend. Zur 
Unterstützung der Clusterbildung sollte sowohl die Errichtung mehrerer 
Kompetenzzentren auf thematisch verwandten und synergetisch verbun· 
denen Gebieten erwogen werden als auch die Beteiligung der Fonds an der 
Satzung von SchwerpunktenY 

Hoffnungsgebiete für Österreichische Themenführerschaft und damit für 
geförderte Clusterbildung sind vor allem diejenigen, wo Österreich schon 
jetzt Stärken aufweist: Biologische Nahrungsmittel und Rohstoffe, 
Eigenschaftsdefinierte Werkstoffe, Physische Mobilität sowie Neue 
Wohnformen und umweltgerechtes Bauen. Innovationen im "mechani· 
sehen" Bereich ("technology deepenin[/') erscheinen als eher geeignet als 
im chemischen und elektro/elektronischen; Nutzung der IKT im Rahmen 
prozeßtechnischer oder organisatorischer Innovationen (z.B. Simulationen) 
verspricht hingegen Erfolg. Innovationen im Themenfeld Umwelt und Nach· 
haltigkeit können offenbar im Wohnbau oder in der Ent· und Versorgung in 
Österreich eher erfolgversprechend umgesetzt werden als in der Produk· 
tion. 

Anmerkungen 

1 Aiginger, Peneder (1997); Polt et al. (1999). 
2 Peneder (1999). 
3 Tichy (2000a). 
4 Scarpetta et al. (2000) 25ft. 
5 Ebendort 32ft. 
6 Die Deiphi-Studie des Instituts für Technikfolgen-Abschätzung zeigte sowohl in der Aus­

wahl der Hoffnungsgebiete wie in der Benotung der Innovationen eine markante Bevorzu­
gung marginaler vor radikalen Innovationen; siehe Anmerkung 24 sowie Deiphi Report 
Austria (1998 Bd.2, 277ft; Tichy (2000b). Indirekt läßt sich dasselbe aus der Innovations­
befragung des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung schließen: Die Öster­
reichischen Firmen sind nach eigenen Angaben Spitzenreiter in der Innovationsrate (An­
teil der innovierenden Unternehmungen), keineswegs jedoch bei Innovationsintensität 
(Aufwendungen in % des Umsatzes) und beim Anteil technologisch neuer Produkte - sie 
konzentrieren sich also auf kleine Verbesserungen; Leo (1 999) 438f. 

7 Deiphi Report Austria (1998) Bd. 1-3. 
a Tichy (2000a). 
9 ln diesem Rahmen kann natürlich bloß ein grober Überblick über Methodik und Gesamt­

ergebnisse gegeben werden; für Details siehe Deiphi Report Austria (1 998) Bd.1-3; der 
Bericht ist auch elektronisch verfügbar unter http://www.bmwf.gv.at/4fte/materialien/ 
delphi/i ndex.htm _ 
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10 Deiphi Report Austria (1 998) Bd. 1 .  
1 1 Deiphi Report Austria (1 998) Bd. 2. 
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12 Erstaunlicherweise kommen "Nachhaltigkeitsthesen" auch in anderen Bereichen wie 
Biologische Nahrungsmittel und Rohstoffe (z.B .  Rohstoffpflanzen) oder Bauen und 
Wohnen (z.B. natürliche Baustoffe) eher schlecht weg. 

13 Diese Vereinfachung geht davon aus, daß sich die ersten drei Bewertungs­
dimensionen primär auf die Innovation als solche bzw. deren "Qualität" beziehen, die fol­
genden drei primär auf deren Umsetzung in Österreich. 

14 Auch hier gilt natürlich die vorne betonte Einschränkung, daß es sich um eine relative 
Einschätzung unter den hoffnungsträchtigen Innovationen handelt. 

15 Da die Fragebogen jedes Bereichs zwangsläufig jeweils anderen Respondenten­
gruppen zur Antwort vorgelegt werden mußten, stellte sich das Problem einer mögli­
chen Unvergleichbarkeit der Antworten, wenn etwa die Experten im Bereich Werkstoffe 
"Harte Technikfans" und im Bereich Biologische Nahrungsmittel "Grüne Phantasten" 
gewesen wären. Um die generellen Einstellungen zu testen, wurden den Experten al­
ler Gruppen zusätzlich 1 7  identische Fragen ("Megatrends") vorgelegt, unter denen sich 
mindestens eine Schlüsselfrage aus den jeweils 7 Bereichen befand. Die Analyse er­
gab keine signifikanten Unterschiede zwischen den Gruppen hinsichtlich ihrer Ein­
schätzungen der einzelnen Innovationen (Delphi Report Austria Bd. 1 ,  Kap.?); eine ge­
meinsame Auswertung erscheint daher unproblematisch. 

16 Gäbe es zahlreiche Spitzenthesen,  müßte die Zahl der Thesen sehr viel kleiner sein als 
die der Nennungen. 

17 Prüfsysteme für integrierte Antriebssysteme (WI/RE/F&E), Integrierte Antriebs­
managementsysteme zur Reduktion von Verbrauch und Emissionen (WI/RE/WÜ) und 
Lärmarmes rollendes Material (IN/WI/WÜ) .  

18 Techniken zur Bodenbearbeitung und Beikrautregulierung im biologischen Landbau 
(WI/REIWÜ), Glaubwürdige Vertriebssysteme für biologische Lebensmittel (WI/RE/WV). 

19 Unterschiedliche Pflegeeinrichtungen mit abgestufter Versorgungsintensität (IN/WI/ 
WÜ). 

20 Neue Werkstoffe mit verringerter Streuung der Eigenschaften durch Optimierung, Mo­
dellierung und Online-Kontrolle ( IN/F&E/WV) . 

21 Im  Durchschnitt aller Gebiete gelten 92% der Thesen als erstrebenswert, aber bloß von 
81 % der Respondenten erhielten sie die beiden besten Noten. Das bedeutet, daß auch 
weniger wichtige Thesen für erstrebenswert gehalten werden. So sehen etwa bloß 71% 
der Respondenten kompakte Biogas-Kieinanlagen für sehr wichtig oder wichtig an, 
aber 98% halten sie für erstrebenswert. 

22 Zur Zuordnung der Thesen siehe Tabelle 4; die Innovationsphase ergibt sich aus der 
Art der Formulierung der jeweiligen These durch die Experten. 

23 Das ist nicht selbstverständlich, weil sich der Innovationsgrad durch die These be­
stimmt wird (entwickelt/verfügbar/allgemein verwendet) und weder generell noch selbst 
bei den TOP IN-Thesen ein erkennbarer Zusammenhang zwischen I nnovationsgrad 
und lnnovationsbenotung durch die Respondenten besteht. 

24 Die Korrelationsmatrix TOP-IN-T wird aus Platzgründen nicht abgedruckt. Überdies 
zeigte sich, daß die Respondenten die Innovationen in der frühen Phase keineswegs 
für innovativer hielten. 

25 Bloß 1 2% der von den Experten ausgewählten Innovationen (Thesen) betreffen die frü­
heste Phase ("entwickelt"), 37% die mittlere ("verfügbar'') und 51 % die späte ("allge­
mein verfügbar'') ; die darin zum Ausdruck kommende Autonomie der Experten war al­
lerdings beabsichtigt, weil als solche aussagekräftig. 

26 Alle 9 befinden sich im Stadium "verfügbar''; von den TOP-IN-T hingegen befinden sich 
9 in "entwickelt", 2 in ''verfügbar'' und 9 in "allgemein angewendet". 

27 Gleichermaßen gehören auch zwei Medizintechnik-lnnovationen zu den TOP-IN (siehe 
Tabelle 4) . 

28 Also etwa diejenigen Werkstoff- Innovationen, die wichtiger, realisierbarer usw. einge­
schätzt werden als die übrigen Werkstoff-Innovationen. Der Vergleich mit der jeweils ei-
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genen Gruppe - anstelle des Gesamtdurchschnitts - wurde gewählt, weil unter die­
sem Aspekt die Auswahl innerhalb der Bereiche deutlicher differenzieren kann. 

29 Tichy und Aichholzer (1997) 4, 9. 
30 Tijssen and Wijk (1999). 
�1 Booz.AIIen&Hamilton (2000). 
32 Boddy, Lovering (1985) 210. 
33 Tichy (2000a). 
34 Die Betonung liegt dabei auf ITK·Innovationen; daß ITK-Technologien als solche für die 

meisten Innovationen eine gewichtige Bedeutung haben, wird als selbstverständlich 
vorausgesetzt. 

35 Leo (1999). 
�6 Derzeit werden in Österreich Arbeit und Konsum viel stärker besteuert als in den ande­

ren EU-Staaten, Kapital hingegen sehr viel günstiger: European Commission (2000). 
37 Es sei nochmals betont, daß Schwerpunktsatzung keineswegs zentralistisch-autoritäre 

top down-Entscheidung bedeuten muß: Schwerpunkte können z.B. kompetitiv - wie bei 
Kplus - oder durch Deiphi-Methoden gebildet werden. 
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Zusammenfassung 

Das Tempo des technischen Fortschritts ist in Österreich nur halb so hoch wie in der EU; 
auf die Wirtschaftslage schlägt das deswegen noch nicht durch, weil Österreich extrem 
kapitalintensiv produziert. An Hand des Deiphi Report Austria läßt sich zeigen, daß das 
langsame Tempo des technischen Fortschritts nicht primär ein Problem mangelnder 
Hochtechnologie ist: ln  traditionellen Branchen werden vielfach durchaus hoch­
technologische Innovationen getätigt. Der langsame technische Fortschritt resultiert viel­
mehr aus der geringen Neuerungsintensität der Österreichischen Innovationen und der 
Scheu der Experten wie der Unternehmer vor weiterreichenden, radikaleren Innovationen 
auf neuen Märkten. Diese gelten als weniger erwünscht, schwer realisierbar und verwert­
bar, ungeeignet Österreichische Themenführerschaft zu erreichen. Das läßt erkennen, 
daß für den Österreichischen Innovationsattentismus primär nicht äußere Umstände, wie 
etwa Mangel an Risikokapital verantwortlich sind; vielmehr beschäftigen sich die Exper­
ten selbst lieber mit marginalen I nvestitionen und ziehen diese radikaleren vor. Mag das 
bei den Unternehmern aus Risikoüberlegungen noch verständlich erscheinen, ist das 
diesbezüglich geringe Anspruchsniveau der Wissenschafter recht bedenklich. Es wird 
Hauptaufgabe der Österreichischen Technologiepolitik der nächsten Jahre sein müssen, 
die Wirtschaft von ihrer Investitionsorientierung zu einer Innovationsorientierung zu führen, 
und innerhalb der I nnovationen von den kleinen Anpassungs- und Verbesserungs­
innovationen zu radikaleren. Generell bedarf es dafür einer Neuorientierung im Steuer­
wie im Förderungssystem. 
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Deutsche Direktinvestitionen in 

Nordwestengland - ein Beitrag zur 

Globalisierungsdebatte 

Heinz Tüselmann, Frank McDonald, Arne Heise 

Sinkende Informations-, Kommunikations- und Transportkosten im Zuge 
der rasanten technologischen Entwicklung, so die gängige Argumentation, 
haben die Entwicklung der wirtschaftlichen (und wohl auch kulturellen) Ver­
flechtung der einstmals nationalen Volkswirtschaften dramatisch beschleu­
nigt. Gewiß haben auch der fortschreitende Abbau von mobil itätsbe­
schränkenden Regulierungen und die Intensivierung der Bemühungen 
um die Schaffung regionaler I ntegrationsräume (EU,  NAFTA, ASEAN, 
Mercosur) zu dem Prozeß beigetragen, der als 'Giobalisierung' verschlag­
wertet wird . 1  Vom 'globalen Weltdorf ist die Rede, von Akteuren, die natio­
nale Grenzen heute selbstverständlich überwinden, von der zunehmenden 
Dominanz multi- oder gar transnationaler Unternehmen, die sich gänzlich 
heimatlos nurmehr temporär dort n iederlassen , wo ihnen die besten 
Standortbedingungen zu den geringsten Kosten geboten werden.  Dies re­
duziere die prozeßpolitischen Potentiale des nationalen Interventions­
staates und zwinge ihn in die Rolle des effizienten Dienstleisters hoch­
mobiler Produktionsfaktoren :  vom keynesianischen Wohlfahrtsstaat der 
siebziger Jahre zum schumpeterianischen Wettbewerbsstaat 

1. Ausgangspunkt: der Standort Deutschland, das 'Rheinische 

Modell' und die Konvergenz der Systeme 

Anfang der neunziger Jahre fiel das Wirksamwerden der letzten Phase 
des europäischen lntegrationsprozeßes nach der Einheitlichen Europäi­
schen Akte (Schaffung eines Binnenmarktes) und dem Maastrichter Vertrag 
(Europäische Währungsunion) in der Bundesrepublik zusammen mit dem 
Auslaufen einer langen Prosperitätsphase nach dem Fall der Berl iner Mau­
er. Schnell wurde die dem Konjunkturzyklus folgende Standortd iskussion 
mit dem allgemeinen Global isierungsprozeß verquickt und die Wettbe­
werbsfähigkeit des Standortes Deutschland in Frage gestellt. Der säkulare 
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Anstieg der Arbeitslosigkeit, so die gängige Argumentation, deute auf die 
Strukturschwächen der deutschen Wirtschaft und die Überreguliertheit der 
deutschen Arbeitsmärkte hin, was zu unangemessenen Lohnforderungen,2 
einer Abwanderung von Kapital (ausfließende Direktinvestitionen) und ins­
gesamt nachlassender Attraktivität des Produktionsstandortes Deutsch­
land im internationalen Wettbewerb geführt habe. 

Während die 'Standortdebatte' also die scheinbare Unattraktivität der 'Re­
gion Deutschland' im globalen Weltdorf und das behauptete Desinteresse 
deutscher Unternehmen am heimischen Standort als Ausdruck abnehmen­
der Wettbewerbsfähigkeit thematisiert, rückt die 'Konvergenzdebatte' die 
daraus ableitbaren Prozesse in  den Vordergrund: Bestehende Institutionen 
und Regulierungen, herrschende Politikmuster und Vertei lungsschlüssel 
(z.B. der 'h istorische Kompromiß') einer weitgehend konstanten qualifika­
tionsspezifischen Einkommensverteilung3 benötigen für ihren dauerhaften 
Bestand die - interne und externe - Legitimation durch den Nachweis der ef­
fizienten Wohlstandsproduktion. Wird diese Fähigkeit in Frage gestellt, verlie­
ren die Institutionen und Regulierungen an Bindungskraft und werden - früher 
oder später - durch vermeintlich bessere Institutionen und Regulierungen er­
setzt. Ein schnell wachsender Literaturberg argumentiert, daß bei zuneh­
mender Mobil ität von Kapital und Menschen - die also eine 'Exit-Option' ha­
ben ('mit den Füßen abstimmen') ,  wenn ihnen die Legitimität der vorhande­
nen Institutionen und Regulierungen nicht mehr offensichtlich erscheint - die 
Konkurrenz der zu Systemen aggregierten Institutionen, Regulierungen und 
Politikmuster zu einer Konvergenz, einer zunehmenden Vereinheitl ichung 
führt - dies mag als erstrebenswert ansehen, wer den Wettbewerb ohnehin 
als den geeignetsten Entdeckungsmechanismus wirtschaftlicher und sozia­
ler Invention hält,4 dies mag beklagen, wer volkswirtschaftliche Effizienz auf 
dem Altar betriebswirtschaftlicher Rationalität geopfert sieht.5 

Institutionelle Konvergenz kann auf drei unterschiedlichen Wegen herge­
stellt werden:  
* Supranationale Harmonisierung: Ein starker supranationaler 'Policy­

maker ersetzt nationale Regulierungen und Institutionen durch ein ge­
meinsames supranationales Regul ierungssystem - das 'Europäische 
Model l ' .6 Die Wahrscheinl ichkeit eines solchen Entwicklungsweges der 
Systemkonvergenz wird aber aufgrund der institutionellen Pfadabhän­
gigkeiten , dem herrschenden politischen Willen zur nationalen De- statt 
zur supranationalen Reregul ierung und in Abwesenheit wirkl icher 
Handlungskompetenzen des EU-Policy-makers (EU-Kommission) als 
recht gering eingeschätzt,? 

* Divergente bzw. funktionale Konvergenz: Unter Beibehaltung nationaler 
Besonderheiten und institutioneller Arrangements kooperieren die nationa­
len staatlichen Akteure in einer Weise, die ein Herunterkonkurrieren natio­
naler Standards oder Regulierungen verhindert.8 Mit dem Stabil itäts- und 
Wachstumspakt des Amsterdamer Vertrags, der Koordinierung der 
Makropolitik im Rahmen des 'Kölner Prozesses', dem Sozialdialog zur 
Koordinierung der Sozialpolitik bzw. Sozialregulation und dem 'Doorn-Pro-
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zeß' der Koordinierung der gewerkschaftl ichen Tarifpolitik hat dieser Prozeß 
zumindest innerhalb der EU Auftrieb bekommen. Die Tragfähigkeit dieses 
Entwicklungsweges hängt davon ab, inwieweit die kooperativen Regelun­
gen Bindungskraft, also interne Legitimation, entwickeln können, was wie­
derum entscheidend von der realwirtschaftlichen Konvergenz, dem Grad 
der institutionellen Homogenität der kooperierenden Länder, abhängt.9 

* Kompetitive Konvergenz: Die individuellen Marktakteure - multinationale 
Unternehmen insbesondere - sind die Triebkräfte der wettbewerbliehen 
Konvergenz, die nicht notwendigerweise einen Abbau von Regulierungen, 
wohl aber eine Verschiebung der Regulierungslast zugunsten der mobilen 
Akteure bedeutet. Je glaubwürdiger die 'Exit-Option' eines Akteurs, desto 
größer die Chance, der regulativen Beschränkung der eigenen Wahl­
handlungsmögl ichkeiten zu entgehen. Das Ergebnis muß kein einheitl i ­
ches System nach anglo-amerikanischem Vorbild sein ,  sondern eine An­
näherung der Systeme, die sich aus einem komplexen Zusammenspiel 
von Spill-over- und Spill-back-Effekten ergibt, wenn betriebl iche 'Best 
practice-Verfahren' zur Anwendung kommen . 
Die beiden ersteren Prozeße können als 'politische Selektion' bezeichnet 

werden , die einen normativen politischen Wil len zur Harmonisierung oder 
Kooperation erfordern . Der letztere Prozeß kann als 'marktliche Selektion' 
verstanden werden, der nur auf dem Anpassungsmechanismus von im in­
ternationalen Wettbewerb stehenden Marktakteuren beruht. Unsere Unter­
suchung wird sich im wesentl ichen um diese Form des Konvergenz­
prozesses kümmern ,  der wiederum auf doppelte Weise wirken kann:  
* Indem der mobile Faktor Kapital - also die multinationalen Unternehmen 

- verstärkt die 'Exit-Option' wählen und sich durch Kapitalexport (Direkt­
investitionen) vom Wertschöpfungsprozeß am heimischen Standort ver­
abschieden , mag einerseits die Wettbewerbsfähigkeit dieses Wirtschafts­
standortes leiden und andererseits die Legitimation des vorhandenen in­
stitutionellen Systems schwinden. 

* Im Rahmen der regulativen Strukturen mögen die individuellen Wirt­
schaftsakteure - insbesondere die multinationalen Unternehmen - ver­
sucht sein ,  jene institutionellen Arrangements an die ausländischen Stand­
orte zu übertragen ,  die sie als besonders förderlich für den wirtschaftl i­
chen Erfolg des Unternehmens erlebt haben bzw. mögen jene Arrange­
ments zu vermeiden suchen, die sie als besonders beeinträchtigend emp­
funden haben (Spi/1-over-Effekte).  Ebenso kann erwartet werden, daß jene 
institutionellen Arrangements ins heimische Mutterunternehmen implan­
tiert werden, die in den ausländischen Tochterunternehmen kennengelernt 
und als effizienzfördernd betrachtet werden (Spill-back-Effekte).  

2. Die Studie 

l n  der Standortdebatte kommt den Direktinvestitionen eine besondere 
Bedeutung zu: Die hochgradig negative Direktinvestitionsbilanz - d.h .  we­
sentlich höhere deutsche Direktinvestitionsabflüsse ins Ausland als auslän-
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disehe Direktinvestitionszuflüsse nach Deutschland - wird auf die hohe 
Regulierungsdichte, die hohe Abgabenlast und die hohen (Arbeits-)Kosten 
zurückgeführt. l n  der Konvergenzdebatte spielt die These von der 'Anglo­
Amerikanisierung' der Regulierungssysteme eine zentrale Rol le. Es l iegt 
deshalb nahe, in der Verbindung von Standort- und Konvergenzdebatte 
deutsche Direktinvestitionen in Großbritannien zu betrachten. Großbritanni­
en wird gegenwärtig häufig als 'Modell-Land' gehandelt: 1 . ) Die rückläufige 
Arbeitslosigkeit und der hohe Zufluß an ausländischen Direktinvestitionen 
scheinen die hohe Attraktivität des britischen Standortes anzuzeigen. 2 . )  
Der während der Thatcher-Regierungszeit durchlaufene Prozeß der 
Deregulierung der Arbeits(markt)beziehungen wird als notwendige Voraus­
setzung (TINA - There is no alternative) für eine wettbewerbszentrierte Re­
form des institutionellen Systems angesichts der geringen Hoffnungen auf 
eine 'politische Selektion' des Konvergenzprozesses angesehen. 1 0  

2.1 Die Untersuchungsgegenstände: Leistungsfähigkeit und 
Arbeitsbeziehungssysteme im Vergleich 

Die Diskussion um die Wettbewerbsfähigkeit nationaler Standorte im allge­
meinen und den Standort Deutschland im besonderen ist lang und kontro­
vers. Wenn sie überhaupt ein Ergebnis gebracht hat, dann wohl die Erkennt­
nis, daß es kein allgemein akzeptiertes Konzept von Wettbewerbsfähigkeit 
gibt. Klar geworden ist darüber hinaus, daß der Begriff 'Wettbewerbsfähigkeit' 
leicht eine Bedeutung kommuniziert, die - abgeleitet aus einem betrieblichen 
Verständnis von Wettbewerbsfähigkeit - zu unangemessenen Schlüssen 
verleitet oder, wie es Paul Krugman nannte, eine 'gefährliche Besessenheit' 
wird: Die Kosten- und Angebotsseite einer Volkswirtschaft tritt beherrschend 
in den Fokus der Analyse von Pol itikoptionen. Dabei wird übersehen, daß 
über den Wechselkursmechanismus, der nationale Volkswirtschaften mitein­
ander verbindet, jede nominale Kostenstruktur und jedes institutionelle System 
wettbewerbsfähig gemacht werden kann im Sinne der Absatzfähigkeit natio­
naler Produkte auf internationalen Märkten ('ability to self). Doch wenn der 
Wechselkursmechanismus diese Rolle nicht immer und systematisch spielt, 
so wäre es besser, von Wechselkurs- als von Standortproblemen zu spre­
chen, um die eigentlichen U rsachen zu thematisieren, und nicht falschen, 
neomerkantil istischen Problemlösungsstrategien anheim zu fal len. 

Wenn also eine Sinnhaftigkeit des Begriffes 'internationale Wettbewerbs­
fähigkeit' in bezug auf nationale Wirtschaftsstandorte mit Recht bestritten 
werden kann,  wird niemand bestreiten, daß verschiedene nationale Volks­
wirtschaften sehr unterschiedliche Wertschöpfungskraft besitzen . Die 
Wertschöpfungskraft einer Volkswirtschaft, oder einfacher: die Leistungs­
fähigkeit, hängt vom angesammelten Real- und Humankapitalbestand und 
der herrschenden Produktionstechnologie ab, gewiß aber hat auch das na­
tionale Institutionengefüge und Regul ierungssystem Einfluß darauf: Ar­
beits(markt)systeme z.B.  beeinflussen die Humankapitalbildung und den 
Innovationsmodus einer Volkswirtschaft, Gütermarktregul ierungen können 
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über die Wettbewerbsintensität die I nnovationsdynamik verändern, und die 
Kollektivvertragssysteme können dazu beitragen ,  den Einfluß wachstums­
beschränkender Partikularinteressen zu minimieren. Es mag also durch­
aus Sinn machen, die Leistungsfähigkeit einer nationalen Volkswirtschaft 
im internationalen Vergleich zu betrachten und vor allem deren Entwicklung 
im Zeitverlauf zu analysieren. Ein Ersatz des dubiosen Konzeptes der inter­
nationalen Wettbewerbsfähigkeit durch das Konzept der 'nationalen Lei­
stungsfähigkeit im internationalen Vergleich' hat darüber hinaus zwei Vortei­
le: 1 .) Es ist leicht konzeptionalisierbar, bezieht sich die Leistungsfähigkeit 
einer Volkswirtschaft doch auf den effizienten Einsatz seiner Produktions­
faktoren.1 1  Da Kapital (re-) produzierbar ist, Arbeit hingegen zumindest kurz­
fristig als exogen gegebener Faktor angesehen werden kann, läßt sich der 
effiziente Einsatz messen, indem auf die Arbeitsproduktivität und den Grad 
der Nutzung (angenähert durch die Arbeitslosenquote) des Faktors Arbeit 
abgestellt wird. 2.) Im Gegensatz zur ' internationalen Wettbewerbsfähigkeif 
nimmt das Konzept der 'nationalen Leistungsfähigkeit im internationalen 
Vergleich' im wesentlichen eine Innenansicht vor, die nicht so leicht Gefahr 
läuft, in merkantilistischer Weise die eigene Position zu Lasten anderer 
Volkswi rtschaften verbessern zu wol len. Gleichzeitig bleibt unbestritten ,  
daß eine im internationalen Maßstab zurückbleibende Leistungsfähigkeit ­
zumal angesichts verstärkter 'Benchmarking-Anstrengungen - die Legiti­
mität des nationalen Institutionengefüges untergräbt. 

Tabelle 1 spiegelt - trotz der Verwendung des aussagefähigeren Konzep­
tes - den Stand der Diskussion : Obwohl die Leistungsfähigkeit der deut­
schen Wi rtschaft - dies gi lt sowohl für Gesamtdeutschland wie für West­
deutschland - weiterhin über dem EU-Durchschnitt liegt, hat sie sich doch 
während der neunziger Jahre deutlich verschlechtert. Genau entgegenge­
setzt verhält es sich im Falle Großbritanniens: Lag die Leistungsfähigkeit der 
britischen Wirtschaft Anfang der neunziger Jahre noch unter EU-Durch­
schnitt, so ist sie seither deutlich gestiegen und hat in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre westdeutsches Niveau erreicht. 

Bei genauer Betrachtung wird deutlich, daß die gegensätzliche Entwicklung 
der Leistungsfähigkeiten beider Volkswirtschaften im wesentlichen auf die kom­
parative Arbeitsmarktentwicklung zurückgeht: Lag die Arbeitslosenquote der 
Bundesrepublik bis Anfang der neunziger Jahre noch deutlich unter dem EU­
Durchschnitt, so hat sie sich mittlerweile dem EU-Durchschnitt deutlich ange­
nähert - vor dem Hintergrund dieser Entwicklung titelte die britische 
Wirtschaftszeitschrift 'The Economist' : ,Germany - The sick man of Europe'. 
Und Großbritannien wird gerade aufgrund des deutlichen Abbaus der Arbeits­
losigkeit als 'Modell-Land' gefeiert. Es ist Ziel der Studie herauszuarbeiten,  ob 
die deutschen Direktinvestitionen in Großbritannien Teil und Ausdruck dieser 
Entwicklung - also des Zurückbleibens der nationalen Leistungsfähigkeit im in­
ternationalen Vergleich, insbesondere mit Großbritannien - ist. 

Im zweiten Teil der Studie wollen wir betrachten, ob Konvergenzprozesse 
im Bereich der Arbeitsbeziehungs- und Tarifsysteme beider Länder beob­
achtet werden können und in welche Richtung sie gehen. 
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Tabelle 1 :  Leistungsfähigkeit der deutschen und der britischen 
Volkswirtschaft 

Jah r  Westdeutschland Deutschland Großbritannien 

Grad der Nutzung der Produktionsfaktoren (Arbeitslosenquote; EU-Durchschnitt = 1 00) 

1 991  1 95,3 1 46,4 93,2 

1 997 1 25,9 1 07 , 1  1 52,9 

Effizienz des Faktoreinsatzes (Produktivität pro Kopf; EU-Durchschnitt = 1 00) 

1 99 1  1 1 9,0 1 05,6 96,6 

1 997 1 22,0 1 09,0 99,3 

Leistungsfähigkeit im internationalen Vergleich (EU-Durchschnitt = 1 00) 

1 99 1  1 57,2 1 26,0 92,8 

1 997 1 24,0 1 08 , 1  1 26 , 1  

Quelle: eigene Berechnungen nach Europäische Wirtschaft 6 6  (1 998) 

Es kann hier n icht im einzelnen auf die sehr unterschiedl ichen Arbeits­
marktregulierungen und Arbeitsbeziehungssysteme in Großbritannien und 
Deutschland eingegangen werden - vielmehr sollen die wesentlichen Merk­
male und ihre Entwicklungslinien seit Anfang der achtziger Jahre kurz be­
schrieben werden . 

Das deutsche Arbeitsmarkt- und Industriebeziehungssystem ist durch 
seine Dualität, lntermediarität und Zentral ität recht gut beschrieben, dessen 
Grundlage ein hoher Grad der Verrechtl ichung (ordnungspolitischer, insbe­
sondere aber auch prozeduraler Art) ist. Begleitet und unterstützt wird es 
von einer - zumindest de jure - Bereitschaft zu wirtschaftspolitischer Inter­
vention durch den Staat und kollektiver Sozialsicherung auf hohem Niveau . 

Trotz einiger Deregulierungsversuche (z.B. die Initiative der FDP zu mas­
siven Einschnitten bei der Mitbestimmungsgesetzgebung12 und -maß­
nahmen (vgl .  Tabelle 2) kann eine erstaunliche institutionelle Stabil ität des 
'Modells Deutschland' konstatiert werden: 13  Die Regulierungsdichte ist weit­
gehend unverändert, auch das Regulierungsniveau hat sich nur geringfügig 
zugunsten höherer Handlungsspielräume der Unternehmen (bei entspre­
chenden Einschnitten der Handlungsoptionen der Gewerkschaften) ver­
schoben.  

Und auch der Organisationsgrad der kollektiven lnteressenvertreter, ins­
besondere aber die Bindungskraft der Kollektivverträge, 1 4  hat sich wäh­
rend der gesamten l iberal-konservativen Regierungsära - die unseren 
Untersuchungszeitraum abdeckt - wenig verändert. Die Stabi l ität des 
deutschen Modells15 wird besonders offenkundig, wenn sie mit den gra­
vierenden Struktu rveränderungen vergl ichen wird ,  die das britisc�e Sy­
stem der Arbeitsmarkt- und Industriebeziehungen in der Thatcher-Ara er­
lebte: Obwohl der traditionelle Voluntarismus des britischen Modells, d .h .  
die weitgehende Zurückhaltung des Staates aus der ordnungs- oder 
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Tabelle 2: Eingriffe in das Arbeitsmarkt- und Industriebeziehungs­
system seit Anfang der achtziger Jahre in der Bundesrepublik 

Eingriff Datum Wesentlicher Bestandteil 

Beschäftigungsförderungs- 1 985, 1 990, 1 994, Lockerung der arbeits-
gesetz 1 996 rechtlichen Schutz-

vorschritten, Erhöhung der 
Möglichkeit der Befristung 
von Arbeitsverträgen 

Änderung Par. 1 1 6  AFG 
Beschränkung der 

1 986 Arbeitskampfmöglichkeiten 
der Gewerkschaften durch 
Einschränkung der 
Alimentation nach AFG bei 
'sekundären Aussperrungen' 

Novellierung des BetrVG 1 988 Detailänderungen zur 
Bildung von Sprecher-
ausschüssen von leitenden 
Angestellten und 
'Demokratisierung' von BR-
Wahlen 

Arbeitszeitrechtgesetz 1 994 Schaffung von Freiräumen 
bei der Lage und Länge der 
täglichen und wöchentlichen 
Arbeitszeit 

Arbeitsförderungsgesetz 1 984, 1 994 Kürzung der Lohnersatz-
Ieistungen, Verschärfung 
der Berechtigungskriterien 

Quellen: Heise ( 1 999); Klodt (1 998) 

prozeßpolitischen Regelung der Beziehung zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern und deren kol lektiven lnteressenvertretern , durch zahlreiche 
Eingriffe (vg l .  Tabelle 3) zumindest partiel l aufgegeben wurde - also die 
kodifizierte Regul ierungsdichte zu- und keineswegs abgenommen hat -, 
kann doch von einem De-Regul ierungsprozeß im übl ichen Wortgebrauch 
gesprochen werden, weil die Eingriffe stets zum Ziel hatten ,  die 
Handlungsoptionen (Regul ierungsniveau) der Unternehmen zu vergrö­
ßern . 

Auch das traditionell stärker auf die Betriebsebene konzentrierte Kollek­
tivvertrags- und Industriebeziehungssystem Großbritanniens erfuhr in der 
Thatcher-Ära eine weitere Dezentralisierung und, so muß man es wohl for­
mulieren, Marginalisierung der kollektiven lnteressenvertretung: 
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Tabelle 3: Eingriffe in das Arbeitsmarkt- und Industriebeziehungs­
system seit Anfang der achtziger Jahre in Großbritannien 

Eingriff Datum Wesentlicher Bestandteil 

Employment Act 1 980, 1 982 Beschränkung der lmmunitäten der 
betrieblichen Gewerkschafts-
sekretäre mit dem Ziel der 
Beschränkung der Streikfähigkeit, 
Beschränkung der Einrichtung sog. 
'Ciosed Shops' 

Social Security Act 1 980 Kürzung der staatlichen 
Unterstützung an Familien 
streikender Arbeitnehmer 

Trade Union Act 1 984 Eingriffe in die 'innere Demokratie' 
der Gewerkschaften und Bindung 
von Streikaktivitäten an 
Mitgliedervoten 

Revision des Employment 1 985 Neudefinition des 'unfair dismissal' 
Protection Act (ungerechtfertigte Kündigung) mit 

der Zielsetzung, den allgemeinen 
Kündigungsschutz zu begrenzen 

Wage Act 1 986 Aufhebung der Mindestlohn-
vorschritten für jüngere Arbeitnehmer 

Employment Act 1 988 Faktische Auflösung des 'Ciosed 
Shop' 

Employment Act 1 990 Verbot des 'Ciosed Shop' 

Trade Union Reform and 1 993 Auflösung der 'Wages Councils' 
Employment Rights Act 

Aufgabe des 'Earnings 1 982 Reduktion der sozialen Sicherung 
Related Supplement' durch Aufgabe der Iohnabhängigen 

Zusatzzahlung 

Einführung der 'Job 1 986 Knüpfung der Lohnersatzleistung an 
Seeker's Allowance' die aktive und nachgewiesene 

Arbeitsuche 

• Mit dem Rückgang der Zahl der 'Combine Committees' und der 'Joint 
Committees' und der Abschaffung des 'Burnham Committees', welches 
für die zentralen Lohnverhandlungen der Lehrer zuständig war, wurden die 
letzten Bastionen zentralisierter Kollektivverhandlungen geschl iffen . 

• Die traditionelle Schwäche der britischen Unternehmensverbände, die 
bereits in den siebziger Jahren nur etwa 50% der Unternehmen vertreten 
konnten, verschärfte sich dramatisch mit einem Rückgang des 
Organisationsgrades auf nur mehr etwa 1 0%. 

• Der Deckungsgrad von Kollektivverträgen - die in Großbritannien ohnehin 
nicht rechtlich bindend sind ('Gentlemen's Agreements') - fiel von etwa 
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70% in den siebziger Jahren auf unter 50% in den neunziger Jahren. 1 997 
lag der Anteil der Beschäftigten des privaten Sektors, der nur von Kollek­
tivverträgen erfaßt war, bei nur mehr 33% nach 75% im Jahr 1 960. 16  
Die Aufgabe des Prinzips der Nicht-I ntervention und die Art der erfolgten 

Regulierung machen deutl ich, daß es im wesentlichen darum ging, die nach 
dem 'Winter of Discontent' ( 1 979) als überbordend empfundene Gewerk­
schaftsmacht zu brechen und einen grundlegenden Wandel in Richtung ei­
ner 'Unternehmergesel lschaft'17 einzuleiten. 

Seide Regul ierungssysteme - das hochkodifizierte , weitgehend zentra­
l isierte, korporatistische 'Modell Deutschland' und das im wesentlichen 
betriebsorientierte, unregulierte und paternal istische System anglo-ameri­
kanischer Prägung - können als Prototypen unterschiedlicher Entwick­
lungswege verstanden werden , deren eigenständige Existenz in globalen 
Zeiten zunehmend in Frage gestellt wird. 

2.2 Methodik 

Die im folgenden vorgetragenen Ergebnisse18 basieren auf mittels Frage­
bogen durchgeführten Totalbefragung aller deutschen Tochterunternehmen 
in Nordwestengland (Rücklaufquote: 38%) und deren Konzern- bzw. Unter­
nehmensmütter in Deutschland (Rücklaufquote: 1 1  %) auf Grundlage einer 
Bestandserfassung der deutsch-britischen Handelskammer ( 1 998) . Auf­
grund der geringen Rücklaufquote der deutschen Unternehmensmütter 
wurden zusätzlich kurze Telefoninterviews bezüglich einiger Aspekte des 
Arbeitsbeziehungssystems mit jenen deutschen Unternehmensmüttern 
durchgeführt, deren britische Töchter positiv auf unsere Befragung reagiert 
hatten.  

Da sich Nordwestengland sowohl von der sektoralen als auch von der 
Beschäftigtenstruktur des Unternehmensbestandes mit deutscher Beteil i­
gung nicht wesentlich von der Gesamtsituation in Großbritannien unter­
scheidet (vgl .  Tabelle 4) , konnte es als exemplarische Region ausgewählt 
werden , deren Ergebnisse durchaus gesamtwirtschaftliche Rückschlüsse 
zulassen. Die mittels Fragebogen gewonnenen empirischen Daten wurden 
dann zur Prüfung von modellgestützten Hypothesen verwendet, wobei zur 
kontrafaktischen Überprüfung des Arbeitsbeziehungsteils der Datensatz 
des Workplace and Employee Relations Survey (WERS) von 1 998 heran­
gezogen wurde. 1 9  Aufgrund der geringen Rücklaufquote (im Falle der deut­
schen Unternehmensmütter) und der kleinen Grundgesamtheit der briti­
schen Tochterunternehmen im Vergleich zur Grundgesamtheit des WERS 
fallen die Signifikanzwerte parametrischer Testverfahren (CHI-square-Test) 
unbefriedigend aus. Gleichwohl lassen sich tentative Ergebnisse ableiten, 
die allerdings mit gewisser Zurückhaltung interpretiert werden müssen. 
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Tabelle 4: Struktur der deutschen Direktinvestitionen in Großbritan­
nien (in %) 

Anteile der Betriebsstätten nach sektoraler Abgrenzung 

Verarb. Gewerbe HandeiNerkehr Dienstleistungen 

Großbritannien 37,4 16,2 46,4 

NW-England 33,0 1 4,0 50,0 

Anteile der Beschäftigten nach sektoraler Abgrenzung 

Verarb. Gewerbe HandeiNerkehr Dienstleistungen 

GB NW-Engl GB NW-Engl GB NW-Engl 

< 1 0 5 2 44 34 24 22 

1 0 - 49 26 26 40 51 34 52 

50 - 99 20 1 8  7 7 12 7 

1 00 - 1 99 1 8  25 5 4 12 11 

200 - 499 21 25 2 1 7 4 

> 500 10 5 2 3 1 0  4 

Gesamt 1 00 100 100 1 00  1 00  1 00 

Quelle: INWARD ( 1 998) und Deutsch-Britische Handelskammer 

3. Die Standortdebatte - Hypothesen und Ergebnisse 

Wir haben bereits auf das brüchige Fundament der Standortdebatte hin­
gewiesen. Häufig werden einzelne Indikatoren wil lkü rlich ausgewählt, um 
daraus Schlüsse über die Standortqualität und wirtschaftspolitische Konse­
quenzen zu ziehen. Die Direktinvestitionen - also jener Teil der internationa­
len Kapitalströme, deren Motiv im realwirtschaftlichen Bereich (d .h .  di rekt 
oder indirekt die Produktion betreffend) lokalisiert ist2° - werden dabei häu­
fig als Ausdruck der Abwendung der heimischen Investoren vom deutschen 
und der Zuwendung - in diesem Falle - zum britischen Standort gewertet. 
Als Motivation wird die hohe Kostenbelastung (Steuern, Abgaben, Direkt­
entgelte) und die hohe Regulationsdichte insbesondere des Arbeitsmarktes 
unterstellt, in der Konsequenz werden Beschäftigungsverluste und eine 
Angleichung der internationalen Faktorpreise ausgemacht. 

Die theoretische Grundlage der vorgenannten Argumentation liefert das 
Heckscher-Ohlin-Samuelson-Modell (HOS), wonach bei freier Faktor­
mobil ität ein Ausgleich der Faktorentlohnung durch Nutzung 'komparativer 
Vorteile' entsteht. Die komparativen Vorteile ergeben sich hierbei allerdings 
nicht aus absoluten, sondern aus relativen Kostendifferenzen, die durch re­
lative Faktorproportionen entstehen : Unter restriktiven Bedingungen (keine 
Transaktionskosten,  homogene Technologie) fließt Kapital aus Ländern mit 
relativ (zum Faktor Arbeit) reichl icher Kapitalausstattung (wenn die Faktor-
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entlohnung Knappheitsrelationen widerspiegelt, ist Arbeit in diesen Ländern 
ergo relativ teuer) in Länder mit relativ geringer Kapitalausstattung (wo Ar­
beit ergo relativ bil l ig sein muß) .  Das HOS-Modell ,  das in sinnentstellender 
Verkürzung auch als 'Kostentheorie' der Direktinvestitionen bezeichnet wer­
den könnte, ist brauchbar für die Analyse von Direktinvestitionen zwischen 
Ländern mit sehr unterschiedlicher Faktorausstattung (also z.B. zwischen 
hochentwickelten und weniger entwickelten Ländern, etwa zwischen West­
und Osteuropa) auf inter-industrieller Basis, nicht aber für die Analyse des 
größeren Teils der Kapitalmobil ität im Globalisierungsprozeß: intra-industri­
eller Verflechtungen zwischen Volkswirtschaften mit vergleichbarer Faktor­
ausstattung - wie wir es für den konkreten Fall zwischen Deutschland und 
Großbritannien annehmen dürfen. 

ln  jüngerer Zeit sind zahl reiche neuere Theorien der Direktinvestitionen 
und der multinationalen Unternehmen entstanden,21 die die Schwächen des 
HOS-Modells (Vernachlässigung von Transaktionskosten und technologi­
scher Differenzierung) zu überwinden hoffen:  Sowohl die mit dem Namen 
Paul Krugman verbundene 'New Trade Theory' (NTT) als auch der auf John 
Dunning zurückgehende OLI-Ansatz22 betont die Möglichkeit von Skalener­
trägen (Größenvortei le, die durch die Marktgröße bestimmt werden) und 
Agglomerationsvorteilen (Branchen- und Zulieferer-Ciuster in einer Region/ 
Volkswirtschaft, die einer bestimmten Produktion besondere Vorteile ver­
spricht) zur Erklärung von Direktinvestitionsströmen und deren regionale Ver­
teilung. Narula ( 1 996) schließlich hebt die Bedeutung des Technologietrans­
fers zwischen Volkswirtschaften mit vergleichbarer Faktorausstattung als 
Ursache des zunehmenden Komplexitätsgrades der Direktinvestitionen her­
vor. Hiernach mag der ursprüngliche Ausgangspunkt der Direktinvestitionen 
(was auf betrieblicher Ebene zumeist multinationale Unternehmen begrün­
det) eine Kosten-(HOS), Markt- (NTT) oder Standortorientierung (Oll) gewe­
sen sein ,  mit zunehmender Dauer des Auslandsengagements werden die 
standortspezifischen Vorteile technologischer Entwicklung (unterschiedliche 
lnnovationssysteme)23; und deren Anwendung zunehmend bedeutungsvoll 
und lassen ein komplexes Verflechtungsmuster entstehen. 

Tabelle 5: Motive und Arbeitsplatzeffekte von Direktinvestitionen 

Motiv Marktzugang Beschaffung Kosten Technologie 

Ursache Nähe zu Rohstoffbezug Faktoraus- Technologie-
Konsumenten stattung transfer 

Arbeitsplatz-
effekte 
Inland + + - +? 
Ausland - + + +? 

Die Beschäftigungseffekte (vgl .  Tabelle 5) von Di rektinvestitionen sind 
komplexer als dies in der Standortd iskussion häufig erscheint: Negative 
Beschäftigungseffekte im In land (und entsprechend positive Beschäfti-
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gungseffekte im Ausland) ergeben sich nur, wenn sie der Kostenorien­
tierung folgen und eine direkte Konkurrenz der Standorte existiert.24 Sind die 
Motive hingegen die Marktnähe und Beschaffungsorientierung, dann sind 
sogar positive Beschäftigungseffekte im Inland und negative Beschäfti­
gungseffekte im Ausland zu erwarten.  Bei zunehmender Technologie­
orientierung werden die Beschäftigungseffekte unklarer, die Motivation kom­
plexer. 

Folgende Hypothesen ergeben sich aus den vorgenannten Überlegun­
gen: 

H 1 : Je stärker die Kostenorientierung der deutschen Direktinvestitionen 
in Großbritannien, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, daß die Bundes­
republik negative Beschäftigungseffekte hinnehmen muß, während Groß­
britannien in positiver Weise berührt wird .  Da die Kostenorientierung aber 
wesentlich im inter-industriellen Bereich zwischen Volkswirtschaften mit 
großen Faktorausstattungsunterschieden zu erwarten ist, dürften die deut­
schen Direktinvestitionen in Großbritannien eher dem Motiv der Markter­
schließung, der Beschaffung oder dem technologischen Spi/1-over dienen 
und damit positive Beschäftigungseffekte in der Bundesrepublik und nega­
tive Beschäftigungseffekte in Großbritannien bewirken. 

H 2: Spielen Markterschließungsmotive eine starke Rolle und existieren 
Agglomerationsvorteile, dann dürfte eine starke Konzentration der deut­
schen Direktinvestitionen in den großen, bevölkerungsstarken 'Metropolitan 
Areas' in Nordwestengland festzustel len sein .  

H 3: Die Aktivitätsfelder der deutschen Töchterunternehmen erweitern 
sich mit der Dauer des Auslandsengagements, und die deutschen Direkt­
investitionen in Nordwestengland werden komplexer und technologie­
orientierter. 

Aufgrund der geringen Rücklaufquote der Fragebögen von den deutschen 
Unternehmensmüttern und angesichts der Interpretationsfähigkeit des Fra­
gebogens im Beschäftigungsteil können keine kontrafaktischen Analysen 
zur Beschäftigungsentwicklung der in Nordwestengland investierenden 
deutschen Unternehmen (im Vergleich zur Beschäftigungsentwicklung 
nicht-investierender Unternehmen) oder ökonometrische Untersuchung zur 
Kosten- oder Marktorientierung angestellt werden, wie dies jüngst in ande­
ren Studien25 geschehen ist. Die tentativen Ergebnisse unserer Untersu­
chung leiten sich aus der Branchenstruktur, den Aktivitätsfeldern und der 
Marktreichweite der britischen Töchter her (vgl .  Tabelle 6} . 

Obwohl der weit überwiegende Teil der Unternehmen (85,5%} und Be­
schäftigten (94,5%} nach der sektoralen Zuordnung im Verarbeitenden Ge­
werbe erfaßt ist, sind doch n icht einmal ein Drittel aller Betriebsstätten mit 
deutscher Beteil igung im eigentlichen Produktionsbereich tätig, fast 70% 
aller Betriebsstätten betreffen den Dienstleistungssektor bzw. den Service/ 
Handel-Bereich der deutschen Unternehmensmütter. Mit 72,6% aller deut­
schen Töchterunternehmen in Nordwestengland l iegt der Antei l  jener Be­
triebsstätten,  die ausschließl ich den britischen Markt beliefern, gar noch et­
was höher, was den Schluß zuläßt, daß selbst von den Produktionsunter-
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Tabelle 6: Strukturdaten der deutschen Direktinvestitionen in Nord­
westengland (in %) 

Betriebsstätten Beschäftigte 

Sektor 

Verarbe�endes Gewerbe 85,5 94,5 
Dienstleistungen 14,5 5,5 
Gesamt 100,0 1 00,0 

Tätigkeitsfelder 

Produktion 30,6 
Service/Handel 54,8 
Dienstleistungen 14,5 
Gesamt 100,0 

ArtderDI 

Neue Produktionsstätte 37,1 
(,Greenfield Investment') 
Aufkauf/Fusion 51,6 
(Merger&Aquisition) 

Absatzmärkte der deutschen Untemehmen in Nordwestengland 

NurGroßbritannien 72,6 
Deutschland 14,5 
Rest-EU 12.9 
Nur Auslandsmärkte 0,0 

nehmen des verarbeitenden Gewerbes nur wenige dem (wesentlichen) 
Motiv der Kostenorientierung gefolgt sind (insgesamt beliefern 91 ,9% aller 
Unternehmen den britischen Markt, 72,6% ausschließlich den britischen 
Markt!). 

Insgesamt also findet die Hypothese 1 (H 1 ) einiges an Bestätigung, was 
mit den Ergebnissen aller anderen Studien zum Einfluß der Direktin­
vestitionen auf die Beschäftigung korrespondiert: Die Beschäftigung in der 
Bundesrepublik Deutschland dürfte vom Engagement deutscher Unterneh­
men in Großbritannien insgesamt profitieren,25 während der direkte Be­
schäftigungseffekt deutscher Direktinvestitionen in Nordwestengland, der 
aufgrund der hohen Anzahl von Fusionen und Übernahmen (mergers 
&acquisitions) selbst nur gering ausgefallen sein dürfte, wahrscheinlich 
durch indirekte Beschäftigungsverluste aufgrund der Importerhöhung (das 
Motiv der deutschen Direktinvestitionen ist ja überwiegend die Markter­
schließung, die durch Import voraussichtlich heimische britische Produktio­
nen verdrängt) überkompensiert worden sind. 

Daß Nordwestengland aufgrund seiner Nähe zu einer großen Zahl von 
Konsumenten und aufgrund seiner Agglomerationsvorteile (Branchen-Clu­
ster) eher als Standort deutscher Direktinvestitionen gewählt wurde denn 
aus Kostengründen, legt außerdem der hohe Grad an Konzentration der 

549 



Wirtschaft und Gesellschaft 26. Jahrgang (2000) , Heft 4 

Direktinvestitionen im Großraum Manchester/Liverpool nahe (vgl .  Tabelle 7). 
Etwa drei Viertel aller deutschen Tochterunternehmen in Nordwestengland 
haben sich im Großraum Manchester/Liverpool ,  einer der dichtbesiedelsten 
und einwohnerstärksten Regionen Großbritanniens, angesiedelt, nur etwa 
ein Viertel hat die kostengünstigere (Miete, Pacht, Löhne) 'Provinz' vorgezo­
gen. 

Tabelle 7: Regionale Vertei lung der deutschen Direktinvestitionen in 
Nordwestengland (in %) 

Greater Manchester 47,9 Preston 6,8 

Warrington 1 4,7 Macclesfield 5,7 

Merseyside/Wirral 1 3,7 Andere 1 1 ,2 

Summe 76,3 Summe 23,7 

Schließl ich zeigt nur die Hälfte aller deutschen Tochterunternehmen in 
Nordwestengland eine zunehmende Erweiterung ihrer Tätigkeitsfelder, 
worin sich eine zunehmende Komplexität des Auslandsengagements aus­
drücken würde. Oder anders herum: Die Hälfte aller deutschen Tochterun­
ternehmen in Nordwestengland ist auch Jahre nach deutscher Be­
teil igungsübernahme nicht über das erste Stadium der Internationalisierung 
- die Markterschließung - hinausgegangen. Der, vor allem im Vergleich zu 
amerikanischen und japanischen Investoren, hohe Anteil an geringer Inter­
nationalisierung der deutschen Direktinvestitionen in Nordwestengland27 
hängt einerseits mit der relativen Jugend des deutschen Auslandsen­
gagements zusammen (ein klarer Gleichlauf zwischen Alter und zuneh­
mender Komplexität läßt sich feststel len) ,  läßt aber auch vermuten, daß 
deutsche Unternehmen in vergleichsweise höherem Ausmaß als japani­
sche oder US-amerikanische Unternehmen ihre Kernaktivitäten (insbeson­
dere auch FuE-Aktivitäten) nicht nach Nordwestengland verlagern , sondern 
am heimischen Standort konzentrieren. 

4. Die Konvergenzdebatte - Hypothesen und Ergebnisse 

Bei der Untersuchung eines möglichen Konvergenzprozesses konnte auf­
grund der niedrigen Rücklaufquote der Fragebögen von den deutschen Unter­
nehmensmüttern lediglich untersucht werden, ob Spi/1-over-Effekte des deut­
schen Arbeitsbeziehungs- und Tarifsystems nach Großbritannien festzustel­
len sind oder etwa die deutschen Tochterunternehmen in Großbritannien - die 
Freiheiten des gering kodifizierten britischen Systems (aus-)nutzend - viel­
leicht gar eine extreme Anglo-Amerikanisierung anstreben. Wer nach Spi/1-
over-Effekten und Konvergenzprozessen fahndet, wird nicht eine völl ig un­
reflektierte Übertragung heimischer Praktiken oder Akzeptanz lokaler Arran­
gements erwarten dürfen - vielmehr ist eine spezifische Formung als hi lf­
reich empfundener Praktiken und Arrangements auf dem Hintergrund der 
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jeweil igen Regul ierungssysteme zu erwarten .  Sollten etwa Betriebsräte ­
ein wesentliches Merkmal des deutschen Arbeitsbeziehungsmodells und in 
hohem Ausmaß Bestandteil der Arbeitsbeziehungen der betrachteten deut­
schen Unternehmensmütter (vgl . Tabelle 8) - als den Betriebsfrieden und die 
Produktivität fördernder ' Voice'-Mechanismus empfunden werden, darf den­
noch nicht davon ausgegangen werden , daß im britischen System ohne 
eine entsprechende, institutionell abgesicherte Trennung von betrieblicher 
und überbetrieblicher Interessenvertretung der Arbeitnehmer (Dualität) 'Be­
triebsräte' im deutschen Sinne gegründet wurden. 

Tabelle 8: lnzidenz kol lektiver Arbeitsbeziehungen (in %) 

Deutsche Tochter- Deutsche Mutter- Britische 
unternehmen* unternehmen Unternehmen** 

Anerkennung von 
Gewerkschaften 45 94 35 

Kollektive Lohn-
verhandlungen 40 94 36 

Gewerkschaft! . 
Interessen-
vertretung auf 
betrieb! .  Ebene 38 - 27 

Gewerkschafts-
unabhängige 
Arbeitnehmer-
vertreter 18  - 15 

Formale Arbeit-
nehmerbe-
teiligungsmodelle 
(Betriebsrat, Joint 
Consultative 
Committee ect . )  20 97 36 

Kollektiver 
, Voice gap' 45 3 60 

Anmerkungen: * mit mehr als 25 Beschäftigten; ** laut WERS für Unternehmen mit mehr 
als 25 Beschäftigten, die sich gänzlich oder überwiegend in britischem Besitz befinden, 
gewichtet nach den Strukturmerkmalen der deutschen Tochterunternehmen 

Die deutschen Unternehmensmütter zeigen das vertraute Muster deut­
scher Arbeits- und Tarifbeziehungen: 94% führen kollektive Lohnverhandlun­
gen und anerkennen damit im- bzw. explizit Gewerkschaften als Verhand­
lungspartner, in gar 97% aller Fälle existieren formale Arbeitnehmervertre­
tungen, womit der kollektive ' Voice-Gap', also das Fehlen eines kollektiven 
Sprachrohrs für die Interessen der Arbeitnehmer mit 3% marginal ist. 

Ein erster vergleichender Bl ick auf die Arbeits- und Tarifbeziehungen in 
deutschen Tochterunternehmen in Nordwestengland und ihren britischen 
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Pendants läßt vermuten, daß die deutschen Unternehmen größeren Wert 
auf kollektive Repräsentation legen,  wenngleich dies nicht in formaler Form 
- Works Councils oder Joint Consultative Committees - geschehen muß. 
I nsgesamt läßt sich eine distinkt deutsche Prägung der Arbeits- und Tarif­
beziehungen in britischen Tochterunternehmungen feststel len : l n  deutl ich 
höherem Ausmaße als in britischen Unternehmen wird ein kollektiver An­
satz gewählt - der kollektive ' Voice-Gap' liegt mit 45% deutlich unter den 
60% in britischen Unternehmen, allerdings auch wesentlich höher als in den 
deutschen Mutterunternehmen, wo es praktisch keinen ' Voice-Gap' gibt. 
Diese 'deutsche Prägung' kommt allerdings nicht durch direkte Intervention 
der deutschen Unternehmensmütter zum Tragen - 85% aller Tochterunter­
nehmen berichten einen hohen Grad an Autonomie bezüglich der Ausge­
staltung der Arbeits- und Tarifbeziehungen -, sondern sind auf den Einfluß 
deutscher Manager in den Unternehmenstöchtern (Expatriate) zurückzu­
führen: ln 70% der deutschen Unternehmenstöchter mit Expatriates exi­
stiert i rgendeine Form des Voice-Mechanismus, aber lediglich in 40% jener 
deutschen Unternehmenstöchter ohne Expatriates. 

Die größere Bedeutung und Erfahrung mit kollektiven Arbeits- und Tarif­
beziehungen in Deutschland erklärt, weshalb deutsche Unternehmen im 
Vergleich zu ihren anglo-amerikanischen Partnern bzw. Konkurrenten gerin­
geren Wert auf ausgeprägte, individuelle Partizipationsmodelle legen, die 
unter 'Human Ressource Managemenf-Praktiken (HRM) firmieren. Spie­
gelbi ldl ich zum höheren Stellenwert kollektiver Praktiken in deutschen 
Unternehmenstöchtern in Nordwestengland zeigt sich nun (vgl. Tabelle 9) 
eine geringere Anwendung von H RM-Praktiken im Vergleich zu den briti­
schen Unternehmen: Dies g i lt insbesondere für die stärkste - partizipative 
Verfahren - und die schwächste Form der Beteil igung - informative Verfah­
ren .  Ein ausgeprägter 'Country of Origin'-Effekt (Herkunftslandeffekt) wird 
aber auch erkennbar, wenn die geringe Anzahl überhaupt nicht von kollekti­
ven oder individuellen Partizipationsmodellen erfaßten Beschäftigten (soge­
nanntes 'bleak hause' - finsteres, unerfaßtes Haus) in deutschen Tochter­
unternehmen in Nordwestengland (etwa 5% der Beschäftigen in 20% der 
Unternehmen) mit dem deutlich höheren Anteil an Beschäftigten in briti­
schen Unternehmen (etwa ein Drittel) verglichen wird, die ausschließlich 
den Managementprärogativen unterliegen .  Es läßt sich deshalb kaum be­
streiten ,  daß die deutschen Unternehmenstöchter, insbesondere wenn sie 
von deutschen Managern geleitet werden,  der deutschen Unternehmens­
kultur entsprechend größeren Wert auf kollektive Tarifbeziehungen legen als 
deren britische Partner und Konkurrenten und sie kollektive und individuel­
le Voice-Mechanismen in stärkerem Maße einsetzen als britische Unter­
nehmen. 

Natürlich kann man mutmaßen, daß sich in diesem Ereignis die frühere 
Zufriedenheit deutscher Unternehmen mit dem deutschen Arbeits- und 
Tarifsystem spiegelt, die, will man den Äußerungen manches Verbands­
funktionäres folgen, mit der zunehmenden G lobalisierung längst ge­
schwunden ist. Unser Ergebnis würde dann nicht den offensichtlichen und 
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Tabel le 9: D i rekte Mitarbeiterpartizipationsmodelle (in %) 

Deutsche Tochter- Britische Unternehmen unternehmen 

Partizipation 

Teilautonome Arbeitsgruppen 40 42 
Problemlösungsgruppen 30 38 
Durchschnitt 35 40 

Konsultation 

Mitarbeiterbefragung 23 42 
Betrieb!. Vorschlagswesen 35 26 
Regelmäßige Betriebs-
versammlungen 43 33 
Durchschnitt 34 34 

Information 

Teambesprechungen 60 86 
Regelmäßige Informations-
schreiben 58 56 
Top-Down-Kommunikation 60 64 
Durchschnitt 59 69 

weiterhin praktizierten Wunsch deutscher Tochterunternehmen widerspie­
geln, wesentliche Teile des 'Modells Deutschland' in angepaßter Form nach 
Großbritannien zu exportieren, sondern der Pfadabhängigkeit institutionel­
ler Strukturen (auch wenn diese keine kodifizierte Grundlage haben ) und 
deren langwierige Reformierbarkeit widerspiegeln .  Wäre die Argumentati­
on richtig, dann müßte ein deutliches Akteursprofi l in Richtung 'Anglo-Ame­
rikanisierung' der Arbeits- und Tarifbeziehungen auszumachen sein: Je jün­
ger die deutschen Unternehmenstöchter, desto größer die 'Flucht' aus dem 
'Modell Deutschland'. 

Tabelle 1 0: Arbeits- u nd Tarifbeziehu ngen in j üngeren* und älteren* 
deutschen Tochterunternehmen in Nordwestengland (in %) 

Alle Jüngere Ältere 

Gewerkschaftsanerkennung 45 50 41 

Kollektive Lohnverhandlungen 40 45 36 

Kollektiver , Voice gap' 45 38 52 

Umfassende HRM-Praktiken 50 60 39 

Anmerkungen: * < 1 0  Jahre in deutschem Besitz; ** > 1 0  Jahre in deutschem Besitz 

Tabelle 1 0  zeigt, daß das genaue Gegenteil der Fal l ist: Jüngere deutsche 
Tochterunternehmen in Nordwesteng land, die also mit großer Wahrschein­
l ichkeit gegründet oder aufgekauft wurden , als die Standortdebatte zuneh­
mend eine 'Flucht aus dem Modell Deutschland' nahelegte, reagieren auf 
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die gestiegene internationale Konkurrenz mit verstärkter Zuwendung zu den 
wesentlichen Charakteristika des deutschen Arbeitsbeziehungs- und Tarif­
modells: kollektive Lohnverhandlungen, kollektive lnteressenvertretungen , 
die in verstärktem Maße mit HRM-Praktiken kombiniert werden. Wenn also 
deutsche Tochterunternehmen in Nordwestengland als Vorposten im angle­
amerikanisierten Arbeitsbeziehungsumfeld verstanden werden können, 
dann dürfte die Beeinflussung der heimischen Arbeitsbeziehungen (als 
Spi/1-back-Eftekt) wohl allenfalls in einer Verstärkung der Grundpfeiler des 
deutschen Modells, angereichert um umfassendere HRM-Praktiken, beste­
hen. 

5. Einige provokante Schlußbemerkungen 

Der Prozeß der Globalisierung im allgemeinen und die Diskussion um die 
Wettbewerbsfähigkeit nationaler Volkswirtschaften im speziellen bi ldeten 
den Hintergrund für die Studie deutscher Direktinvestitionen in Nordwest­
england. Die Standortdebatte manifestiert die zunehmende Sorge um die 
strukturellen und institutionellen Schwächen des einstmals als b/ueprint 
hochgelobten 'Modells Deutschland' . 28 l n  einer zunehmend globalisierten 
Welt, so die stereotype Argumentation, gibt es keine nationalen Sonderwege 
mehr, eine Anglo-Amerikanisierung der Arbeitsbeziehungs- und Tarif­
systeme sei ebensowenig dauerhaft zu verhindern wie die Aufgabe der 
'keynesianischen I l lusion' von nationaler Wirtschafts- und Sozialpolitik für 
Vol lbeschäftigung und soziale Gerechtigkeit. Die treibende Kraft hinter die­
sen gleichmachenden Tendenzen ist die Mobil ität der Produktionsfaktoren 
im allgemeinen und des Kapitals im besonderen. Die Idee ist bestechend 
einfach: Zunehmend wurzelloses Kapital diskrimin iert zwischen den natio­
nalen Produktionsstandorten und ihren institutionellen Rahmenbedingun­
gen unter Gewinnmaximierungsgesichtspunkten.  Da die Nachfrage quasi 
global gegeben ist (und von jedem Standort der Welt abgeschöpft werden 
kann) , müssen die Angebotsbedingungen im Standortwettbewerb bedeu­
tungsvoller werden und im Konkurrenzkampf zur verallgemeinerten, über­
legenen Regulierung drängen. 

Wir haben zunächst versucht, das Konzept der 'internationalen Wettbe­
werbsfähigkeif durch ein Konzept der 'Leistungsfähigkeit im internationalen 
Vergleich' zu ersetzen ,  da ersterem die theoretische Grundlage fehlt und es 
zur gefährlichen politischen lmplikationen führt, wenn es fälschlicherweise 
in Analogie zu internationalen Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen ge­
braucht wird. Allerdings läßt sich selbst unter Verwendung des Konzepts 
der 'Leistungsfähigkeit im internationalen Vergleich' ein Zurückfallen der 
deutschen Wirtschaft seit Beginn der neunziger Jahre - insbesondere ge­
genüber G roßbritannien - nicht bestreiten.  Ein genauer Blick zeigt dann ,  
daß dieses 'Standortproblem' insbesondere der  relativ schlechteren 
Beschäftigungsperformanz der Bundesrepublik im Vergleich zum europäi­
schen Durchschnitt, besonders aber im Vergleich zu Großbritannien ge­
schuldet ist. Die sich uns stellenden Fragen mußten deshalb lauten: 1 .) Ha-
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ben die deutschen Direktinvestitionen nach Nordwestengland zu dieser 
Entwicklung beigetragen? Oder anders: Sind die deutschen Direktin­
vestitionen Ausdruck eines Job-Exportes nach Großbritannien, oder hat 
sich dieser Prozeß durch eine zunehmende Komplexität der I nternationali­
sierung zumindest verschärft? 2.) Inwieweit kann die hohe Regul ierungs­
dichte des deutschen Arbeitsbeziehungs- und Kol lektivität des Tarif­
systems ein Anreiz für die 'Kapitalflucht' vom Standort Deutschland gewe­
sen sein? 

Obwohl die geringe Rücklaufquote und die kleine Grundgesamtheit unse­
rer Befragung die Verwendung statistischer Signifikanztests erschwert und 
wir m ithin ledigl ich tentative Ergebnisse vorlegen, bei deren Interpretation 
Vorsicht walten muß, seien doch folgende provokante Schlußfolgerungen 
erlaubt, mit deren Hi lfe die Standort- und Konvergenzdiskussion belebt und 
weiter� Forschung angeregt werden sol l :  
1 .) ln  Ubereinstimmung mit  den meisten anderen Studien zum Thema zeigt 

auch unsere Untersuchung, daß die deutschen Direktinvestitionen in 
Nordwestengland positive Beschäftigungseffekte im Ursprungsland (Bun­
desrepublik), aber (netto) negative Beschäftigungseffekte im Gastland 
(Großbritannien) mit sich bringen. Die Begründung hierfür liegt in der we­
sentlich marktschaffenden und exportgenerierenden Motivation der Direkt­
investitionen und der weiten Verwendung von 'mergers & acquisitions' 
(Fusionen und Übernahmen) als Zugangsmodus - womit selbst die direk­
ten (positiven) Beschäftigungs�ffekte in Großbritann ien als eher gering 
eingeschätzt werden können. Uberraschenderweise konnte festgestellt 
werden, daß ein großer Teil der deutschen Tochterunternehmen - auch 
nach längerer Dauer ihres Auslandsengagements - über diese initiale 
Phase der I nternationalisierung nicht wesentlich hinausgegangen ist. 
Entgegen der These zunehmender Komplexität des Auslandsen­
gagements scheinen die deutschen Tochterunternehmen auf Dauer 
wesentlich eine Markterschließungsfunktion zu übernehmen, nicht aber 
in ein komplexes Geflecht internationaler Standortvorteile (was z.B. auch 
die Verlagerung zentraler Unternehmensbestandteile wie die FuE-Akti­
vitäten implizieren würde) überzugehen. Dies kann als Zeichen der Stär­
ke des Standortes Deutschland gewertet werden, wo die Mutterunter­
nehmen ihre Kernaktivitäten konzentrieren. Es mag sich aber dann zu 
einem Wettbewerbsproblem der deutschen Mutterunternehmen aus­
wachsen, die jeweil igen lokalen Standortvorteile (z.B. in Nordwest­
england) unausgeschöpft zu lassen ,  wenn der Standort Deutschland 
sich als dauerhaft nicht so überlegen herausstellen sollte, wie das beob­
achtete Verhalten der deutschen Unternehmen anzudeuten scheint. 
Vielleicht aber zeigen unsere Ergebnisse auch nur einen distinkt deut­
schen Zugang zur Globalisierung - was allerdings, ebenso wie die vor­
hergehenden Spekulationen, weiterer Untersuchung harrt. 

2 . )  Entgegen der Vermutung, die man angesichts der massiven Kritik am 
deutschen Arbeitsbeziehungs- und Tarifsystem hegen könnte, nutzen 
die deutschen Unternehmen in Nordwestengland bei weitem nicht alle 
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Möglichkeiten des deutlich weniger kodifizierten und dezentralisierten 
britischen Systems. Zwar imitieren sie auch nicht das deutsche System 
in vollendeter Weise, wohl aber läßt sich eine Adaption wesentlicher Be­
standteil des deutschen Modells - überdurchschnittlich hoher Anteil an 
kollektiver Lohntindung und kollektiver I nteressenvertretung ( Voice-Me­
chanismus) im Vergleich zu den britischen Partner- oder Konkurrenzun­
ternehmen - vor dem Hintergrund des spezifisch britischen Rahmens 
feststellen . Besonders auffäll ig ist dabei, daß jüngere deutsche Unter­
nehmen in Nordwesteng land, die also zu einer Zeit gegründet oder auf­
gekauft wurden, als sich die Standortdebatte intensivierte, in stärkerem 
Ausmaß auf das Modell Deutschland bzw. eine spezifische Adaption vor 
dem Hintergrund des britischen Systems vertrauen als ältere deutsche 
Unternehmen in Nordwestengland - von einer zunehmenden, strategi­
schen Anglo-Amerikanisierung der Arbeits- und Tarifbeziehungen kann 
also keine Rede sein .  

Es scheint schwer einsichtig,  daß deutsche Unternehmen überwiegend 
aus Markterschließungsmotiven heraus in Großbritannien investieren, die­
sen Betriebsmodus im wesentlichen beibehalten und damit ihre Kern­
aktivitäten in Deutschland belassen, gleichzeitig wesentl iche spezifische 
Merkmale des deutschen Arbeitsbeziehungs- und Tarifsystems in ange­
paßter Form in Großbritannien zur Anwendung bringen, wenn sie sich hier­
von eine Schwächung ihrer Wettbewerbsfähigkeit erwarten würden. Wenn­
gleich dies auch noch kein Freibrief für die dauerhafte Güte des Standortes 
Deutschland abgibt, so ist es doch Anzeichen für den hohen Grad an Zufrie­
denheit mit dem Standort Deutschland und seinen Institutionen und Regu­
l ierungen. Aber auch eine wettbewerbszentrierte Anglo-Amerikanisierung 
der Arbeits- und Tarifbeziehungen - also eine kompetitive Konvergenz - ist 
aus unseren Befunden nicht herauszulesen. Vielmehr deuten sie auf einen 
stabilen, pfadabhängigen Prozeß der kontinuierlichen Anpassung hin . Wenn 
die Erfahrungen der deutschen Unternehmenstöchter diesen Prozeß bei den 
Unternehmensmüttern in Deutschland zu beeinflussen in der Lage sein soll­
ten (spi/1-back-Effekte), dann ist wohl zu erwarten, daß künftig umfassende 
HRM-Praktiken - also individuelle Partizipationsformen - verstärkt die be­
währten, kollektiven Arbeitsbeziehungen unterstützen werden. 

Anmerkungen 

1 Vgl. Buckley et al. (2000). 
2 Die Angemessenheit bestimmt sich nach der Vollbeschäftigungsproduktivität, also je­

ner Produktivität, die unter Vollbeschäftigungsbedingungen von den Erwerbspersonen 
erbracht wird. Da abnehmende (Grenz-)Produktivität in den herrschenden Modellen un­
terstellt wird, deutet dies im Falle von Arbeitslosigkeit immer auf unangemessene Lohn­
forderungen hin. Das zu Erklärende wird damit zur Grundlage der Erklärung. 

3 Vgl. Albert (1 992) 1 65ft. 
4 Vgl. Kaspar,Streit (1 998) 399ft; Hayek (1 969). 
5 Vgl. Albert (1 992) 1 85ft. 
6 Vgl. Gabaglio (1 999) 259. 
7 Vgl. z.B. Keller (1 999); Streeck (1 998). 
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8 Vgl .  Seeleib-Kaiser (1 999). 
9 Vgl .  Heise (1 999). 

10 Wenn sich z.B. Wolfgang Streeck (1 997) auch nicht für eine Anglo-Amerikanisierung der 
Arbeitsbeziehungs- und Tarifsysteme ausspricht, so glaubt er doch, die paternalistisch­
flexible Charakteristik des anglo-amerikanischen Systems sei im globalen Weltdorf 
den stärker kodifizierten Systemen (z.B .  dem deutschen Arbeitsbeziehungs- und Tarif­
system) überlegen, weil die paternalistisch-flexiblen Systeme eher ins globale, interna­
tional nicht regulierte Umfeld passen als ihre nationalstaatlich kodifizierten Pendants. 

11 Vgl. Berthold (1 992). 
12 Vgl. Wood (1 997). 
13 Vgl. u.a. Mül ler-Jentsch, Sperl ing (1 995). 
14 Trotz der vieldiskutierten 'Erosion' des Flächentarifvertrags - vgl. Bispinck (1 998) 1 1 7ft -

kann wohl kaum bestritten werden, daß die kollektive Aushandlung des wichtigsten 
Bestandteiles der Tarifverträge - die Lohnkomponente - weiterhin der Normalfall ist und 
quantitativ in den letzten beiden Dekaden kaum an Bedeutung verloren hat. 

15 Die von manchen Beobachtern durchaus in Zweifel gezogen - vgl. Keller, Seifert (1 998), 
zumindest zukünftig gefährdet gesehen - vgl. Schulten, Flecker (1 998) - oder auch als Aus­
druck des Demokratie- und Staatsversagens interpretiert wird; vgl. Berthold, Fehn (1 998). 

16 Labour Market Trend (1 998). 
17 Vgl .  Jessop (1 991 ). 
18 Vgl .  Tüselmann ,  Mc Donald, Heise (1 999). 
19 Beim WERS handelt es sich um eine Totalerhebung aller britischen Unternehmen mit 

mehr als 25 Beschäftigten. Damit wird erstmals eine Studie vorgelegt, die auf der kontra­
faktischen Empirie mit der größten repräsentativen Umfrage in britischen Unternehmen 
basiert. 

20Tatsächlich ist fragl ich, ob so trennscharf zwischen Portfolio- und Direktinvestitionen un­
terschieden werden kann, daß die in der Statistik ausgewiesenen Direktinvestitionen 
unzweifelhaft dem realwirtschaftlichen Bereich zuzurechnen sind; vgl. hierzu Bellak 
(1 999); Roling (1 999) 1 48; Hohlwegler, Trautwein (1 998) 3ff. 

21 Vgl. z.B. Heiduk, Kerlen-Prinz (1 999). 
22 0LI steht für: Ownership-, Location- und lnternalisation-Advantage. 
23 Vgl .  Soskice (1 997). 
24 Nicht jede Direktinvestition folgt einer solchen Konkurrenzsituation: Gibt man die An­

nahme eines gegebenen lnvestitionsvolumens, das auf heimische und ausländische 
Standorte verteilt werden muß, auf und ersetzt sie durch die kreislauftheoretisch bes­
ser abgesicherte Überlegung eines flexiblen, endogen bestimmten lnvestitionsvolu­
mens, dann können zusätzliche Direktinvestitionen generiert werden, die für heimische 
Verwendung nie zur Verfügung gestanden hätten .  

25 Vgl. Hohlweger, Trautwein (1 998); Rohling (1 999). 
26 Vgl. Dazu auch Döhrn (1 999). 
27 Vgl. Cantweil et al. (1 999). 
28 Vgl. Markovics (1 982); Kaden, Smith (1 992). 

Literatur 

Albert, M . ,  Kapitalismus contra Kapitalismus (Frankfurt 1 992). 
Bellak, Chr. ,  Kritische Einschätzung der empirischen Erfassung und Verwendung von 

Direktinvestitionsdaten, in: Döhrn, R . ;  Heiduk, G. (Hrsg.) ,  Theorie und Empirie der 
Direktinvestitionen (Berlin 1 999) 1 03 - 1 28. 

Berthold, N . ,  Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft - Gefahr im Verzug? (Berlin 
1 992) . 

Berthold, N . ;  Fehn ,  R. ,  The Positive Economics of Unemployment and Labor Market 
lnflexibil ity, in:  Kyklos 49/4 (1 996) 583-6 1 3. 

Bispinck, R. ,  Reform des Flächentarifvertrages, in: WSI (Hrsg.), Tarifhandbuch 1 998 (Köln 
1 998) 1 1 7 - 1 36. 

5 5 7  



Wirtschaft und Gesellschaft 26. Jahrgang (2000) , Heft 4 

Buckley, P.J .  et al . ,  Europäische Integration, regionale Subsysteme und die Strategien 
multinationaler Unternehmen am Beispiel Deutschland, erscheint in: WSI-Mitteilun­
gen 53/3 (2000). 

Cantwell, J. et al . ,  Sticky Space - The Location of Innovation by MNCs in the European Reg­
ions (=NIESR Conference on lnward Investment, Technological Change and Growth, 
London 1 999; unveröff. Manuskript). 

Döhrn, R. ,  Was bestimmt den Umfang der Auslandaktivitäten deutscher Unternehmen? 
Eine erste Auswertung der ,Unternehmensdatenbank Globalisierung', in: Döhrn, R. ;  
Heiduk, G .  (Hrsg.), Theorie und Empirie der Direktinvestitionen (Berlin 1 999) 203 -
220. 

Hayek, F.A.v. , Der Wettbewerb als Entdeckungsverfahren, in: ders. (Hrsg.), Freiburger Stu­
dien (Tübingen 1 969) 249 - 265. 

Heiduk, G . ;  Kerlen-Prinz, J . ,  Direktinvestitionen in der Außenwirtschaftstheorie; in: Döhrn, 
R.; Heiduk, G. (Hrsg.), Theorie und Empirie der Direktinvestitionen (Berlin 1 999) 23 -
54. 

Heise, A., Collective Bargaining in the European Monetary Union - ls Europe an Optimum 
Currency Area? (=WSI-Diskussionspapier Nr. 55, Düsseldorf 1 998). 

Heise, A., Grenzen der Deregulierung. Institutioneller und struktureller Wandel in Großbri­
tannien und Deutschland (Berlin 1 999) . 

Holwegler, B. ;  Trautwein, H.-M., Beschäftigungswirkungen den Internationalisierung. Eine 
Studie aus- und einfließender Direktinvestitionen der Metall- und Elektroindustrie im 
Raum Stuttgart (=Schriftenreihe des Promotionsschwerpunkts Makroökonomische 
Diagnosen und Therapien der Arbeitslosigkeit Nr. 1 ,  1 998). 

Hyman, R., The Historical Evolution of British lndustrial Relations, in: Edwards, P. (Hrsg.), 
l ndustrial Relations. Theory and Practice in  Britain (Oxford 1 995) 27 - 49. 

Jessop, B . ,  Thatcherism and Flexibility. The White Heat of a Post-Fordist Revolution, in :  
Jessop, B. et al .  (Hrsg.), The Politics of Flexibility (Aidershot 1 99 1 )  1 35 - 1 61 .  

Kaden, L.B.; Smith, L. ,  America's Agenda - Rebuilding Economic Strength (Armonk 1 992). 
Kasper, W. ; Streit, M .E . ,  lnstitutional Economics. Social Order and Public Policy 

(Cheltenham 1 998). 
Keller, B . ,  Supranationale Regulierung von Arbeitsverhältnissen - das Beispiel der EU.  

Oder: Der Fortschritt ist eine Schnecke und manchmal nicht einmal dies, in :  Busch, 
K. et al . (Hrsg.), Wege zum sozialen Frieden in Europa (Osnabrück 1 999) 208 - 224. 

Keller, B . ;  Seifert, H . ,  Zwischenbilanz der Deregul ierung, in: dies. (Hrsg.), Deregulierung 
am Arbeitsmarkt (Hamburg 1 998) 9 - 35. 

Klodt, H . ,  Großbritannien : Die marktwirtschaftliche Strategie, in: M itteilungen aus der Ar­
beitsmarkt- und Berufsforschung (MittAB) 2 (1 998) 277 - 293. 

Lecher, W.; Platzer, H.-W. (Hrsg.), Europäische Union - Europäische Arbeitsbeziehungen? 
Nationale Voraussetzungen und internationaler Rahmen (Köln 1 994 ). 

Markovits, A., lntroduction: Model Germany - A cursory overview of a complex construct, in: 
ders. (Hrsg.) ,  The Political Economy of West Germany - Modell Deutschland (New 
York 1 982) 1 - 1 1 .  

Müller-Jentsch, W. ; Sperling, H.-J . ,  Towards a Flexible Tripie System? Continuity and 
Structural Changes in German lndustrial Relations. in: Hoffmann,  R. et al. (Hrsg.) ,  
German lndustrial Relations under the impact of structural change, unification and 
European integration (Düsseldorf 1 995) 9 - 29. 

Narula, R., Multinational Investment and Economic Structure. Globalisation and 
Competitiveness (London 1 996). 

Roling, J., Bedeuten deutsche Direktinvestitionen im Ausland einen ,Export' deutscher Ar­
beitsplätze?, in :  Zeitschrift für Wirtschaftspolitik 48/2 (1 999) 1 47 - 1 67. 

Schulten, Th.; Flecker, J . ,  The End of lnstitutional Stability: What Future for the ,German Mo­
del'?, in: Economic and lndustrial Democracy 20 (1 999) 81 - 1 1 5. 

Seeleib-Kaiser, M . ,  Wohlfahrtssysteme unter Bedingungen der Globalisierung: Divergenz, 
Konvergenz oder divergente Konvergenz?, in: Zeitschrift für Sozialreform (1 999). 

Soskice, D. ,  Technologiepolitik, Innovation und nationale I nstitutionengefüge in Deutsch-

5 5 8  



26. Jahrgang (2000), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

land, in :  Naschold, F. et al. (Hrsg.), Ökonomische Leistungsfähigkeit und institutionel­
le Innovation (Berlin 1 997) 31 9 - 348. 

Streeck, W., German Capitalism: Does it exist, can it survive?, in :  Crouch, C.; Streeck, W. 
(Hrsg.), Pol itical Economy of Modern Capitalism. Mapping Convergence and Diversity 
(London 1 997) 33 - 54. 

Streeck, W., The lnternationalization of lndustrial Relations in Europe: Prospects and Pro­
blems, in: Politics & Society 26/4 (1 998) 429 - 459. 

Tüselmann, H.; McDonald, F. ; Heise, A., The Impact of German Direct Foreign Investment 
in the United Kingdom on Employment and Employee Relations: The Gase of 
Northwest England (=Projektabschlußbericht eines Forschungsprojektes der Hans 
Böckler Stiftung, Düsseldorf 1 999). 

Wood, St. ,  Weakening Codetermination? Works Council Reform in West Germany in the 
1 980's (=WZB discussion paper FS I 97 - 302, Berlin 1 997). 

Zusammenfassung 

in der Globalisierungs- und Standortdebatte wird zunehmend postuliert, daß es nationa­
le Sonderwege in Wahl von Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik und der lnstitutionali­
sierung der Arbeits- und Tarifsysteme nicht mehr gebe - die Mobil ität insbesondere des 
Kapitals führe letztendlich zur globalen Durchsetzung flexibler Arbeits- und Tarifsysteme 
a Ia USA, wenn nicht eine breite Abwanderung von Produktionsstätten und Arbeitsplätzen 
in Kauf genommen werden sol l .  Die Ergebnisse dieser Studie widersprechen dieser 
neoliberalen Interpretation der Globalisierung anhand der Untersuchung deutscher 
Direktinvestitionen in Nordwestengland: Sie haben die Beschäftigung in Deutschland mit 
hoher Wahrscheinlichkeit gesichert oder sogar erhöht und es zeigt sich zudem eine kla­
re Prägung der Arbeits- und Tarifbeziehungen in den deutschen Tochterunternehmen, die 
Merkmale des 'deutschen Modells' widerspiegeln. 
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Die Einführung der 35-Stunden-Woche 

in Frankreich1 

Christoph Hermann 

Mit der Einführung der gesetzlichen 35-Stunden-Woche ab Februar 2000 
fü r Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten und 2002 für jene m it 20 
und weniger Beschäftigten stellt sich die französische Regierung der Plu­
ralen Linken2 in einen wohltuenden Kontrast zum neoliberalen mainstream 
und zur third way-Sozialdemokratie a Ia Blair und Schröder. Während die 
Arbeitszeiten seit Anfang der neunziger Jahre in den meisten europäischen 
Ländern stagnieren und in der angloamerikanischen Welt sogar steigen , 
schert Frankreich aus und verkürzt die gesetzliche Arbeitszeit auf 1 600 
Stunden pro Jahr. Im Vergleich dazu arbeiteten die Amerikaner 1 999 im 
Durchschnitt 1 976 Stunden.3 Für viele stellt sich die Frage, wie sich die 
Franzosen das leisten können - insbesondere in einer globalen Welt, in der 
für das Kapital keine Grenzen bestehen und ungünstige Verwertungs­
bedingungen , wozu kurze Arbeitszeiten im allgemeinen zählen , gemieden 
werden können. Für die Regierung der Pluralen Linken, die 1 997 völ lig über­
raschend die Wahlen gewann, stellte sich aber eine ganz andere Frage: 
Wie kann die Arbeitslosigkeit, die im selben Jahr 1 2 ,6% erreichte, gesenkt 
werden?4 

Die Umverteilung von Arbeit ist aber nur eines von mindestens zwei Zie­
len der 35-Stunden-Woche. Gleichzeitig soll sie - das hofft zumindest die 
Regierung - zu einer nachhaltigen Modernisierung von Wirtschaft und Ge­
sellschaft führen .5 Das Rezept dafür lautet Arbeitszeitverkürzung (AZV) für 
-flexibi l isierung. Darüber h inaus hat die Regierung ein umfangreiches 
Förderungssystem geschaffen ,  um den Unternehmen die Umstel lung auf 
die 35-Stunden-Woche zu erleichtern und ihre Konkurrenzfähigkeit im inter­
nationalen Wettbewerb zu erhalten. Im Endeffekt laufen die Förderungen 
auf eine gestaffelte Reduzierung der Arbeitgeberbeiträge hinaus. ln dieser 
Hinsicht ist die 35-Stunden-Woche gar nicht so unternehmerfeindlich, wie 
sie auf den ersten Blick erscheinen mag. 

Im ersten Kapitel sollen zentrale Bedingungen diskutiert werden,  welche die 
Einführung der 35-Stunden-Woche möglich gemacht haben. Die Kapitel 2 
und 3 behandeln die Planung und den konkreten Inhalt der Gesetze. Im letz­
ten Abschnitt werden erste Ergebnisse vorläufiger Evaluationen präsentiert. 
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1. Der Hintergrund 

Genauso wie in den meisten westlichen Staaten ist auch in Frankreich 
die Arbeitslosigkeit mit der Krise der Siebeziger Jahre sprunghaft angestie­
gen . Bereits die AZV 1 982 (Verkürzung von 40 auf 39 Wochenstunden) war 
als Maßnahme gegen die hohe Arbeitslosigkeit gedacht. G leichzeitig wur­
den noch von der sozialdemokratischen Regierung erste Flexibi l isierungs­
schritte eingeleitet (loi Oelebarre). Ab Mitte der achtziger Jahre wurde die 
Flexibilisierung der Arbeitszeit von konservativen Regierungen weiter voran­
getrieben (loi Seguin, quinquennale, Robien) .6 Die Flexibilisierung konnte an 
der steigenden Arbeitslosigkeit, die ab 1 992 durchgehend über 1 0% lag, 
nicht viel ändern. Unter zunehmendem öffentlichen Druck sah sich die kon­
servative Regierung gezwungen, Förderungen für Unternehmen einzufüh­
ren ,  die auf freiwi l l iger Basis Arbeitszeit verkürzten und dadurch Beschäfti­
gung schufen. Obwohl die quantitativen Effekte dieser Förderungen sehr 
bescheiden waren, zeigte sich doch eine gewisse Bereitschaft der Unter­
nehmer, eine AZV in Betracht zu ziehen, wenn sie dafür entsprechende Zu­
geständnisse erhielten. Diese Erfahrung war wichtig. Genauso wie die im­
plizite Anerkennung, daß zwischen Arbeitszeit und Beschäftigung ein Zu­
sammenhang bestehU 

Das 1 .  AubfY-Gesetz, das die zeitlich begrenzten Förderungen für jene 
Unternehmen regelt, die vor dem lnkrafttreten der 35-Stunden-Woche die 
Arbeitszeit verkürzen ,  steht in einer di rekten Kontinuität zu diesen Bestim­
mungen.8 Die Arbeitslosigkeit nahm unterdessen weiter zu. Nachdem die 
Arbeitslosigkeit bzw. die Kürzungen von Arbeitslosenunterstützungen 1 995 
zu einer massiven Protest- und Streikbewegung geführt hatte (Agir Contre 
/e Ch6mage) , nahm sie auch in der Wahlauseinandersetzung 1 997 eine 
prominente Stelle ein. Den Linken gelang es völl ig überraschend, die Wahl 
zu gewinnen, und die Verkürzung der Arbeitszeit wurde in der Folge in den 
Koalitionspakt der neuen Regierung aufgenommen.9 

Ein zweiter wesentl icher Faktor, der die Durchsetzung der gesetzl ichen 
35-Stunden-Woche möglich machte, bi ldet die spezifische Rolle des Staa­
tes in der französischen Gesellschaft. Viele gesellschaftliche und insbeson­
dere industrielle Verhältnisse, die in anderen Ländern zwischen den invol­
vierten Gruppen geregelt werden,  regelt in Frankreich der Staat. 10  Der aus­
geprägte Etatismus hängt zum einen mit der spezifischen Geschichte des 
französischen Nationalstaates zusammen und zum anderen mit der 
Schwäche bzw. dem konfliktarischen Charakter der Arbeitsbeziehungen. l n  
Frankreich ist es nichts Außergewöhnliches, daß der Präsident des Unter­
nehmerdachverbandes CNPF (im Oktober 1 998 in MEDEF umbenannt) 
von der Regierung gesetzliche Schritte verlangt, nachdem die Kol­
lektiwertragsverhandlungen zur Flexibi l isierung der Arbeitszeit zu keinem 
Ergebnis geführt haben. 1 1  Eine weitere französische Tradition , die mit der 
Ära der planification zusammenhängt, ist die Finanzierung eines vergleichs­
weise umfangreichen wissenschaftl ichen Apparates und die Einbeziehung 
von Sozialwissenschafterinnen in die Planung , Umsetzung und Evaluation 
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von Regierungspolitik. I m  Falle der 35-Stunden-Woche ist es durch das 
Engagement der Wissenschafterinnen gelungen , den öffentlichen Diskurs 
zur AZV zu entideologisieren und zu versachlichen. 

2. Die Planung der 35-Stunden-Woche 

Entgegen dem von deutschsprachigen Medien vermittelten Eindruck, bei der 
Einführung der 35-Stunden-Woche handle es sich um eine wenig durchdach­
te "ad hoc-Aktion" der neuen Regierung, existiert in Frankreich ein langer und 
substantieller Diskurs über AZV. Zum Teil sind Erkenntnisse einer jahrzehnte­
langen Forschung in die Konzeption der Gesetze miteingeflossen. Prinzipiell ist 
die Einführung der 35-Stunden-Woche so geplant, daß den Unternehmen kei­
ne zusätzlichen Kosten entstehen sollen. Nach dem Plan der Regierung sollen 
die Kosten gedrittelt werden: Ein Drittel soll durch Produktivitätssteigerung und 
Flexibilisierung finanziert werden; ein Drittel durch Lohnzugeständnisse der 
Beschäftigten, und das letzte Drittel übernimmt die öffentliche Hand durch För­
derungen für AZV.12 Nur bei strikter Vermeidung einer Mehrbelastung für Unter­
nehmer - so ein Regierungsberater - wäre es möglich, die erhoffte Schaffung 
von 700.000 zusätzlichen Arbeitsplätzen bzw. einer Senkung der Arbeitslosen­
rate um 2% umzusetzen.13 Damit ist klar, daß die französische Regierung mit 
der Einführung der 35-Stunden-Woche definitiv keine Veränderung des Verhält­
nisses von Gewinnen und Löhnen beabsichtigt.14 

2.1 Produktivitätssteigerung 

Von historischen Studien ist bekannt, daß AZV meist mit einer Steigerung 
der Produktivität verbunden war. Die Verknappung des Faktors Arbeit zwingt 
die Unternehmen zu einem rationaleren Einsatz dieser Ressource. ln der 
Praxis erfolgt dies durch Neuorganisation der Produktionsabläufe und durch 
eine Vermehrung des Faktors Kapital ( Investitionen in Maschinen) . Die Un­
ternehmen können auf diese Weise n icht nur einen Teil der Kosten der AZV 
kompensieren, sondern auch die beschäftigungspolitischen Effekte vermin­
dern . 1 5  Genau diese leidvolle Erfahrung machte die sozialdemokratische 
Regierung mit der Einführung der 39-Stunden-Woche 1 982, deren be­
schäftigungspolitische Effekte weit unter den Erwartungen bl ieben. Unter­
suchungen zeigen , daß etwa ein Drittel des Beschäftigungseffektes durch 
die mit einer AZV induzierten Produktivitätssteigerung verlorengeht. 16  

2.2 Flexibilisierung 

Die Flexibil isierung der Arbeitszeit spielt im Plan der Regierung eine ent­
scheidende Rolle. Sie ermögl icht den Unternehmen eine Ausweitung der 
Kapitalnutzungszeiten und die Einsparung von Überstundenzuschlägen .  
Seide Fälle führen zu  einer Senkung der Produktionskosten.  Flexibilisierung 
der Arbeitszeit stellt einen weltweiten Trend dar. Im Falle der 35-Stunden­
Woche handelt es sich allerdings um den klassischen Fall einer "regulier-
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ten Flexibil isierung" im Unterschied zur "unregul ierten Flexibil isierung", wie 
sie in Kanada, in Großbritannien und in den USA praktiziert wird . 1 7  Tenden­
ziell gehen die neuen Bestimmungen (siehe 2. Aubty-Gesetz) in Richtung 
Abschaffung des Normalarbeitstages und Ersetzung durch einen Durch­
rechnungszeitraum.  Die konkrete Ausformung soll am besten auf Betriebs­
ebene ausgehandelt werden. 18 

Damit unterstützt die Regierung einen speziell seit den neunziger Jahren 
bestehenden Trend zur Dezentral isierung der Arbeitsbeziehungen und 
kommt einer alten Unternehmerforderung entgegen. 19 lm Gegensatz zu frü­
heren Flexibil isierungsinitiativen, in denen die Gewerkschaften nichts zu 
gewinnen hatten,  erwartet sich die Regierung dieses Mal die Bill igung durch 
die Arbeitnehmerorganisationen. I m  Austausch für die Flexibil isierung (und 
einen begrenzten Kaufkraftverlust durch die Lohnzurückhaltung) erhalten 
die Beschäftigten vier Stunden zusätzliche Freizeit pro Woche.20 Im übrigen 
zeigen Erfahrungen, daß Flexibil isierung mit den Beschäftigten wesentlich 
effektiver ist als gegen die Beschäftigten .21 

· 

Last but not least macht sich die Regierung große Hoffnungen, daß durch 
die Verhandlungen zur 35-Stunden-Woche ein neuer sozialer Dialog ent­
facht wird, der zu einer Erneuerung des industriellen Systems führen soll .22 

2.3 Förderungen 

Mit der 35-Stunden-Woche wurden zwei Arten von Förderungen einge­
führt: eine Förderung fü r Unternehmen, die vor dem lnkrafttreten der 35-
Stunden-Woche die Arbeitszeit verkürzen und dadurch Beschäftigung 
schaffen;  und eine für jene Unternehmen , die nach dem lnkrafttreten über 
eine Vereinbarung zur Umsetzung der 35-Stunden-Woche verfügen. Die 
erste Förderung ist zeitlich begrenzt und wird deshalb transitorische Förde­
rung genannt, die zweite ist als permanente Förderung geplant. Seide För­
derungen werden in Form von Abschlägen von den Arbeitgeberbeiträgen 
gewährt und beide pro betroffenen Beschäftigten.  Langfristig ergibt sich dar­
aus eine Staffelung der Arbeitgeberbeiträge, in der Unternehmen mit einer 
35-Stunden-Vereinbarung geringere Beiträge zahlen. 

2.4 Lohnzurückhaltung 

Ein Drittel der Kosten der 35-Stunden-Woche sollen die Beschäftigten 
durch die Zurückhaltung in kommenden Lohnrunden beisteuern. Lohnkür­
zungen wären in den Augen der Regierung dagegen kontraproduktiv, weil 
sie zu einem unmittelbaren Rückgang der Nachfrage führen könnten . 

3. Der Inhalt der beiden Aubry-Gesetze 

Die Umsetzung der 35-Stunden-Woche ist als zweistufiger Prozeß ge­
plant: Im 1. Gesetz wurden das Ziel, die Methoden und die transitorischen 
Förderungen geregelt. Darüber hinaus setzt sich die Regierung eine Frist, 
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in der das 1 .  Gesetz evaluiert und auf Basis der Erfahrungen mit der freiwil­
ligen AZV das 2. Gesetz ausgearbeitet wird. Das 2. Gesetz regelt dann die 
Details der Einführung der 35-Stunden-Woche ab 2000 bzw. 2002 sowie die 
permanenten Förderungen . Lehndorff (2000) beschreibt die beiden Geset­
ze als "Zuckerbrot und Peitsche" : Während das 1 .  Gesetz hauptsächlich 
Anreize für freiwil l ige AZV schafft, zwingt das 2. Gesetz die Unternehmen in 
ein neu es Arbeitszeitkorsett 

3.1 Das Gesetz zur Orientierung und Induzierung von AZV 23 

3.1.1 Ziel und Methode 

>- Ziel ist die Einführung der 35-Stunden-Woche für Unternehmen mit 20 
und mehr Beschäftigten ab dem 1 .  2. 2000 und für Unternehmen mit we­
niger als 20 Beschäftigten ab dem 1 . 2.  2002. 

>- Die Methoden sind Branchen- und Betriebsvereinbarungen . Im Falle je­
ner Unternehmen , die über keinen Gewerkschaftsdelegierten verfügen ­
das sind zwei Drittel der Unternehmen mit weniger als 1 00 Beschäftigten 
- kann jeder Arbeitnehmer von einer anerkannten Gewerkschaft dazu er­
mächtigt werden, eine Betriebsvereinbarung auszuhandeln und zu unter­
zeichnen. Dieser Vorgang wird "Mandatierung" genannt. 

3.1.2 Zeitlich begrenzte Förderungen 

>- Die AZV muß mindestens 1 0% betragen.  
>- Im Fal le einer 1 Oprozentigen AZV muß der Beschäftigungszuwachs min­

destens 6% des Beschäftigungsstandes, bei einer 1 5prozentigen Ar­
beitszeitverkürzung mindestens 9% betragen (offensive Version) . Die Grö­
ße des Beschäftigungszuwachses und die Dauer der Aufrechterhaltung 
des neuen Beschäftigungsstandes müssen in einer Betriebsvereinbarung 
festgelegt werden. Die Dauer muß mindestens zwei Jahre betragen. 

>- Im Falle der Sicherung von Beschäftigung (defensive Version) muß in 
der Betriebsvereinbarung die Zahl der gesicherten Beschäftigten festge­
legt werden. Diese muß analog zum Beschäftigungszuwachs im Fal le 
einer 1 Oprozentigen AZV mindestens 6%, im Fal le einer 1 5prozentigen 
mindestens 9% des Beschäftigungsstandes betragen . Auch in diesem 
Fall muß die Dauer festgehalten werden, in welcher der gesicherte Be­
schäftigungsstand erhalten werden muß. Die Dauer muß mindestens 
zwei Jahre betragen.  

>- Die Dauer der Förderung beträgt drei Jahre und kann um zwei Jahre ver­
längert werden. 

>- Die Förderungen können erhöht werden, wenn die obengenannten Min­
destmaße überstiegen werden . Darüber hinaus können sie auch erhöht 
werden, wenn von den Maßnahmen besonders förderungswürdige ge­
sellschaftl iche Gruppen wie Jugendliche, Behinderte oder Langzeitar­
beitslose profitieren. 
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� Höhe der Basisförderungen:  

Tabelle 1 :  Basisförderungen für AZV nach dem 1 .  A ubry-Gesetz 
(pro Beschäftigten und in FFr) 

Zeitpunkt der 
Implementierung der 1 .  Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr gesamt 
Az:J 

Juni 1 998-Juni 1 999 9000 8000 7000 6000 5000 35.000 

2. Halbjahr 1 999 7000 6000 5000 4000 3000 25.000 

Quellen: Eironline (Juni 1 988a); E IRR 294 (Juli 1 998). 

Die Basisförderungen werden durch folgende Sonderförderungen er­
gänzt: 

Tabel le 2: Sonderförderungen für AZV nach dem 1 .  Aubry-Gesetz 
(pro Beschäftigten und in FFr) 

Dauer der Förderung 1 .  Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr gesamt 

1 5% AZV plus 9% 
Beschäftigungs-
zuwachs 4000 4000 4000 4000 4000 20.000 

Beschäftigung von 
Jugendlichen, 
Behinderten etc. 1 000 1 000 1 000 1 000 1 000 5000 

Hoher Anteil an unqualifizierten Arbeits- 1 .  Jahr 2. Jahr 3. Jahr gesamt kräften 

2. Halbjahr 1 998 4000 2000 1 000 7000 

1 .  Halbjahr 1 999 3000 2000 1 000 6000 

2. Halbjahr 1 999 2000 1 000 3000 
Quellen: Eironline (Juni 1 988a); EIRR 294 (Jul i  1 998). 

3.1.3 Ein Fallbeispiel aus der pharmazeutischen lndustrie24 

Das Pharma-Unternehmen BOI RON ist auf die Erzeugung von homöo­
pathischen Produkten spezialisiert. Ne.ben der Konzernzentrale in Frank­
reich umfaßt es Niederlassungen in verschiedenen europäischen Ländern 
sowie in den USA und Kanada. Das Unternehmen beschäftigt weltweit 
2.200 Mitarbeiter, davon 1 .800 in Frankreich. BOI RON gehörte zu den ersten 
Unternehmen, die unter dem 1 .  Aubry-Gesetz die 35-Stunden-Woche ein­
geführt haben. Die entsprechende Vereinbarung wurde am 1 1 .  Mai 1 998 
abgeschlossen und trat am 1 . September in Kraft. Auf Geschwerkschafts-
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seite wurde die Vereinbarung von einem Delegierten der FO unterzeichnet. 
Prämisse war der Intention des Gesetzes entsprechend, daß sowohl das 
Unternehmen als auch die Beschäftigten profitieren und für das Unterneh­
men keine zusätzlichen Kosten entstehen sollten. Um dieses Ziel zu errei­
chen , wurden mehrere Arbeitsgruppen gebildet, die verschiedene Punkte 
diskutierten (Organisation der Arbeitszeit, Pensionen, Sozialversicherungs­
beiträge, Teilzeit etc.) und Vorschläge ausarbeiteten .  

Das Abkommen sah eine Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit fü r 
Vollzeitbeschäftigte von 39 auf 35 Wochenstunden vor. Beschäftigte, die auf 
Basis eines Abkommens vom Dezember 1 991 bereits weniger als 39 
Wochenstunden arbeiteten ,  verkürzten ihre Arbeitszeit ebenfalls um 1 0%. 
Dies war notwendig , weil das 1 .  Aubry-Gesetz auch dann eine Reduktion 
um mindestens 1 0% vorschrieb, wenn die Arbeitszeit unter den gesetzli­
chen 39 Wochenstunden lag. Gleichzeitig verpflichtete sich das Unterneh­
men, den Beschäftigungsstand um 6% zu erhöhen, was die Schaffung von 
1 02 neuen (unbefristeten) Vollzeit-Arbeitsplätzen bedeutete. Die AZV erfolg­
te bei vollem Lohnausgleich , obwohl durch die Verkürzung der Arbeitszeit 
der Stundenlohn um 1 1  ,4% anstieg. Im Gegenzug wurde für 1 998 ein Lohn­
stopp vereinbart, der auch die Rücknahme einer bereits gültigen zwei­
prozentigen Lohnerhöhung beinhaltete. Das Unternehmen ging davon aus, 
die zusätzlichen Kosten durch eine deutliche Steigerung der Produktivität 
ausgleichen zu können. Ein besonderes Problem stellten die leitenden An­
gestellten dar (siehe die Regelung im 2. Aubry-Gesetz) : Bei BOIRON arbei­
ten die Cadres in der Regel auf Basis von Zielvorgaben und nicht nach ei­
nem fixen Arbeitszeitschema. Die AZV erfolgte im Falle der Cadres in Form 
von 47 halben arbeitsfreien Tagen pro Jahr. Die halben arbeitsfreien Tage 
können wöchentlich oder als Block in Anspruch genommen werden. 

Die staatlichen Förderungen für BOI RON setzen sich wie folgt zusam­
men: Basis ist eine zehnprozentige AZV und die Schaffung von 6% Arbeits­
plätze ab September 1 998. Dazu komme eine Sonderförderung für die 
Schaffung von unbefristeten Arbeitsverhältnissen und der Beschäftigung 
von Jugendlichen und Behinderten.  

Tabel le 3: Förderungen für BOIRON (pro Beschäftigten und in FFr) 

Dauer der Förderung 1 .  Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr gesamt 

1 0% AZV plus 6% 
Beschäftigungs-
zuwachs 9000 8000 7000 6000 5000 35.000 

Sonderförderung für 
die Beschäftigung 
von Jugendlichen, 
Behinderten etc. 1 000 1 000 1 000 1000 1 000 5000 

Insgesamt 1 0.000 9000 8000 7000 6000 40.000 

Quellen: Eironline (Juni 1 988a); E IRR 294 (Jul i  1 998). 

567 



Wirtschaft und Gesellschaft 26. Jahrgang (2000),  Heft 4 

3.2 Zwischenbilanz 

Während die Regierung ein Resümee zum 1 .  Gesetz zog und das 2. Ge­
setz vorbereitete (siehe Effekte und Evaluationen) ,  kam es in Paris am 4.  
Oktober 1 999 zu einer Großdemonstration der Unternehmerverbände, die 
aber an der Einführung der 35-Stunden-Woche nichts mehr änderte. I nter­
essanter ist in diesem Zusammenhang der Aufstand der leitenden Ange­
stellten,  weil ein beträchtlicher Tei l  von ihnen von der 35-Stunden-Woche 
ausgeschlossen wird (siehe die Regelung im 2. Aubty-Gesetz). Dabei zei­
gen Untersuchungen, daß gerade die Cadres unter überlangen Arbeitszei­
ten leiden . Am 1 2. Oktober und 1 4. November 1 999 kam es in Paris und an­
deren französischen Städten zu Protesttagen, an denen leitende Angestell­
te von führenden Unternehmen wie Alcatel Bull ,  IBM,  Matra, Siemens und 
Thomson tei lnahmen. ln Toulouse demonstrierten am 20. und 26. Novem­
ber tausend Computertechniker. Die Proteste führten allerdings nur zu mi­
nimalen Abänderungen der Gesetzesvorlage.25 

3.3 Das Gesetz zur ausgehandelten Verkürzung der Arbeitszeit26 

� Durchrechnung: Das Gesetz schreibt eine jährliche Arbeitszeit von 1 .600 
Stunden vor, die über das ganze Jahr oder Teile des Jahres vari iert wer­
den kann.  Die Grenzen der Variierung bilden die längstmögliche Wochen­
arbeitszeit von 48 Stunden und das tägliche Maximum von 1 0  Stunden. 
Voraussetzung für eine Durchrechnung bleibt die Einigung der Sozial­
partner in Form einer Branchen- oder Betriebsvereinbarung. 

� Überstunden: Das Überstundenkontingent bleibt 1 30 Überstunden pro 
Jahr. Allerdings gi lt eine zweijährige Überg�ngsregelung, in denen die 36. 
und 37. Wochenstunde schrittweise zu Uberstunden werden . Im Falle 
variabler Arbeitszeiten außerhalb einer Bandbreite zwischen 31 und 39 
Wochenstunden verringert sich das zulässige jährliche Überstunden­
kontigent auf 90 Stunden pro Jahr. Auch bei den Uberstundenzuschlägen 
gelten Übergangsfristen:  ln Unternehmen mit Vereinbarungen zur 35-
Stunden-Woche kommen die gesamten Überstundenzuschläge den 
Beschäftigten zugute ( in der Übergangsphase 1 0%, dann 25% bzw. 
50%) ; in Unternehmen ohne solche Vereinbarungen geht ein Tei l  der 
Überstundenzuschläge in einen Fonds zur Finanzierung der 35-Stun­
den-Woche. 

� Time banking: Bis zu 22 arbeitsfreie Tage im Jahr können angespart wer­
den. Die so gesparten Zeitguthaben sind innerhalb von fünf Jahren in An­
spruch zu nehmen . 

� Weiterbildung: Teile der durch die Arbeitszeitverkürzung geschaffenen 
zusätzl ichen Freizeit können für Weiterbildung verwendet werden , dies 
al lerdings nur mit Zustimmung der Beschäftigten. Außerdem sind dafür 
Betriebs- oder Branchenvereinbarungen vorgeschrieben. 

� Teilzeit: Jede persönll iche Arbeitszeit, die weniger als 35 Stunden pro 
Woche (1 .600 Stunden pro Jahr) ausmacht, gilt als Teilzeitarbeit (bisher 
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galten bis zu 80% der gesetzlichen Arbeitszeit als Teilzeitarbeit) . Teilzeit 
kann über das Jahr vari iert werden,  muß aber schlußendlich weniger als 
1 .600 Stunden betragen. Im Falle einer Durchrechnung ist der Abschluß 
einer Branchen- oder Betriebsvereinbarung obligatorisch. 

)o> Leitende Angestellte: Im Falle der Cadres werden drei Kategorien einge­
führt: 1.) Spitzenführungskräfte (Direktoren) - für sie g i lt weiterhin keine 
Arbeitszeitregelung. 2.) leitende Angestel lte, die in die kollektive Arbeits­
zeitregelung ihrer Abtei lungen eingebunden sind (z.B. Produktions­
manager); für sie gi lt die 35-Stunden-Woche. 3.) leitende Angestellte mit 
individuellen Arbeitszeiten (z.B. Manager in Entwicklungsabteilungen). ln  
ihrem Falle wurde eine Begrenzung der jährlichen Arbeitszeit auf 21 7 Ar­
beitstage pro Jahr eingeführt. 

)o> Mindestlohn (SMIC): Die Höhe des monatlichen Mindestlohnes (SMIC) 
von 6881 ,68 FFr wird beibehalten, wodurch die stündliche Mindestlohn 
von 40,72 FFr auf 45,27 FFr steigt (was einer Anhebung von 1 3% ent­
spricht) . Die Erhöhung soll durch die permanenten Förderungen ausge­
glichen werden . 

)o> Permanente Förderungen: Alle Unternehmen, die über eine Vereinbarung 
zur Einführung der 35-Stunden-Woche verfügen, haben Anspruch auf 
permanente Förderungen. 

Tabelle 4:  Permanente Förderungen 

Durchschnittlicher Abschläge von den Förderungen als 
Lohn im Verhältnis Arbeitgeber- Prozent des 

zum SMIC beiträgen pro Jahr u. Bruttogehaltes Beschäftigten (FFr) 

1 00% 21 .500 26% 

1 1 0% 1 7.700 1 9,5% 

1 20% 1 4.600 1 4,5% 

1 30% 1 1 .900 1 1 %  

1 40% 9600 8,5% 

1 50% 7700 6% 

1 60% 5900 4,5% 

1 70% 4400 3% 

1 80% und darüber 4000 

Die Arbeitgeberbeiträge betragen 30,3% des Bruttogehaltes. 

Quelle: E IRR (Sept. 1 999). 

Verbleibende 
Arbeitgeberbeiträge 
(als Prozente des 
Bruttogehaltes)* 

4,5% 

1 1 %  

1 5,5% 

1 9% 

22% 

24% 

26% 

27% 

)o> Aktuelle Arbeitszeit: Sofern die Beschäftigten über die Zeit nicht völl ig frei 
verfügen können, sind Pausen und Unterbrechungen in die Arbeitszeit 
miteinzuberechnen . ln der Regel ist das der Fall ,  wenn die Pausen am 
Arbeitsplatz verbracht werden.27 
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)o> Sozialpläne: Sozialpläne zum Beschäftigungsabbau sind nur mehr dann 
erlaubt, wenn zuvor eine Betriebsvereinbarung über die 35-Stunden­
Woche abgeschlossen wurde.28 

4. Effekte und Evaluationen 

Die im folgenden wiedergegebenen Evaluationen beziehen sich in erster 
Linie auf Untersuchungen, die vom MES selbst durchgeführt oder in Auftrag 
gegeben wurden.29 Die Evaluationszeitpunkte sind September 1 999 und 
Frühjahr 2000. 

4.1 Beschäftigung 

Laut MES wurden durch die Aubty-Gesetze bis März 2000 1 33.000 Arbeits­
plätze geschaffen und 47.000 gesichert.30 Aus Vergleichen zwischen Unter­
nehmen (die in bezug auf Größe, Branche etc. vergleichbar sind) mit 35- und 
39-Stunden-Woche hat das MES errechnet, daß Unternehmen mit einer 35-
Stunden-Vereinbarung und Förderungen nach dem 1 . Aubty-Gesetz im 
Durchschnitt 7,5% mehr Personen beschäftigen als Unternehmen ohne 35-
Stunden-Vereinbarung.31 Die empirischen Daten belegen damit die Hypothe­
se, daß rund 1 /3 des Beschäftigungseffektes der AZV durch Produktivitäts­
steigerung kompensiert wird (die durchschnittliche Verkürzung der Arbeitszeit 
beträgt bei den geförderten Vereinbarungen 1 0,8%). Die Beschäftigungs­
bilanz stellt eine Hochrechnung dar und keine empirisch gemessene Größe. 

I nsgesamt arbeiteten im März 2000 3,656 Mio. Vol lzeitbeschäftigte auf 
Basis einer 35-Stunden-Vereinbarung.32 Das waren 29,4% der 1 2,45 Mio. 
Vollzeitbeschäftigten. Im Falle der Unternehmen mit mehr als 20 Beschäf­
tigten waren zu diesem Zeitpunkt 39,2% durch 35-Stunden-Vereinbarungen 
abgedeckt. 33 Für den Rest gilt seit Februar 2000 zwar ebenfalls die 35-Stun­
den-Woche - die AZV kann aber durch Überstunden ausgeglichen werden . 

Tabelle 5: Zahl der Vollzeitbeschäftigten m it 35-Stunden-Vereinba­
rung (März 2000) 

Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarungen 

35-Stunden-Vereinbarungen vor Nov. 1 996 

35-Stunden-Vereinbarungen zw. Nov. 1 996 
und Juni 1 998 (Robien-Vereinbarungen) 

35-Stunden-Vereinbarungen seit Juni 1 998 
(Aubi)I-Vereinbarungen) 

Insgesamt 

Prozent aller Beschäftigten 
(*9 Mio bzw. **1 2,45 Mio) 

Quelle: DARES (2000) 
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in Unternehmen in allen 
mit mehr als 20 Unternehmen** 
Beschäftigten* 

220.000 250.000 

270.000 280.000 

3,04 Mio 3 , 12  Mio 

4,78 Mio 5,85 Mio 

39,2% 29,4% 
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Bezogen auf die Zahl der Unternehmen ergibt sich allerdings ein weniger 
günstiges Bild: Im Februar 2000 war in 80% der 80.000 Unternehmen mit 
mehr als 20 Beschäftigten noch keine Vereinbarung zur 35-Stunden-Woche 
abgeschlossen . Auch an der vom MES hochgerechneten Zahl von 1 80.000 
geschaffenen oder gesicherten Arbeitsplätze bestehen Zweifel .  Jedenfalls 
gibt es bereits Untersuchungen, welche die vom MES angepeilte Schaffung 
von 700.000 neuen Arbeitsplätzen für zu hoch halten und mit der Schaffung 
von 300.000 Jobs in den nächsten vier Jahr rechnen.34 

Die bisherigen Zahlen könnten durch zwei Faktoren verzerrt sein: Erstens 
haben in der ersten Phase der Einführung der 35-Stunden-Woche mo­
dernisierungswi llige Unternehmen mit einer dem Gesetz eher positiv einge­
stellten Unternehmensführung die Arbeitszeit verkürzt. Zweitens ist n icht 
klar, wieviel von der neuen Beschäftigung nach Ablauf der im 1 .  Aubry-Ge­
setz vorgeschriebenen zweijährigen Periode, in dem der Beschäftigungs­
stand gehalten werden muß, abgebaut wird .  Die Dynamik des Be­
schäftigungszuwachses könnte sich deshalb in den nächsten Jahren ab­
schwächen. Eine offene Frage bleibt auch die Inanspruchnahme von Über­
stunden. Durch die 35-Stunden-Woche wird der Rückgriff auf Überstunden 
n icht eingeschränkt, sondern nur verteuert. Untersuchungen zeigen , daß 
Unternehmer trotz der Zunahme von flexiblen Arbeitszeiten noch immer 
Überstunden bevorzugen, um die Arbeitszeit an Auftragsschwankungen 
anzupassen.35 

Dessen ungeachtet ist die Arbeitslosigkeit seit dem lnkrafttreten der bei­
den Aubry-Gesetze deutlich zurückgegangen : Nach dem Höhepunkt der 
Arbeitslosenrate mit 1 2,6% im Jahr 1 997 ist sie bis Ende Dezember 1 999 
auf 1 0,6% gesunken (der n iedrigste Wert seit Dezember 1 991 ) ,  l iegt aber 
immer noch über dem EU-Durchschnitt von 9,4%. 1 999 wurden insgesamt 
420.000 neue Arbeitsplätze geschaffen,  gegenüber 375.000 in 1 998.36 Die 
Abnahme der Arbeitslosigkeit erfolgte in einem Konjunkturaufschwung: Das 
Wachstum des BIP stieg von 1 ,6% 1 996 auf 2,7% 1 997 und 3,2% 1 998.37 
Daraus ergibt sich die strittige Frage, wieviel des Beschäftigungszu­
wachses auf das 1 .  Aubry-Gesetz zurückzuführen ist und wieviel auf das 
allgemeine Wirtschaftswachstum. Diese Frage wird wohl nie mit letzter Si­
cherheit geklärt werden . Klar ist allerdings, daß die vom MEDEF (vormals 
CNPF) und neoliberalen Wirtschaftsforschern prophezeite Rezession aus­
geblieben ist. 

4.2 Modernisierung und Flexibilisierung 

Laut MES enthält die Hälfte aller Vereinbarungen zur 35-Stunden-Woche 
eine Variierung der Arbeitszeit ( in der Regel bezogen auf die Dauer eines 
Jahres) . 48,6% beinhalten eine Vari ierung mit kleiner Bandbreite von bis zu 
neun Wochen mit höchstens 40 Wochenstunden. Entgegen den Befürch­
tungen der Gewerkschaften sehen nur  9,2 der Vereinbarungen eine große 
Bandbreite mit über zehn Wochen mit bis zu 48 Wochenstunden vor.38 ln 
80% der Vereinbarungen ist die AZV mit einer Reorganisation der Arbeitszeit 
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verbunden, in 25% wurden die Qualifikationen der Beschäftigten neu defi­
niert, in 20% wurden Arbeitszeiten und in 1 6% Betriebsnutzungszeiten aus­
geweitet. 39 

Für Teilzeitbeschäftigte ermöglichte die Einführung der 35-Stunden-Wo­
che in vielen Fällen eine Ausdehnung ihrer Arbeitszeit. ln einer Umfrage un­
ter Unternehmern gaben 48% an, ihren Teilzeitbeschäftigten eine Ausdeh­
nung ihrer Arbeitszeit angeboten zu haben. 51 % der Teilzeitbeschäftigten 
haben im Zuge der Einführung der 35-Stunden-Woche ihre Arbeitszeit ver­
längert, bei 33,7% blieb sie unverändert, und 5% haben ihre Arbeitszeit ver­
kürzt.40 

4.3 Finanzierung 

Die Finanzierung scheint sich wie geplant kostenneutral zu gestalten, d .h .  
daß für d ie Unternehmen insgesamt keine oder kaum zusätzliche Kosten 
entstehen.41 Die vom MES in diesem Zusammenhang genannten Daten 
beziehen sich allerdings auf Unternehmen, die transitorische Förderungen 
nach dem 1 .  Aubi)I-Gesetz erhalten.  Dabei handelt es sich um moderni­
sierungswil l ige, dialogbereite Unternehmen, welche die AZV auf freiwi l l iger 
Basis durchgeführt haben. Insofern könnte sich die Finanzierung bei späte­
ren Vereinbarungen etwas problematischer darstel len . 

I m  Jahr 2000 rechnet das MES mit einem Gesamtaufwand von 67 Mil lio­
nen FFr (transitorische und permanente Förderungen). Im Endeffekt sollen 
sich die Förderungen für die 35-Stunden-Woche auf 1 00 bis 1 1 0  Mil lionen 
FFr im Jahr belaufenY Ob sich die staatliche Förderung der AZV ex post 
ebenfalls kostenneutral gestaltet, ist abzuwarten. 

4.4 Sozialer Dialog 

Mit dem lnkrafttreten des 1 .  Aubi)I-Gesetzes wurde eine regelrechte 
Verhandlungswelle losgetreten .43 Die Zahl  der Branchenvereinbarungen 
zur 35-Stunden-Woche ist bis März 2000 auf 1 20 Stück gestiegen, wodurch 
rund zehn Mio. Beschäftigte abgedeckt sind. Die Branchenvereinbarungen 
geben Richtl inien für den Abschluß von Betriebsvereinbarungen vor. Diese 
betreffen insbesondere heikle Themen wie Lohnkompensation, Organisa­
tion der Arbeitszeit (Durchrechnung), Überstundenkontingente und manch­
mal Training für die Beschäftigten .44 G roße Unternehmen schl ießen viel­
fach eine Rahmenvereinbarung ab und überlassen es dann den einzelnen 
Betriebsstandorten, zusätzliche Vereinbarungen abzuschließen. 94% der 
Vereinbarungen werden vom MES als offensive Vereinbarungen einge­
stuft .45 

Während der quantitative Erfolg der Verhandlungstätigkeit mit diesen Zah­
len wohl außer Frage steht, gibt es in qualitativer Hinsicht große Unterschie­
de: Das MES verweigerte beispielsweise dem Abkommen in der Metall- und 
Bergbauindustrie vom 28. Juli 1 998 die Ausdehnung der Gültigkeit auf den 
gesamten Sektor, weil durch die Miteinrechnung gesetzlicher Feiertage und 
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Tabelle 6: Entwicklung der Vereinbarungen zur 35-Stunden-Woche 

Zeitpunkt der Zahl der Zahl der Zahl der Zahl der 
Betriebs- betroffenen Branchenverein- betroffenen Evaluierung Vereinbarungen Beschäftigten barungen Beschäftigten 

Dezember 1998 1 055 1 07.560 22 4 Mio 

Mai 1 999 3291 1 , 1 Mio 69 8 Mio 

September 1 999 1 5.000 2,2 Mio 1 01 8 Mio 

März 2000 28.406 3,1 Mio 1 20 1 0 Mio 
Quellen: Eironline (Jän. 1 999 und Juni 1 999); MES (1 999); DARES (2000). 

Tabel le 7: Zahl der Aubry-Betriebsvereinbarungen zur 35-Stunden­
Woche (März 2000) 

Größe der Unternehmen Zahl der Prozente aller 
Vereinbarungen Vereinbarungen 

20 Beschäftigte und weniger 1 0.565 38,1 7  

2 1  bis 49 Beschäftigte 9065 32,75 

50 bis 1 99 Beschäftigte 5901 21 .32 

200 bis 499 Beschäftigte 1 429 5, 1 6  

500 bis 999 Beschäftigte 439 1 ,59 

1 000 und mehr Beschäftigte 278 1 ,0 

Insgesamt 27.677 1 00 

Quelle: DARES (2000) 

die Ausdehnung der Überstundenkontingente die Arbeitszeit zwar auf dem 
Papier verkürzt wurde, in der Realität aber nahezu gleich blieb.46 Ein positi­
ves Beispiel, das vom MES ausdrücklich gelobt wurde, stellt der am 1 8. Au­
gust 1 998 unterzeichnete Vertrag in der Zuckerindustrie dar, der die jährliche 
Arbeitszeit auf 1 586,55 Stunden beschränkt, gleichzeitig aber einen erheb­
l ichen Flexibil isierungsspielraum von bis zu 48 Stunden pro Woche ein­
räumt, der zu einer raschen Verarbeitung der Ernte genutzt werden kann.47 
Ähnliche Unterschiede gibt es auch in den Vereinbarungen auf Betriebs­
ebene: Beispielsweise wurde bei Peugeot die Arbeitszeit hauptsächlich da­
durch verkürzt, daß Pausen,  die früher zur Arbeitszeit zählten, herausge­
strichen wurden.48 

Im Zuge der Verhandlungen zur 35-Stunden-Woche wurde nicht nur der 
Dialog zwischen den Sozialpartnern, sondern auch zwischen der Gewerk­
schaften erneuert: Laut MES wurden neun von zehn Betriebsvereinbarun­
gen von allen im Unternehmen vertretenen Gewerkschaftsorganisationen 
unterzeichnet.49 
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Tabelle 8: Zahl der Betriebsvereinbarungen nach Gewerkschaften 
(März 2000) 

Gewerkschafts- Zahl der unterzeichneten Davon wurden durch einen 

organisation Betriebsvereinbarungen "mandatierten" Beschäftigten 
unterzeichnet 

CFDT 9.839 4.557 

CGT 5.535 2.032 

CFTC 5.631 2.288 

FO 3.692 1 .274 

CGC 1 .667 293 
Quelle: DARES (2000) 

Sechs von zehn Vereinbarungen wurden von einem "mandatierten" Be­
schäftigten ausgehandelt. Darüber hinaus wurde in zahlreichen Fällen eine 
Abstimmung unter den Beschäftigten organisiert, um die Unterstützung der 
Belegschaft sicherzustel len . Die Verhandlungen dauern in der Regel zwi­
schen sechs und neun Monaten. 5° 

4.5 Lohnkompensation und Moderation 

l n  90% der Vereinbarungen zur 35-Stunden-Woche wurde das Lohn­
niveau gehalten. ln 70% sind allerdings geringe Lohnzuwächse für die kom­
menden Jahre oder sogar ein Einfrieren der Löhne für zwei Jahre vorgese­
hen.51 Im Falle jener 1 0%, in denen eine Lohnreduktion vereinbart wurde, 
bewegt sich diese im Rahmen von 2 bis 2,5%. 37% der Beschäftigten , die 
eine Lohnreduktionen hinnehmen mußten ,  gaben bei einer Befragung an, 
trotzdem mehr gewonnen als verloren zu haben (umgekehrt meinten 32%, 
mehr verloren als gewonnen zu haben) . Trotz Lohnverlust wollte nur einer 
von sechs Befragten (1 6%) zur 39-Stunden-Woche zurückkehren .52 

Laut MES ist die durchschnittliche Pro-Kopf-Kaufkraft mit der Einführung 
der 35-Stunden-Woche gestiegen: Die Steigerung betrug 1 998 3% und war 
damit die höchste seit 20 Jahren. 53 Die Steigerung der Kaufkraft stellt eine 
wichtige Komponente für die Ankurbelung bzw. Aufrechterhaltung des Wirt­
schaftswachstums dar und wird im nachhinein als ein sehr günstiger Fak­
tor für den Erfolg der 35-Stunden-Woche gewertet. Allerdings dürfte sie 
durch die Lohnzurückhaltung in den kommenden Jahren etwas sinken. 

4.6 Lebens- und Arbeitsbedingungen 

Eine im Auftrag des MES durchgeführte Befragung ergab, daß 85% der 
Befragten den Übergang zur 35-Stunden-Woche als persönliche Verbesse­
rung empfanden (90% der Frauen und der unter 35jährigen sowie 87% der 
Arbeiter) . 86% sahen in der 35-Stunden-Woche eine Maßnahme zur Ver­
besserung des persönlichen und famil iären Lebens; 74% zur Verbesserung 
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der persönlichen Entfaltung; 68% zur Verbesserung der täglichen Zeitein­
teilung und 50% als Verbesserung der Atmosphäre am Arbeitsplatz. 54 

79% der Befragten gaben an, daß sich ihre Arbeitsbedingungen durch die 
35-Stunden-Woche nicht verschlechtert haben, 1 6% konstatierten eine 
Verbesserung. 8% davon führen die Verbesserung darauf zurück, daß sie 
mehr Zeit zur Erholung hätten und deshalb weniger müde wären; 5% gaben 
als Grund klarere Zielvorgaben an, weitere Gründe waren eine Verbesse­
rung der Qualität der Arbeit, höhere Produktivität und Effizienz sowie weni­
ger StreB. Auf der anderen Seite nannten jene Befragten, welche die 35-
Stunden-Woche als Verschlechterung ihrer Arbeitsbedingungen empfan­
den (21 %}, als Gründe dafür die Erhöhung der Arbeitsintensität (1 3%}, eine 
Verschlechterung der Qualität der Arbeit (4%), steigenden StreB, Druck und 
Müdigkeit (4%) , fehlende Neueinsteilungen oder sogar eine Reduktion der 
Beschäftigung (3%) sowie eine Verschlechterung der Beziehungen am Ar­
beitsplatz (3%}.55 63% der Befragten gaben an, völl ig oder teilweise über die 
Inanspruchnahme der zusätzl ichen Freizeit entscheiden zu können. 56 

50% der Frauen verwenden die zusätzl iche Freizeit zur Erledigung der 
Hausarbeit, aber nur 21 % der Männer. Dieses Verhältnis demonstriert 
eindrückl ich, daß eine AZV per se an der geschlechtsspezifischen gesell­
schaftl ichen Arbeitsteilung nichts ändert. Trotzdem stellt sie eine Verbesse­
rung der Situation der Frauen her, indem die extreme zeitl iche Belastung 
(bezahlte Arbeit und Hausarbeit) vermindert wird .  

5. Resümee 

Der Prozeß der U msetzung der 35-Stunden-Woche ist bei weitem noch 
n icht abgeschlossen. Bei den hier präsentierten Ergebnissen handelt es 
sich um eine Zwischenbilanz. Für eine endgültige Beurtei lung ist es noch 
zu früh .  Eine Reihe von Lehren, können m .  E. aber schon jetzt aus dem 
französischen Experiment gezogen werden:  1 .) Politics still matterst- Na­
tionalstaaten sind im Global isierungsprozeß nicht zur Untätigkeit ver­
dammt. l n  diesem Zusammenhang ist es bemerkenswert, daß die 35-
Stunden-Woche keineswegs zu einer Rezession geführt hat, wie viele 
Kritiker vorausgesagt haben. 2.) Die Einführung der 35-Stunden-Woche 
in Frankreich hängt mit einer Reihe nationaler Besonderheiten zusam­
men: dazu gehören die hohe Arbeitslosenrate, die spezifische Rolle des 
französischen Nationalstaates und n icht zuletzt der Wahlsieg einer l inken 
Regierung. ln diesem Sinn kann sie in anderen Ländern mit anderen Be­
dingungen n icht so ohne weiteres kopiert werden. 3 . )  Im Gegensatz zur 
Darstel lung in deutschsprachigen Medien stel lt d ie 35-Stunden-Woche 
keine "ad hoc Aktion" dar, sondern ein wohldurchdachtes, komplexes ge­
sellschaftl iches Projekt. ln der Form, wie die 35-Stunden-Woche in Frank­
reich geplant und umgesetzt wird ,  handelt es sich zwar um eine In itiative 
zur Umvertei lung der Arbeit, aber n icht des Reichtums. ln diesem Sinn ist 
sie auch gar nicht so "unzeitgeistig", wie sie auf den ersten Blick erschei­
nen mag. 
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Anmerkungen 

1 Dieser Artikel beruht auf Ergebnissen des Projekts " Internationale Beispiele für Arbeits­
zeitverkürzung, -umverteilung und -flexibilisierung", das von der Forschungs- und Bera­
tungsstelle Arbeitswelt {FORBA) im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Arbeit durchgeführt wird. ln  diesem Zusammenhang gilt mein besonderer Dank Jörg 
Flecker, lngrid Mairhuber und den weiteren Kolleginnen aus dem FORBA-Team. 

2 Bestehend aus Sozialisten, Grünen und Kommunisten. 
3 0ECD Employment Outlook Juni 2000 {Tabelle F). OECD-Daten zur durchschnittlichen 
Arbeitszeit {Teilzeit und Überstunden miteingerechnet) zu Frankreich gibt es nur aus 
dem Jahr 1 998, also noch vor Einführung der gesetzlichen 35-Stunden-Woche. Aber 
schon damals lag die durchschnittliche jährliche Arbeitszeit unwesentlich über 1 600 
Stunden. 

4 Eurestat {1 997). 
5 DAR ES {2000). Ähnliche Hoffnungen machte sich die sozialdemokratische Regierung 
Anfang der 80er Jahre mit der Einführung der Auroux-Gesetze. 

6 Freyssinet { 1 997) 1 64f. 
7 Aznar {1 997). 
8 Benannt nach der Arbeitsministerin Martine Aubry. 
9 Lipietz {1 998) 355f. 

10 Boyer {1 997) 78f. Boyer geht sogar soweit, das französische System "state driven 
capitalism" zu nennen. 

11 Freyssinet {1 997) 1 64. 
12 Aber auch für die öffentliche Hand soll sich die Finanzierung auf lange Sicht kosten­

neutral gestalten: Die Förderungen für die AZV sollen durch E insparungen bei den Aus­
gaben für Arbeitslosigkeit kompensiert werden. 

13 Cette {1 999) 2f. 
14 Umverteilung findet, wenn überhaupt, nur zwischen den abhängig Beschäftigten statt. 

Ein Beispiel dafür ist die Beibehaltung des Niveaus des Mindestlohnes SMIC, wodurch 
die Niedrigstlohnbezieherlnnen begünstigt werden. 

15 Bosch, Lehndorff {1 998) 304f. 
16 Cette, Taddei {1 994) 1 84f. 
17 Bosch, Dawkins, Michon {1 992) 28f; Anxo, O'Reilly {1 999). 
18 Im Falle von Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftigten bezahlt das Ministerium 

für fünf Tage einen außerbetrieblichen Experten, der die Verhandlungspartner bei der 
Organisation der 35-Stunden-Woche unterstützt; Charpentier {2000) 6. 

1 9  Boulin, Si lvera {1 998) 7; Hamandia {1 999) 205. 
20 ln  Frankreich reicht es, wenn eine der fünf repräsentativen Gewerkschaften eine Verein­

barung unterzeichnet, um ihr Gültikgeit zu verleihen. D.h. daß in der Praxis Kol lektiwer­
träge auch dann zustande kommen, wenn sie von den Mehrheitsgewerkschaften abge­
lehnt weden. 

21 Aseknazy {2000) 7f. 
22 DARES {2000). 
23 Loi no 98-461 du 1 3  juin 1 998 d'orientation et d'incitation relative a Ia reduction du temps 

de travai l; Eironline {April 1 998, Juni 1 998 und Juli 1 998); EIRR {Juli 1 998). 
24 EIRR {Dez. 1 998). 
25 Eironline {Jan. 2000). 
26 Quelle: Loi no 2000-37 du 1 9  janvier 2000 relative a Ia reduction negociee du temps de 

travail .  EIRR {Sept. und Nov. 1 999); Eiroline {Juli, Okt. 1 999 und Jan. 2000). 
27 Die sogenannte Mickey Mouse-Bestimmung - benannt nach einer der Hauptfiguren in 

Euro-Disneyland bei Paris, wo dieses Problem erstmals aufgetaucht ist. 
28 Die sogenannte Michelin-Abänderung, benannt nach dem Reifenhersteller, der Be-

schäftigung abbauen wollte, ohne zuvor die 35-Stunden-Woche einzuführen. 
29 MES {1 999); DARES {2000). 
30 DARES {2000) 1 4f. 
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31 Durch den Vergleich wird es möglich, externe Faktoren wie allgemeines Wirtschafts­
wachstum, branchenspezifische Entwicklungen etc. miteinzubeziehen. 

32 Zu den Beschäftigten, die von einer Aubry-Vereinbarung abgedeckt sind, kommen noch 
die Betroffenen von Robien-Vereinbarungen und Schichtarbeiter, die früher schon 35 
Stunden pro Woche gearbeitet haben. 

33 DARES (2000) 1 4f. 
34 Charpentier (2000) 1 3. 
35 EIRR (Jan. 1 999). 
36 DARES (2000) 1 1 .  
37 Ebd. 
38 MES (1 999) 43. 
39 DARES (2000) 1 7. 
40 MES (1 999) 64. 
41 Was aber nicht ausschließt, daß im Einzelfall Kosten enstehen können. 
42 Charpentier (2000) 9. 
43 Dufour (1 999). 
44 DAR ES (2000) 1 5; Charpentier (2000) 1 0. 
45 MES (1 999) 1 3. 
46 Eironline (Okt. 1 998). 
47 Eironline (Sept. 1 998); EIRR (Okt. 1 998). 
48 Vereinbarung vom 1 9. Februar 1 999; Eironline (Feb. 1 999); EIRR (Mai 1 999). 
49 M ES (1 999) 31 . ln diesem Zusammenhang kann auch eine Annäherung zwischen 

CDFT und CGT festgestellt werden ; Steinhi lber (2000) 271 f; EIRR (Dez. 1 998). 
50 DARES (2000) 1 5f. 
51 Ebd. 
52 MES (1 999) 77f. 
53 Ebd. 
54 DARES (2000) 1 7. 
55 Ebd . 
56 MES (1 999) 51 . 

Abkürzungen 

AZV - Arbeitszeitverkürzung 
CFDT - Gonfaderation Francaise Democratique du Travail 
CFTC - Confederation Francaise des Travailleurs Chretiens 
CGC - Confederation Generale des Cadres 
CGT - Confederation Generale du Travail 
CNPF - Conseil National du Patronat Francais 
DARES - Diraction de I' Animation de Ia Recherche, des Etudes et des Statistiques 
FO - Force Ouvriere 
MEDEF - Mouvement des Entreprises de France 
MES - Ministere de I'Emploi et de Ia Solidarite 
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. .  

BUCHER 

Sozialstaaten im Vergleich 

Rezension von: Lothar Lißner, Josef 
Wöss, Umbau statt Abbau. Sozialstaaten 

im Vergleich: Deutschland, Österreich 
und Schweden, Bund-Verlag, Frankfurt 

am Main, und ÖGB-Verlag, Wien, 1 999, 

320 Seiten, öS 364,-. 

Wer sich bei Vergleichen nicht mit aus 
dem Zusammenhang herausgerissenen 
Fakten begnügen will und seriöse Ver­
gleiche mit Sozialleistungssystemen 
anderer Staaten sucht, wird in diesem 
Band nicht enttäuscht. Voraussetzung 
hierfür ist allerdings die Bereitschaft, 
sich ein wenig in andere Begriffs- und 
Systemweiten hineinzudenken. Die bei­
den Autoren bieten den Leserinnen auch 
Hi lfestellungen, indem etwa zu Beginn 
verschiedene Sozialstaatsbegriffe ge­
genübergestellt werden. 

Im vorliegenden Band wurden die Al­
terspensionssysteme, die Gesundheits­
versorgung (Krankenversicherung), die 
Arbeitslosenversicherung bzw. die Ar­
beitsmarktpolitik und die Famil ienlei­
stungen der im Titel angeführten Staaten 
verglichen. 

Es handelt sich hier um einen sehr 
übersichtlich dargestellten Vergleich. 
Das Buch beginnt mit einem Überblick 
über die Sozialsysteme dieser drei 
Staaten. Danach werden die wichtigsten 
Teilsysteme (inklusive Entwicklungen) 
für die einzelnen Staaten nach einem 
einheitlichen Schema dargestellt. Am 
Ende jedes Abschnitts werden die Sy­
steme miteinander verglichen. 

Ein statistischer Teil im Anhang bietet 
Informationen über die Steuer- und Ab-

gabenquoten der beobachteten Länder. 
Die Publikation stellt die Fortführung 

einer Studie dar, die 1 995 für die Hans­
Böckler-Stiftung erstellt wurde. Der Be­
obachtungszeitraum erstreckt sich bis 
1 998/ Anfang 1 999. 

Manche in Österreich oft hitzig geführ­
ten Diskussionen werden dem/der Lese­
rln nach der Lektüre der einzelnen Kapi­
tel in einem anderen Licht erscheinen. 
Man wird etwa sehen, daß manche Pro­
bleme gar nicht spezifisch österreichisch 
sind, oder daß es oft mehrere mögliche 
Lösungen für ein und dasselbe Problem 
gibt - Optionen, die gar nicht in die Dis­
kussion Eingang finden, aber diese be­
reichern könnten. 

Ein Beispiel wäre etwa die sehr aus­
führlich dargestellte schwedische Pensi­
onsreform (S. 68-74), die übereinen Zeit­
raum von 1 5  Jahren (!) vorbereitet, disku­
tiert und 1 998 beschlossen wurde. Das 
neue System sieht eine klare Abgren­
zung von Leistungen im Erwerbsalter (ln­
validitätspensionen mit einem eigenen 
System!) und Altersleistungen vor. Die 
Berechnung der Pensionen hängt stärker 
von einbezahlten Beiträgen und explizit 
auch von der demografischen und wirt­
schaftlichen Entwicklung ab. Zugleich 
wird - anknüpfend an die Tradition der 
Volkspension, aber sparsamer - eine in­
dividuelle Mindestsicherung für alle Men­
schen im Alter garantiert ("Garantiepen­
sion"}. 1  Diese neue Grundpension orien­
tiert sich am finnischen PensionsmodelL 

Wenn auch die Österreichische Pensi­
onsversicherung über ständige System­
anpassungen die Funktionsfähigkeit 
ebenfalls in Zukunft garantieren kann ,  
tragen die häufigen Reformen doch zu ei­
ner gewissen Verunsicherung bei .  Noch 
dazu bestehen keine klaren Vorstellun­
gen und schon gar kein Konsens über die 
langfristigen Perspektiven. 
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Eine dieser Optionen ist die Grund­
pension, mit der man sich in Österreich 
nicht gerne auseinandersetzt und sie 
vorweg als sozialpolitisch nicht wün­
schenswert darstellt. Dabei wird das Ur­
teil von vielen Vorurteilen bestimmt ("blo­
ße Einheitspension für alle", Eingriffsan­
fälligkeit wegen der hohen Steuerfinan­
zierung) . Betrachtet man etwa das kon­
krete schwedische Volkspensionssy­
stem (S. 49ft), sieht man, daß nur rund 
ein Drittel der Pensionsausgaben auf die 
Volkspension entfällt und der Großteil 
auf die zweite Säule, die vor allem der Si­
cherung des Lebensstandards dient. 
Daran wird auch die Reform nicht viel än­
dern . Finanziert wird die derzeitige 
Grundpension zu fast zwei Dritteln aus 
lohnbezogenen Beiträgen. Der Anteil der 
Steuerfinanzierung am Gesamtsystem 
(einschließlich der zweiten Säule) war 
1 997 mit ca. 1 5% sogar niedriger als in 
Österreich (S. 58). Letzlieh besteht auch 
in Schweden eine relativ enge Bezie­
hung zwischen Beitrag und Leistung. Der 
wesentl ichste Unterschied zum Österrei­
chischen und deutschen System be­
steht darin, daß in Schweden alle Frau­
en einen eigenen Pensionsanspruch ha­
ben und einkommensschwache Grup­
pen durch den Grundbetrag bzw. die 
künftige Garantiepension begünstigt 
werden. 

Besonders interessant für die Pensi­
onsdiskussion ist wohl auch der Um­
stand, daß Schweden mit der Reform ei­
nen Schritt weg von einem System 
macht, das einem Kapitaldeckungsver­
fahren sehr nahe kam. Seit den 60er Jah­
ren wurden in der damals neu geschaffe­
nen zweiten Säule (ATP) große Vermö­
genswerte angesammelt, da ihnen - an­
ders als in einem normalen Umlagever­
fahren - keine entsprechenden Auszah­
lungen gegenüberstanden. Ende 1 997 
erreichte der Fonds ein Vermögen von 
715  Mrd Kronen.2 Aufgrund der Progno­
sen für die nächsten Jahrzehnte zeich­
nete sich jedoch ein Dahinschmelzen 
der aufgebauten Kapitaldeckung ab 
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(S.68). Dazu trägt auch bei, daß die 
Auszahlungen - nicht wie bei einem nor­
malen kapitalgedeckten System - nur 
begrenzt von den tatsächlichen Beitrags­
zahlungen abhingen; so betrug die Pen­
sion (zweite Säule) nach 30 Versiche­
rungsjahren 60% des beitragspflichtigen 
Einkommens in den "besten" Jahren. 

Bezeichnend für die Reform ist, daß 
nun der Schwerpunkt des Systems zwar 
explizit in einem Umlageverfahren liegt, 
zugleich aber die Pensionen nicht mehr 
einem bestimmten Prozentsatz des frü­
heren Einkommens entsprechen, son­
dern beitragsdefiniertsind - wie in einem 
Kapitaldeckungsverfahren. Die Höhe der 
Pension hängt in Zukunft auch von der 
sich ändernden Lebenserwartung und 
der wirtschaftlichen Lage ab. Mit dieser 
konkreten Ausgestaltung des Umlage­
systems beschritt Schweden einen ähn­
lichen Weg wie Italien und Lettland3 . 

Nur rund 1 3,5% der obligatorisch ein­
bezahlten Beiträge werden in Hinkunft in 
einem ergänzenden kapitalgedeckten 
System angespart (d.s. 2,5 Prozent­
punkte von 1 8,5% Pensionsbeitrag). Die 
Entscheidung für diese Säule des Pensi­
onssystems war weniger Teil eines gro­
ßen Gesamtkonzepts, sie war Ergebnis 
eines politischen Kompromisses.4 

Wie schwierig Systemvergleiche sein 
können, zeigen Antworten auf einfach er­
scheinende Fragen wie jene nach der 
Leistungshöhe und dem durchschnittli­
chen Pensionszugangsalter. Die Tatsa­
che, daß in Schweden praktisch die 
ganze Wohnbevölkerung und in Deutsch­
land auch Frauen wesentlich leichter ei­
nen Pensionsanspruch erwerben als in 
Österreich (nach 5 Versicherungsjah­
ren), aber die Pension oft erst im Alter 
von 65 Jahren antreten können, mindert 
die Aussagekraft von Durchschnittswer­
ten . Viele niedrige Pensionen, die in 
Österreich mangels Erfüllung der stren­
geren Anspruchsvoraussetzungen ( 1 5  
Versicherungsjahre) erst gar nicht anfal­
len können, drücken in Deutschland und 
Schweden die Durchschnittswerte und 
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heben zugleich das durchschnittliche 
Pensionszugangsalter (vgl. S. 1 37ft) . 

Die Leistungsstandards in der medizi­
nischen Versorgungwerden in allen drei 
Staaten - auch von den jeweiligen Oppo­
sitionsparteien - sehr hoch eingeschätzt 
(S. 1 94f) . Trotz der unterschiedlichen 
Systeme (staatl icher Gesundheitsdienst 
in Schweden, Versicherungssysteme in 
Deutschland und Österreich) sind die 
Unterschiede nicht sehr groß. So sind 
etwa die Gesundheitsausgaben pro Kopf 
(nach KKP) in Österreich etwa gleich 
hoch wie in Schweden. Am teuersten ist 
das System in Deutschland (S. 1 99). 

Selbstbehalte gibt es in allen drei 
Staaten (vgl. Tabelle auf S. 203); diese 
sind nach Leistungsart sehr unter­
schiedlich. Ausführlich dargestellt wer­
den auch die Regelungen hinsichtlich 
der Lohnfortzahlung im KrankheitsfalL 

Im Abschnitt Arbeitslosenversicherung 
und Arbeitsmarktpolitikwerden die Situa­
tion auf dem Arbeitsmarkt, die Organisa­
tion der Sicherungssysteme und die Lei­
stungen beschrieben. Aus der Gegen­
überstellung wird ersichtlich, daß in 
Österreich und Deutschland bei längerer 
Arbeitslosigkeit die Versorgung mit Geld­
leistung eine große Bedeutung hat (Not­
standshilfe, Arbeitslosenhilfe), während 
in Schweden Maßnahmen der aktiven Ar­
beitsmarktpolititik im Vordergrund stehen. 
Abschließend kamen die beiden Autoren 
zum Schluß, daß die reale Arbeitsmarkt­
situation "mehr von anderen Faktoren als 
von der Höhe der Ausgaben für aktive Ar­
beitsmarktpolitik" bestimmt wird (S. 264) . 

Am kürzesten ist der Beitrag über So­
zialpolitik für Familien und Kinder. Trotz­
dem ist dieser sehr informativ und für die 
Österreichische Diskussion von großem 
Interesse. Der Vergleich beschränkt sich 
überwiegend auf die Familienbeihilfen 
und das Karenzgeld (inklusive Wochen­
geld). Es wird gezeigt, daß die Familien­
beihilfen (inklusive Absetzbetrag) bei 
Familien mit wenig Kindern in Österreich 
am höchsten sind. ln Schweden und 
Deutschland steigen jedoch die Famili-
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enbeihilfen bei Mehrkindfamilien stärker, 
was auch sinnvoll erscheint, da der Ein­
kommensverlust mit der Zahl der Kinder 
in der Regel steigt. Eine mit dem Alter 
der Kinder steigende Leistung gibt es 
nur in Österreich. 

Besonders interessant sind die unter­
schiedlichen Varianten bei der Ausgestal­
tung des Karenz- bzw Elterngeldes. 
Während in Österreich dieses eine Versi­
cherungsleistung darstellt, besteht in 
Deutschland nur Anspruch auf das ver­
gleichbare "Erziehungsgeld"; dieses fällt 
aber nur dann an , wenn bestimmte Ein­
kommensgrenzen (Familieneinkommen!) 
nicht üöerschritten werden. Im Unter­
schied zu Österreich steht jedoch in 
Deutschland die Leistung der gesamten 
Wohnbevölkerung offen. ln Schweden 
wiederum gibt es ein - eher niedriges -
Elterngeld für alle, das bei Erwerbstätigen 
für 1 2  Monate noch um eine Versiche­
rungskomponente ergänzt wird (Lohner­
satz: 80%). Damit decken diese realen 
Modelle die in Österreich zur Zeit disku­
tierten Alternatiwarianten weitgehend ab. 
Sie zeigen nur für das "Karenzgeld für alle" 
eine weitere Option auf (niedrigeres Ka­
renzgeld für Nichterwerbstätige). 

Nach der Lektüre dieses Buches wird 
man die Feststellung der Autoren teilen 
können, daß diese Länder "eine Vielzahl 
interessanter Regelungen zu bieten ha­
ben" (S. 307), die in die Politikgestaltung 
einfließen sollten. 

Statt ständig von einer Krise des Sozi­
alstaates zu reden, empfehlen die Auto­
ren, sich auf die ohnehin offensichtlichen 
Handlungsnotwendigkeiten zu konzen­
trieren, wie die Erhöhung der Erwerbs­
quote und innovative Lösungen bei der 
Finanzierungsfrage (S. 307f) . Einen wei­
teren wichtigen Faktor für die Zukunft der 
sozialen Sicherheit sehen sie darin, ob 
es gelingt, "wieder verstärkt aktive Ak­
zente zu setzen", statt bloß auf Gege­
benheiten zu reagieren. Dafür leistet die­
ses Buch jedenfalls eine sehr wertvolle 
Hi lfestellung. 

Karl Wörister 
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Anmerkungen 

1 Im Unterschied dazu ist die Österreichi­
sche Ausgleichszulage famil ienstands­
bezogen, was für verheiratete Frauen im 
Alter ein großes Problem sein kann .  

2 The Pension Reform. Final Report, June 
1 998. 

3 Michel Cochen sieht in einer derartigen 
Reform keine wirkliche Neuerung gegen­
über den traditionellen Umlagesyste-
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men, die ebenfalls ständig an die gege­
benen sozialen und wirtschaftl ichen Be­
dingungen angepaßt werden. Siehe In­
ternationale Revue für soziale Sicherheit 
4/1 999, S.1  05- 1 26 ("Nominelle beitrags­
bestimmte Systeme: Alter Wein in neuen 
Flaschen?") 

4 Scherman, Karl Gustaf, The Swedish 
pension reform. lssues in Social 
Protection, Discussion paper 7. Hg. vom 
Social Security Department, ILO (Genf), 
1 999, s. 26. 
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Der Arbeitsbegriff im Wandel der 
Zeiten und Theorien 

Rezension von: Hans Frambach, Arbeit 
im ökonomischen Denken. Zum Wandel 
des Arbeitsverständnisses von der Antike 

bis zur Gegenwart, Metropolis-Verlag, 
Marburg 1 999, 528 Seiten, öS 496,-. 

Frambach geht in seiner umfassenden 
Studie der sehr interessanten Frage 
nach, welchem Wandel das gesell­
schaftliche Arbeitsverständnis im Laute 
der historischen Entwicklung unterwor­
fen war. Er beschränkt sich hiebei auf 
den europäischen Raum. Eine durchaus 
sinnvolle Begrenzung, weil sich in dieser 
Region die Entwicklung von einer antiken 
Gesellschaft zum heutigen Kapitalis­
mus erstmals vollzogen hat. 

Im klassischen Griechenland - im Ge­
gensatz zu seiner Frühzeit - wurde jeg­
liche produktive Arbeit verachtet. Darin 
unterschied sich diese Gesellschaft 
nicht von allen anderen Hochkulturen der 
Epoche. Nur die Begründung dafür vari­
ierte etwas: Die dem freien Bürger ange­
messenen Tätigkeiten beschränkten 
sich auf Politik, Wissenschaft und Krieg. 
Jede Arbeit unter dem Zwang, seinen Le­
bensunterhalt sicherzustellen, mußte die 
Fähigkeiten des Menschen zu Höherem 
verkümmern lassen. Würde und Anse­
hen des freien Mannes gingen mit der 
ökonomischen Unabhängigkeit einher. 
Die römische Antike definierte, dersel­
ben Linie folgend, nur die "artes liberales' 
wie Architektur, Medizin und Wissen­
schaft als akzeptabel. 

Das frühe Christentum schrieb der Ar­
beit zunächst ambivalenten Charakter 
zu. Einerseits war sie Teil des Schöp­
fungsauftrags - "Macht Euch die Erde 
untertan" -, andererseits strafte Gott 
Adam für seinen Ungehorsam damit, 
daß er "im Schweiße seines Ange-
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sichts" sein Brot essen sollte. Allerdings 
setzte das christliche Gleichheitspostu­
lat sämtliche Arbeitsformen gleich. ln 
den folgenden Jahrhunderten entwickel­
te sich das christliche Arbeitsverständ­
nis mit nachhaltigen Folgen weiter. 

Augustinus betonte das Wesen der 
Arbeit als Teilhabe am göttlichen Schöp­
tungsprozeß. " . . .  erstmals wird in der 
Weltgeschichte der Arbeit die Arbeit po­
sitiv gedeutet." (S. 51 ) .  Diese Auffassung 
wurde durch die Benediktinerregel unter­
strichen, welche den Mönchen die 
Handarbeit vorschrieb. Darüber hinaus 
wurde, ganz im Gegensatz zur Antike, 
der Müßiggang als etwas Schädliches 
betrachtet. Daran änderte auch eine ge­
wisse Rückwendung Thomas von Aquins 
zur griechischen Philosophie nur wenig, 
wenn er der "vita contemplativa" gegen­
über der " vita activci' den Vorzug gab. 

Die Reformation radikalisierte diese 
positive Arbeitsbewertung, indem sie ihr 
göttlichen Berufungscharakter verlieh ­
wie sich das auch im deutschen Wort 
"Beruf" niederschlägt. Der Mensch ist 
Gott gegenüber zur Arbeit verpflichtet. 
Noch weiter ging der Calvinismus. Wäh­
rend Luther den Auftrag zur Arbeit an ei­
nem gegebenen Platz verstand, den zu 
verändern niemand versuchen sollte, dy­
namisierte der Calvinismus das Arbeits­
verständnis. Ausgangspunkt war die 
Prädestination, die Auserwähltheit des 
Menschen. Diese kann zwar der 
Mensch nicht beeinflussen, aber sie läßt 
sich an harter Arbeit und deren sichtba­
rem Erfolg erkennen. 

Die Neuzeit löste sich von diesen Auf­
fassungen. Nunmehr wurde Arbeit ratio­
nal als Mittel der Selbsterhaltung begrif­
fen. Der Merkantilismus sah die Arbeit 
bereits als ökonomische Kategorie. Die 
Frage nach dem Wohlstand der Natio­
nen verlangte eine Antwort über den Bei­
trag ersterer. Arbeit wurde nunmehr rein 
funktional betrachtet. So unterschied 
Petty die Produktionstaktoren Boden 
und Arbeit, trennte aber diese in produk­
tive und unproduktive, wie Regierung und 
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Verwaltung, wogegen Mandeville letztere 
als Voraussetzung für erstere begriff. 
Nach Locke entsteht nur durch Arbeit 
Eigentum, womit er einen eklatanten 
Bruch mit dem aristokratischen Eigen­
tumsverständnis vollzog. Die hohe Ein­
schätzung des Arbeitskräfteangebots für 
das Wirtschaftswachstum durch die Mer­
kantilisten ist notorisch. Justi sah darüber 
hinaus bereits den positiven Zusammen­
hang zwischen individuellem Verdienst­
streben und Vorteilen für den Staat. Inso­
fern bedeutet der Physiokratismus einen 
Rückschritt, als er nur dem Boden pro­
duktiven Charakter zuerkannte; Arbeit 
könne nur umformen. Konsequenterweise 
galten nur die unmittelbaren Bearbeiter 
des Bodens als produktive Klasse. 

Im Gegensatz dazu ist es nach Auf­
fassung der Klassiker überhaupt nur die 
Arbeit, welche Produkte schaffen kann. 
Allerdings gelingt eine Steigerung des 
Wohlstandes nicht nur durch Auswei­
tung des Arbeitsvolumens, sondern vor 
allem durch Zunahme der Arbeitsproduk­
tivität, welche durch Arbeitsteilung und 
technischen Fortschritt zu Stande 
kommt. 

Der Tauschwert von Produkten bemißt 
sich nach der zu ihrer Herstellung erfor­
derlichen Arbeitszeit. Ricardo erweiterte 
die Wertbestimmung in Richtung des 
Kapitals, das er freilich als "vorgetane" 
Arbeit verstand. Während Smith Angebot 
und Nachfrage auf den Güterpreis einen 
gewissen Einfluß zubilligte, blieb Ricar­
do rigoros bei der Arbeitsmenge als 
Preisdeterminante. 

Smith unterschied auch zwischen pro­
duktiver und unproduktiver Arbeit. Zwar 
erkannte er die Nützlichkeit von Dienst­
leistungen an, betrachtete sie jedoch 
nicht als produktiv. Demgegenüber ak­
zeptierte Say auch die Herstellung gei­
stiger Produkte, ebenso wie J. St. Mi l l .  
Die versachlichte, funktionale Betrach­
tung der Arbeit führte letztlich dazu, daß 
die Klassiker drei gleichwertige Produk­
tionsfaktoren, Arbeit, Kapital sowie 
Grund und Boden, definierten. 
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Der Lohn,  als Preis der Arbeit, resul­
tiert nur in geringem Maße aus Angebot 
und Nachfrage, in erster Linie gleichfalls 
aus den Herstellungskosten der Arbeit. 
Der "natürliche Preis" bestimmt sich 
durch die Unterhaltskosten des Arbeiters 
und seiner Familie, die allerdings nicht 
notwendig dem Existenzminimum ent­
sprechen müssen. Einen makroökono­
mischen Aspekt fügten Vater und Sohn 
Mil l  der Lohnbestimmung durch ihre 
Lohnfondstheorie hinzu, welcher in der 
Folgezeit eine weite Verbreitung und 
Ausgestaltung erfuhr, freilich auch immer 
stark kritisiert wurde. 

Die gewaltigen sozialen Umwälzun­
gen im Laufe des 1 9. Jahrhunderts mit 
ihren Friktionen und Spannungen führten 
insbesonders im deutschsprachigen 
Raum zu Arbeitsauffassungen, welche 
von den rein funktionellen der Klassik er­
heblich abwichen. Maßgeblich beein­
flußt wurden sie vom deutschen Idealis­
mus, welcher der Arbeit als Element der 
Selbstidentifikation, der Selbstverwirkli­
chung, eine zentrale Position zuwies. 
Damit war bereits der Weg zum Sozialis­
mus, vor allem Marx'scher Prägung ge­
ebnet. 

Die verschiedenen Konzeptionen dieser 
Geistesrichtung verstanden sich im we­
sentlichen als Gegenentwurf zu der von 
der Klassik bestimmten liberalen Gesell­
schaftsordnung. Wenn sich auch die An­
sätze der einzelnen Schulen unterschie­
den, stand für alle die Arbeit im Zentrum 
der Überlegungen. Das gilt auch für Marx, 
welcher die Arbeit gleichfalls nicht nur als 
Produktionsfaktor betrachtete, sondern 
als ein Mittel zur Selbstverwirklichung. 
Doch wurde der Mensch seiner Auffas­
sung nach durch die zunehmende Ar­
beitsteilung, welche im Kapitalismus ih­
ren Höhepunkt erreichte, sich selbst ent­
fremdet. Erst nach dem Übergang vom 
"Reich der Notwendigkeif' in das "Reich 
der Freiheit", im Kommunismus, werde 
der Zwang, eine bestimmte Arbeit zu ver­
richten und damit auch die Selbstentfrem­
dung, überwunden. 
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Auch die romantische Staatsphiloso­
phie ebenso wie die historische Schule 
der Nationalökonomie lehnten die Arbeit­
sauffassungen der Klassik als viel zu 
eng ab. Auch sie sahen in der Arbeit ein 
identitätsstiftendes Element des Indivi­
duums, ebenso wie den Dienst an der 
Gemeinschaft. Beides erfordere nicht nur 
den sozialen Schutz, sondern auch die 
Bewahrung der menschlichen Würde. 

Von der jüngeren historischen Schule 
war es vor allem Schmoller, welcher dem 
"Erwerbstrieb" eine zentrale Rolle nicht 
nurfür das Individuum, sondern auch für 
die gesellschaftliche Entwicklung ein­
räumte; freilich innerhalb jener Grenzen, 
deren Überschreitung zu sozialen Frik­
tionen führen könnte - wie denn über­
haupt die Sozialpolitik im Zentrum der 
Überlegungen dieser Schule stand. 

Am Ende des 1 9. Jahrhunderts, im 
Übergang zum zwanzigsten, stand die 
berühmte Arbeit Max Webers "Prote­
stantische Ethik und der Geist des Kapi­
talismus", worin dieser den Arbeitsfana­
tismus der frühen Neuzeit in Nordwest­
europa aus dem Calvinismus ableitete. 
Ins neue Jahrhundert wiesen allerdings 
schon die statistische Erfassung der Ar­
beitskräfte nach Berufen, Wirtschafts­
zweigen und Qualifikationen. 

Die Neoklassik begreift Arbeit als ein 
"Opfer", das die Wirtschaftssubjekte 
zum Zwecke der Einkommenserzielung 
erbringen müssen. Das individuelle Ar­
beitsangebot resultiert aus dem Verhält­
nis von Arbeitszeit und Freizeit, welches 
das Individuum in der Weise festlegt, 
daß sein Nutzen maximiert wird. Wel­
chen Charakter die Freizeit trägt, bleibt 
hiebei außer Betracht. Diese wird erst 
durch den Ansatz Beckers in die Analy­
se integriert, der die Familie als Produk­
tionseinheit begreift, welche über Er­
werbsarbeit, Haushaltsarbeit und Frei­
zeit entscheidet. 

Die Makroökonomie versteht die Arbeit 
wieder ausschließlich als Erwarbstätig­
keit Das Arbeitsmarktgleichgewicht wird 
nach neoklassischer Auffassung aus-
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schließlich durch das funktionierende 
Konkurrenzsystem herbeigeführt, was 
nach keynesianischer Meinung nicht 
zutrifft. Diese historische Debatte wird 
durch die "Neue klassische Makroöko­
nomie" sowie die "Neue keynesianische 
Makroökonomik" fortgesetzt. Trotz die­
ser Differenzen ist beiden Richtungen 
die Arbeit als ökonomischer hard fact 
gemeinsam. 

Auf Grund aller dargelegten histori­
schen Überlegungen und eingehender 
Diskussion der bisherigen Versuche, 
eine umfassende und befriedigende De­
finition des Begriffes "Arbeit" zu finden, 
gelangt Frambach zu dem Ergebnis, das 
eine solche nicht möglich ist: 

"Es bleibt somit die Erkenntnis, daß 
weder ein allgemeingültiger Arbeitsbegriff 
noch ein allgemeingültiger ökonomi­
scher Arbeitsbegriff existieren (und auch 
nicht existieren können) , sondern daß 
der jeweilige disziplinäre, theoretische 
Kontext und insbesondere das diesen 
leitende Erkenntnisinteresse die Be­
griffsdefinition und -Verwendung bestim­
men." (S. 446) 

Immerhin sieht er aber doch einige 
zeitübergreifende Schwerpunkte, welche 
diesem innewohnen müßten: 

Da ist zunächst der Umstand, daß der 
Mensch durch seine Arbeit in hohem 
Maße seine Identität findet. Sie wird 
zum "zentralen Bezugspunkt seiner Le­
bensführung". Höchste Relevanz kommt 
auch dem gesellschaftl ichen Aspekt der 
Arbeit zu. Ein "Paradoxon der menschli­
chen Existenz" l iegt darin ,  daß die Ar­
beit einerseits Freiheit vermittelt, die 
Möglichkeit eröffnet, sich zu entfalten,  
andererseits das Individuum auch Zwän­
gen unterwirft. Relevant für die ökonomi­
sche Theorie bleibt vor allem der Um­
stand, daß die Arbeit der Produktion zur 
Befriedigung menschlicher Bedürfnisse 
dient. 

Frambach hat mit dem besprochenen 
Buch eine ausgezeichnete Arbeit vorge­
legt. Er analysiert eine bisher wenig be­
handelte Frage, wiewohl die Arbeit ja im 
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Zentrum ökonomischer wie überhaupt 
sozialwissenschaftl icher Überlegungen 
steht. Er untersucht das Problem umfas­
send und bettet den Arbeitsbegriff je­
weils in eine kompakte Darstellung der 
relevanten Theorie, so daß er dem Stand 
der Forschung ein wichtiges Element 
hinzufügt. 

Besondere Bedeutung erlangt die Ar­
beit für die wirtschaftshistorische Analy­
se, besonders unter den Auspizien der 
Neuen Institutionenökonomie (NIE) ,  da 
der Arbeitsbegriff als Institution zu be­
trachten ist, also als handlungsbestim­
mende Regel , welche die Verhaltenswei­
sen der Wirtschaftssubjekte bestimmt. 
Damit erlangte er beispielsweise einen 
zentralen Stellenwert für die Industriali­
sierung. Diese vollzog sich unter ande­
rem deshalb in Europa, weil das Chri­
stentum jegliche Arbeit, und zwar für alle 
Menschen, positiv bewertete. Ganz im 
Gegensatz zu den anderen Hochkultu­
ren, welche diese stets als verachtens­
werte Angelegenheit der Unterschichten 
betrachteten. Die Oberschichten be-
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schäftigten sich dort stets nur mit 
Kampf, Jagen, Beten und Genuß. Damit 
konnte sich eine arbeitszentrierte Ge­
sellschaft nur in Europa entwickeln. Zum 
Verständnis dieses Prozesses hat 
Frambach wichtige Unterlagen geliefert. 

ln diesem Zusammenhang seien auch 
einige marginale Bemerkungen ange­
bracht. Es wäre interessant gewesen , 
wenn der Autor versucht hätte, einen Ar­
beitsbegriff auch für die NIE herauszuar­
beiten. Was den christlichen Arbeitsbe­
griff des Mittelalters anbelangt, hätte er 
sich nicht damit begnügen sollen, den 
aristotelischen Rückgriff des Thomas 
von Aquin auf die vita contemplativa dar­
zustel len, sondern auch seine umfas­
sende kommerzielle Arbeitsethik, wie 
sie Sombart in seinem Buch "Der Bour­
geois" (München, Leipzig, 1 923) erläu­
tert hat. 

Das Buch Frambachs ist ein Stan­
dardwerk, an dem gerade an der Arbeit­
nehmerschaft orientierte Sozialwissen­
schaftler nicht vorbeigehen sollten. 

Felix Butschek 
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Systemtheorie und Ökonomie 

Rezension von: Dirk Baecker, Michael 
Hutter (Hrsg.), Systemtheorie für 
Wirtschaft und Unternehmungen. 

Heft 1 199 der Zeitschrift Soziale Systeme, 
Verlag Leske + Budrich, Opladen 2000, 

209 Seiten, DM 48,-. 

ln  seiner umfassenden Theorie der 
Gesellschaft geht Niklas Luhmann 
( 1 927 -1 998) von "Gesellschaft" als höch­
ster Ebene des Gesamtzusammen­
hangs aller Kommunikation aus, auf wel­
cher durch Evolution der Rahmen für die 
einzelnen Teilsysteme festgelegt wird. 
Auf der nächstfolgenden Ebene unter­
scheidet Luhmann für die moderne Ge­
sellschaft, die sich von Europa ausge­
hend in der Neuzeit herausgebildet hat, 
die sogenannten "Funktionssysteme": 
das politische System, die Systeme 
Wissenschaft, Recht, Religion , Familie, 
Erziehung, Massenmedien . . .  und - last 
but not least- Wirtschaft. 

Wie die anderen Funktionssysteme 
ist Wirtschaft dabei zu sehen als "auto­
poietisches System", das durch eine be­
stimmte Form von Operationen fortge­
setzt generiert wird, nämlich Zahlungen 
in Geld, die sich ausschließlich aus sich 
selbst heraus fortsetzen und so den Be­
stand des Systems bewirken . Die Analo­
gie dazu ist der Kernsatz der Biologie 
"cellula ex cellula", wobei der Begriff der 
Autopoiesis der Biologie entnommen ist. 
Wie die anderen Funktionssysteme ope­
riert das System Wirtschaft nach einer 
ihm eigenen Funktionslogik, dabei aber 
nicht isoliert, sondern im Rahmen von 
Gesellschaft, wobei die anderen Funkti­
onssystem für das System Wirtschaft 
"Umwelt" darstellen. Jedes Funktionssy­
stem empfängt Einwirkungen der ande­
ren Funktionssysteme, mehr oder weni­
ger starke "I rritationen", auf welche das 
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jeweil ige Funktionssystem nur mit den 
ihm eigenen Operationen reagieren (oder 
nicht reagieren) kann, ohne di rekt in ein 
anderes Funktionssystem eingreifen zu 
können. Die wechselseitigen Einwirkun­
gen treiben den Prozeß der gesamtge­
sel lschaftlichen Evolution, den wir aber 
nur jeweils aus der Perspektive eines 
Teilsystems beobachten können. "Wis­
senschaftlich" geschieht dies durch das 
Teilsystem Wissenschaft, das jedoch 
den Beschränkungen eines Teilsystems 
unterliegt und nicht den Anspruch erhe­
ben kann,  eine objektive Beobachtungs­
instanz der Gesamtgesellschaft zu sein. 

ln der ihm gegebenen, fast unglaublich 
anmutenden Produktivität und Kreativität 
hat Niklas Luhmann neben einer Vielzahl 
von Einzelstudien und Werken, die sich 
mit methodischen und erkenntnistheore­
tischen Aspekten seiner Theorie be­
schäftigen, auch Gesamtdarstellungen 
für die von ihm identifizierten Funktions­
systeme1 und schließlich auch für die 
Gesellschaft selbst2 verfaßt und damit 
einen beachtlichen Teil der Ausarbeitung 
seines Forschungsprogramms, für das 
ein höher gesteckter Anspruch kaum 
denkbar erscheint, selbst bewältigt und/ 
oder wesentliche Anregungen für die 
weitere Ausarbeitung gegeben. Dabei 
fällt auf, daß jener Band, welcher dem 
Funktionssystem Wirtschaft gewidmet 
ist,J im Vergleich zu Luhmanns anderen 
Werken dieser Art eine weniger syste­
matische Anlage aufweist, indem dort 
die Behandlung einzelner Teilaspekte 
des Systems nicht so stark aufeinander 
abgestimmt ist. 

Die Autoren des Bandes "System­
theorie für Wirtschaft und Unternehmen" 
haben es unternommen, einzelne Teilas­
pekte des Funktionssystems Wirtschaft 
im Sinne des Luhmann'schen Ansatzes 
auszuarbeiten. Gunther Teubner geht in 
seinem Beitrag "Eigensinnige Produkti­
onsregimes: Zur Ko-Evolution von Wirt­
schaft und Recht in den varieties of capi­
talism" der Frage nach, wieso sich trotz 
zunehmender internationaler Wirt-
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Schaftsverflechtung ("Giobalisierung") die 
Produktionsregimes der einzelnen Län­
der bzw. Wirtschaftsblöcke nicht stärker 
einander annähern, sondern im Gegen­
teil hier manche Tendenz zur Divergenz 
offenkundig wird. Unter "Produktionsre­
gime" werden dabei Formen der Unter­
nehmensorganisation sowie deren recht­
licher Operationsrahmen verstanden. 
Teubners Hauptaussage ist, daß Produk­
tionsregimes für sich nicht als System 
gesehen werden dürfen ,  sondern viel­
mehr als eine Art Ensemble von Schnitt­
punkten zwischen den Systemen Wirt­
schaft, Recht und Politik. ln Luh­
mann'scher Terminologie spricht man 
hier von "strukturellen Kopplungen" - ge­
meint sind Korrespondenzpunkte in den 
Strukturen verschiedener Funktionssy­
steme, über welche die Einwirkungen 
aus anderen und in andere Systeme lau­
fen,  auf die jedes System nur mit den 
ihm eigenen Operationen reagiert. Am 
Beispiel der Einführung der aus Japan 
kommenden just in time-Methode wird 
gezeigt, wie die Rechtssysteme der 
USA und Deutschlands stark unter­
schiedlich einzelne Konfl iktpotentiale 
des neuen Verfahrens behandeln. Dabei 
hält Teubner die stärker auf verbandli­
cher ex-ante-Normierung aufbauende 
deutsche Lösung nicht für antiquiert, 
sondern für die unter dem Gesichtspunkt 
der Transaktionskosten für die mögli­
cherweise bessere Lösung. 

Rudolf Stichwehs Beitrag "Giobalisie­
rung von Wirtschaft und Wissenschaft: 
Produktion und Transfer wissenschaftli­
chen Wissens in zwei Funktionssyste­
men der modernen Gesellschaft" nimmt 
den Gegensatz zum Ausgangspunkt 
seiner Untersuchung, daß universitäre 
Forschung sich heute weitgehend in ei­
nem wahrhaft internationalen Kontext in 
über Netzwerke laufender Arbeitsteilung 
vollzieht, während die Forschung multi­
nationaler Unternehmungen weitaus 
überwiegend am Standort der Mutterge­
sellschaft konzentriert ist. Dies wird da­
mit erklärt, daß in der Konzernforschung 
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die möglichst exklusive Anwendbarkeit 
der Ergebnisse und die Ausrichtung der 
Programme an den zentralen Konzern­
strategien die wesentlichen Anforderun­
gen bilden und dies auch in absehbarer 
Zukunft am besten durch die Lokalisie­
rung im unmittelbaren Umkreis der Zen­
trale zu gewährleisten sein wird. 

Weniger klar erscheint dem Rezen­
senten die Zielsetzung anderer Beiträge. 
M. Hutter ("Wie der Überfluß flüssig wur­
de") dürfte nur Luhmann'sche Erkennt­
nisse "neu" erfunden haben. V.Tacke 
möchte die Kompatibil ität der Neuen ln­
stitutionenökonomie Wil liamsons mit ei­
nem anderen institutionenökonomi­
schen Ansatz mit Hi lfe der Systemtheo­
rie herausarbeiten, kann aber ihr Anlie­
gen nicht hinreichend verständlich ma­
chen und bleibt ebenso weitgehend in 
Theorie-immanenter Scholastik verfan­
gen wie der Beitrag von G. Walger und F. 
Schencking über "Dienstleistungen und 
ihre Beschreibung", welcher Dienstlei­
stungen als von Sachgütern wesentlich 
verschieden und daher mit der Produkti­
onstheorie nicht zulänglich beschreibbar 
darstellt. 

Fundamentale Fragen berührt D. Bor­
gers Aufsatz "Der Sinn des Rechnungs­
wesens". Anhand von Fragen der Bilan­
zierungstechnik wird deutl ich, daß ein 
Unternehmen nicht primär aus Produkti­
onsanlagen und Organisationsstrukturen 
besteht, sondern vielmehr als Produkt 
spezifischer Kommunikation.  Dafür ha­
ben die Wirtschaftswissenschaften bis­
her wenig Verständnis entwickelt, und 
ein Aufgreifen der Fragestellungen Bor­
gers könnte interessante Resultate brin­
gen. - Weitere Beiträge sind nicht- oder 
peripher ökonomischen Themenberei­
chen gewidmet. 

Am stärksten unmittelbar realitätsbe­
zogen ist der Beitrag von Rudolf Wimmer 

"Wider den Veränderungsoptimismus: 
Zu den Möglichkeiten und Grenzen einer 
radikalen Transformation von Organisa­
tionen". Der Beitrag beschäftigt sich mit 
der häufigen Erfolglosigkeit von nach 
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gängigen Unternehmensberatungsre­
zepten vorgenommenen radikalen Reor­
ganisationsmaßnahmen zur Kostensen­
kung, die vor allem mittel- und längerfri­
stig durch die Zerstörung kommunikati­
ver Strukturen ihre Ziele oft nicht errei­
chen. Wimmer plädiert statt dessen für 
einen approach, der bei allgemeiner de­
finierten Zielsetzungen für die Verände­
rung die einzelnen Schritte mit den Be­
teil igten aus der Organisation heraus in 
einem weitgehend offenen Prozeß ent­
wickelt. Wimmers interessanter Beitrag 
wirft allerdings die Frage auf, wie weit 
seine Überlegungen und Erkenntnisse 
dem systemtheoretischen Ansatz Luh­
manns entspringen. 

ln welcher Hinsicht darf man aus der 
Sicht der Nationalökonomie vom system­
theoretischen Ansatz Niklas Luhmanns 
neue, interessante Erkenntnisse erwar­
ten? Zunächst für konkrete einzelne Fra­
gestellungen, welche sich aus der Inter­
aktion des Funktionssystems Wirt­
schaft mit anderen Funktionssystemen 
ergeben. Systemtheoretische Soziolo­
gen zeigen ein starkes Interesse für die 
Neue Institutionenökonomie (NIÖ) und 
ihren Transaktionskostenansatz. Sie kri­
tisieren dabei - wohl mit Recht - daß die 
NIÖ postu liert, daß der Wettbewerb 
mehr oder weniger direkt zu rechtl ich-in­
stitutionellen Arrangements führt, wel­
che die Kosten minimieren, weil dabei 
die Eigenständigkeit und Eigensinnig­
keit des Funktionssystems Recht unter­
schätzt und ein direkter Eingriff des 
Funktionssystems Wirtschaft in das 
Funktionssystem Recht angenommen 
wird. - Der systemtheoretische Ansatz 
dürfte auch seine Meriten gegenüber 
dem Ansatz eines Gary Becker haben, 
der die Famil ie aus dem Nutzenkalkül 
der Ökonomie heraus erklären will . 

Die Systemtheorie als Theorie der 
langfristigen gesellschaftlichen Evolution 
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weist interessante Berührungspunkte 
zur Evolutionstheorie F. A. Hayeks auf. 
Hayeks Evolution zur "extended order of 
human cooperation"4 und Luhmanns 
Evolution zur modernen globalen Gesell­
schaft der Funktionssysteme haben ge­
meinsam, daß ein ursprünglich vorhan­
denes Zentrum des Systems im Lauf der 
säkularen Evolution verschwindet und ei­
ner Gesellschaft ohne Zentrum Platz 
macht, in welcher die Funktionssysteme 
ähnlich "dezentral" interagieren wie die 
Akteure in einem Marktsystem. Freilich 
hat der Konkurrenzmechanismus auf 
den einzelnen Systemebenen sehr unter­
schiedliche Zeithorizonte. ln den Fragen 
der langfristigen Entwicklungsperspekti­
ven des Funktionssystems Wirtschaft 
und seiner Subsysteme dürfte die Luh­
mannsche Systemtheorien noch ein gro­
ßes Potential für interdisziplinäre Unter­
suchungen bieten. 

Günther Chaloupek 

Anmerkungen 

1 Zuletzt in posthum veröffentlichten Wer­
ken über die Systeme Politik (Luhmann 
2000a) und Religion (Luhmann 2000b}. 

2 Luhmann (1 997). 
3 Luhmann (1 988). 
4 Hayek ( 1 988). 
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Theoretische Fundamente der 
Wirtschaftswissenschaft 

Rezension von: Richard Stum, 
Individualismus und Ökonomik -

Modelle, Grenzen, ideengeschichtliche 
Rückblenden, Metropolis, Marburg 1997, 

398 Seiten, öS 569,-. 

Wie keine andere Sozialwissenschaft 
hat die Wirtschaftswissenschaft ein kla­
res theoretisches Fundament: methodo­
logischer lndividualism.�s und rationales 
Handeln .  Wo immer Okonomie unter­
richtet wird, Theorien, die diesem Kanon 
verpflichtet sind, bilden ein wesentliches 
Element der Ausbildung. Es handelt sich 
um eine weltweit vorhandene cultural 
identityeiner Profession. Weder die So­
ziologie noch die Politikwissenschaft 
oder die Anthropologie haben ähnliches 
zu bieten. Das macht die Ökonomen 
selbstbewußt, manchmal auch eingebil­
det: Sie grasen mit ihren Met�_oden des 
öfteren in fremden Feldern - Okonomie 
der Familie, des Blutspendens, ökono­
mische Analyse des Wahlv�rhaltens 
und vieles mehr. Der Liebe der Okonomie 
zur Analyse individuell rationalen Verhal­
tens entgeht kein gesellschaftliches 
Phänomen. 

Vertreter anderer Sozialwissenschaf­
ten beklagen das als Imperialismus der 
Ökonomie und äußern einen Ideologie­
verdacht: Was vorgeblich als wertfreie 
Wissenschaft auftritt, dient der Beförde­
rung der von der theoretischen Ökono­
mie beschriebenen gesellschaftl ichen 
Strukturen als positive Werte: Nutzen­
maximierung, Gewinnorientierung, Indivi­
dualismus, Minimierung der Bedeutung 
organisierter politischer Strukturen. Die 
Ökonomie übersehe die Komplexität der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit. Richard 
Sturn erwähnt diese Kritiken in seinem 
Buch, weist sie aber zurück, da sie die 
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theorieimmanenten Probleme der Wirt­
schaftstheorie nicht behandeln können. 
Diese sind aber Gegenstand seines Bu­
ches. 

Sturn unterscheidet drei Ebenen der 
Wirtschaftstheorie: eine technische 
Ebene, die des wirtschaftspolitischen 
Fachdiskurses und " . . .  die Ebene von Re­
flexion, Kritik und des Einflusses auf 
Weltbilder und Wirtschaftsstile". Letzte­
rer Aspekt ist für Sturn primär von Inter­
esse: die Ökonomie als "grandioses 
theoretisches System". Kann die Wirt­
schaftstheorie beanspruchen , eine 
Theorie der Gesellschaft im emphati­
schen Sinn des Wortes zu liefern? Näm­
lich zu verstehen, wie es denn möglich 
ist, daß ohne zentrale Planung und Len­
kung eine Gesellschaft, in der einzelne 
Personen vor allem ihre privaten Interes­
sen verfolgen, bestehen kann. Schließ­
lich ist es dieser Aspekt der Wirt­
schaftstheorie, der beansprucht, nicht 
nur technisches Wissen im engeren 
Sinn - z.B. um wie viel steigen die Steu­
ereinnahmen, wenn ein Steuersatz um x 
Prozent erhöht wird -, sondern auch 
Grundlage für die Diskussion fundamen­
taler politischer Fragen zu sein: Unter 
welchen Voraussetzungen liefert eine 
reine Marktwirtschaft ein optimales Er­
gebnis? Und wenn diese Bedingungen 
nicht erfüllt sind, können Regulierungen 
und institutionelle Reformen das Ergeb­
nis verbessern? 

Wie bekannt, sind die Aussagen von 
Ökonomen sehr unterschiedlich. Für fast 
alle politischen Positionen gibt es gut 
begründete Argumentationen im Rah­
men der ökonomischen Theorie. Es gibt 
offensichtlich keine eindeutigen Antwor­
ten im Rahmen der Theorie. Sturn be­
zeichnet das als lndeterminiertheit der 
Wirtschaftstheorie. Sie kann genau in je­
nen Bereichen keine eindeutigen Aussa­
gen treffen ,  für die sie immer gesucht 
werden. Während die Kritik aus den an­
deren Sozialwissenschaften an der Wirt­
schaftstheorie beklagt, daß diese zu 
eindeutigen Ergebnissen führt, diese 
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aber nicht mit den Befunden der anderen 
Wissenschaft in Übereinstimmung ge­
bracht werden können, betont der Autor 
den genau entgegengesetzten Befund: 
Es gibt keine eindeutigen Ergebnisse. 

Diese lndeterminiertheit wird von Sturn 
in erster Linie auf die Konzeptualisierung 
des Individuums im Rahmen der ökono­
mischen Theorie zurückgeführt. Übli­
cherweise wird angenommen, dass Per­
sonen mit Präferenzen und einem Vermö­
gen ausgestattet sind. Diese beide be­
stimmen die Überschußnachfrage der 
Personen auf allen Märkten. Die Wohl­
fahrtsaussagen der Wirtschaftstheorie 
beziehen sich auf jeweils gegebene Prä­
ferenzen und Anfangsausstattungen. 
Was ist aber, wenn die Präferenzen und 
Anfangsausstattung nicht etwas Gege­
benes sind? Es geht dabei nicht um die 
Feststellung, daß Menschen psycholo­
gisch komplexe Wesen oder daß Präfe­
renzen sozial determiniert seien. Die 
ökonomische Theorie selbst macht die 
Anfangsausstattung - nämlich das Ar­
beitsvermögen - und die Präferenzen 
zum Gegenstand der Analyse. Wieviel 
Arbeitsvermögen eine Person hat, wird 
als Resultat eines optimierenden Kal­
küls gelesen und ist nicht einfach vorge­
geben. Auch Präferenzen können erwor­
ben werden. Manche Aussagen der 
Theorie - etwa die Wohlfahrtstheoreme ­
können sich daher nicht auf eine Situati­
on mit gegebenen Präferenzen und An­
fangsausstattungen beziehen. Es ist da­
her nicht möglich mit Hi lfe des theoreti­
schen Instrumentariums, gehaltvolle 
Aussagen aus den sehr kargen - Sturn 
verwendet das Wort 'sparsamen' - An­
nahmen zu gewinnen. 

Sturn bezeichnet, unter Verwendung 
eines Ausdrucks von A. Sen, diese Form 
der Konzeptualisierung des Individuums 
als Anbindung an eine externe Referenz. 
Für jede soziale Theorie gibt es Aspekte 
menschlichen Handelns, die man nicht 
aus dieser Theorie selbst deduzieren 
kann.  Sie müssen vorausgesetzt wer­
den. Für die Wirtschaftstheorie sind das 
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die Ideen von der Zweck-Mittel-Rationali­
tät und der Nutzenmaximierung. Das ist 
natürlich sehr karg und entspricht dem 
Bemühen, die ganze soziale Welt mit 
Hi lfe letzter Prinzipien zu erklären. Das 
ergibt ein schönes Konstrukt, erzeugt 
aber genau jene lndeterminiertheit, die 
zu den fast beliebigen positiven Ergeb­
nissen der Wirtschaftstheorie führt. 

Daß dies nicht nur empirisch unbefrie­
digend ist, sondern auch zu theoreti­
schen Problemen führt, wird zunächst 
am Coase-Theorem gezeigt. Gemäß 
diesem Theorem ist die Allokation von 
Ressourcen unabhängig von jeglicher in­
stitutioneller Regelung, sofern es keine 
Kosten für Verhandlungen gibt. Das Ar­
gument dafür ist, daß die Akteure durch 
Verhandlungen jegliche Regelung unter­
laufen können. Die empirische Relevanz 
dieses Theorems scheint nur an der 
Höhe der Kosten von Verhandlungen zu 
liegen. Sturn argumentiert nun, daß dies 
im Widerspruch zu einem anderen Po­
stulat der Wirtschaftstheorie steht -
nämlich der von der Bedeutung des Pri­
vateigentums. Wenn nämlich jederzeit 
über alles beliebig verhandelt werden 
kann und diese Verhandlungen keine 
Kosten verursachen, dann stehen die Ei­
gentums rechte selbst zur Disposition. 
Damit fehlte aber das Fundament, von 
dem aus die betei l igten Individuen ver­
handeln könnten. 

ln einem weiteren Kapitel wird die Ana­
lyse der Produktion in der ökonomi­
schen Theorie behandelt. Diese wird im 
allgemeinen in Form einer Produktions­
funktion mit klar definierten Inputs und 
ebenso klar definierten Outputs darge­
stellt. Produktion ist ein technischer und 
kein sozialer Prozeß. Die eigentliche 
Theorie der Produktion wäre Technologie 
und nicht Ökonomie. Das Problem ist 
aber, daß in der Produktion Menschen 
als handelnde Akteure involviert sind, die 
aber, anders als in der Theorie des Tau­
sches, als Werkzeuge ohne Bewußt­
sein dargestellt werden. Gewiß, die mo­
derne Theorie trägt den Eigeninteressen 
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der Beschäftigten in manchen Facetten 
der Theorie Rechnung - z. B. der Theorie 
der Effizienzlöhne, den principal-agent­
Modellen. Aber schon die Frage, ob die 
Unternehmen die Arbeiter anstellen oder 
die Arbeiter den Unternehmer, kann in 
dieser Theorie nicht gestellt werden. So 
wird etwa im Rahmen der Virginia-Schu­
le (Tullock, Cheung) argumentiert, daß 
die Arbeiter den Unternehmer beschäfti­
gen, damit er sie zum Arbeiten anhält 
und ihnen dadurch einen Lohn sichert. 
Damit würden aber funktionalistische Er­
klärungen verwendet werden, was die am 
methodelogischen Individualismus orien­
tierte Wirtschaftstheorie vermeiden wil l .  

Ein weiteres Kapitel ist dem Konzept 
sozialer Produktivkräfte gewidmet. Die­
ses der Marx'schen Ökonomie entlehn­
te Konzept ist der modernen Wirt­
schaftstheorie fremd. Die Schwierigkeit 
für die Theorie ist, daß der Idee von so­
zialen Produktivkräften eine holistische 
Struktur der Theorie zugrunde zu liegen 
scheint. Im Marxismus wurde das sicher 
auch oft so gesehen - für eine Theorie, 
die individuelles Handeln als Basis für 
ihre Analyse nimmt,  ein Anathema. 
Auch hierbei steht die soziale Struktur 
der Gesellschaft zur Diskussion. Sturn 
argumentiert, daß es dabei um die An­
eignung nicht-rivalisierender Produkti­
onsvoraussetzungen geht. Was auf der 
Ebene neoklassischer Mikroökonomie 
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als Opportunitätskosten behandelt wird, 
kann als sozialer Zusammenhang gese­
hen werden. 

Jedes Kapitel beinhaltet sehr ausführ­
liche Diskussionen mancher Aspekte äl­
terer Autoren, die für die Herausbildung 
der Wirtschaftstheorie sehr wichtig wa­
ren, dabei aber auf eine allgemeine Ge­
sellschaftstheorie zielten: Hobbes, Lok­
ke, Smith , dem ein eigenes Kapitel ge­
widmet ist, und Marx. Diese Diskussion 
ist originell und zeigt eine große Vertraut­
heit mit den Autoren. Kritisch anzumer­
ken ist, daß manche Urteile etwas sum­
marisch sind oder zumindest nicht wirk­
l ich begründet werden . Sie sind häufig 
auch nur für den Kenner dieser Autoren 
wirklich verständlich. 

Das Buch ist kritisch gegenüber der 
Neoklassik. Es lehnt sie aber nicht ab. 
Es ist kein Aufruf, endl ich die bessere 
Theorie zu machen, die so weit verbreitet 
ist in kritischen Darstellungen. Es ist 
eine kritische Reflexion der Wirtschafts­
theorie, in der die Grenzen dessen, was 
mit Hi lfe der Wirtschaftstheorie gesagt 
werden kann, dargelegt wird. Das Buch 
wird hoffentlich dazu beitragen , die oft 
unkundige Kritik von außen an der Wirt­
schaftstheorie, aber auch deren oft arro­
ganten Anspruch, alles erklären zu kön­
nen, zu reduzieren. 

Peter Rosner 
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Öffentliche Schulden: eine 
finanzwissenschaftliche 

Perspektive 

Rezension von: Alessandro Missale, 
Public Debt Management, Oxford 

University Press 1999, 309 Seiten, f 40,-. 

Die öffentlichen Schulden sind nicht 
nur seit der Diskussion um die Maas­
trichtkriterien an prominenter Stelle in 
der wirtschaftspolitischen Diskussion. 
Im wesentl ichen werden dabei aber zum 
einen die schiere Höhe und zum anderen 
die budgetäre Beschränkungen aufgrund 
der Zinsbelastung diskutiert. Die Struk­
tur der Schuld selbst und die Frage nach 
einer "optimalen" Finanzierungspolitik 
sind dabei eher nachrangige Themen. 
Alessandro Missale widmet sich dan­
kenswerterweise in der vorliegenden Pu­
blikation diesen Themen und stellt prinzi­
piell die richtige Frage, nämlich wo sich 
der Staat im Trade offvon Risiko und Ko­
sten in seinem Schuldenmanagement 
positionieren sol l .  

Die Diskussion um das Debt Manage­
ment ist im wesentlichen bestimmt 
durch den Betrachtungswinkel des Be­
obachters. Soll der Debt Managerseine 
Gestionierung im Bilanzzusammenhang 
sehen und damit die Zinszahlungen den 
Steuereingängen gegenüberstellen oder 
soll er eine rein passivseitige Orientie­
rung haben und damit nur an der Mini­
mierung der Zinszahlungen interessiert 
sein? Diese Frage hat wichtige lmplika­
tionen sowohl für das Risiko- und Ko­
stenprofil - und damit die Konstruktion 
der Benchmark- als auch für die Orga­
nisation der Verwaltungseinheit und die 
Abstimmungsmechanismen zwischen 
den Entscheidungsträgern. 

Zu Beginn erfolgt die bekannte wohl­
fahrtstheoretische Abhandlung, ob Debt 
Managementvon Relevanz ist. Missale 
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bearbeitet diesen Teil in einer deskripti­
ven Weise und schließt, daß das Ricar­
dianische Äquivalenztheorem auch in 
bezug auf die Struktur der Schulden nicht 
gültig ist, weil eine Reihe von Annahmen 
(etwa imperfekte und inkomplette Märk­
te) in der Realität nicht vorl iegen. Zudem 
sind intergensrationale Verteilungseffek­
te zu erwarten,  weil die Entscheidungen 
über die Struktur des Schuldenporte­
feuilles die Kosten der Zukunft beeinflus­
sen und damit auch die zukünftige (fiska­
l ische) Belastung der Steuerzahler. ln  
diesem Zusammenhang sei seitens des 
Rezensenten darauf hingewiesen, daß 
eine stärkere Berücksichtigung von Bar­
werteffekten (gegenwärtiger Wert von 
zukünftigen Cash Flows) diesen interge­
nerationalen Effekt des Debt Manage­
ments stärker - als die gegenwärtig ge­
läufige kameralistische Betrachtung 
zum Nominalwert - herausstreichen 
würde. 

Neben der traditionellen Frage, welche 
lmplikationen das Debt Managementfür 
das (zukünftige) Steuersystem, die Mög­
lichkeiten der Risikodiversifikation auf­
grund des Angebotes an Staatstiteln und 
als Faktor für die Markteffizienz haben, 
stellt Missale auch wohlfahrtstheoreti­
sche Ansätze zur Diskussion und erör­
tert damit Kosten und Risiko des Debt 
Managements hinsichtlich folgender 
Aspekte: Zum einen sollte der Staat In­
strumente emittieren, die das (Einkom­
mens-) Risiko für den Anleger verringern. 
Dies würde dann geschehen, wenn die 
Zinszahlung negativ mit dem Output kor­
reliert. Seitens des Rezensenten sei 
wiederum bemerkt, daß seitens der An­
leger natürlich auch das in Staatstiteln 
veranlagte Vermögen hinreichend groß 
sein muß, damit die Zinszahlungen eine 
entsprechende Kompensation zu 
Schwankungen im Arbeitseinkommen 
darstellen können. Noch weiter entfernt 
von der unmittelbaren Erlebnisweit eines 
realen Schuldenmanagers ist die Dis­
kussion um lntergenerationenmodelle, 
bei denen nicht die Indexierung der Zins-
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zahlungen, sondern die Laufzeit des 
Schuldtitels vorrangig ist. Hierbei wird 
eine Risikoteilung zwischen den Gene­
rationen durch eine möglichst langlauf­
ende Schuld erreicht. Beim Zweigenera­
tionenmodell spart eine Generation in ih­
rer ersten Lebensphase und verkauft in 
der zweiten Phase diese Titel an die jün­
gere Generation. Wenn bei der jungen 
Generation das Einkommen (und damit 
auch die Ersparnis) steigt, nimmt bei 
dieser Generation auch die Nachfrage 
nach Staatstiteln zu, wodurch die Preise 
dieser Titel steigen. Damit profitiert auch 
die alte Generation vom Konjunkturef­
fekt, der bezüglich des Arbeitseinkom­
mens vorerst nur die junge Generation 
begünstigt. 

Damit hätte - aus finanzwissenschaft­
licher Perspektive betrachtet - das idea­
le Schuldeninstrument eine Zinszah­
lungsstruktur, die positiv mit der Kon­
junktur korreliert und negativ mit den 
Staatsausgaben, weil damit das Budget­
risiko verringert werden könnte. Nach 
Missale würde die Einführung eines sol­
chen Instrumentes so kostspielig sein ,  
daß damit der positive Innovationseffekt 
übertroffen werden würde. Damit liegt die 
Vermutung nahe, daß eine (versuchs­
weise) optimale Schuldenfinanzierung 
doch eher mit den konventionellen Fi­
nanzinstrumenten erreicht wird. Zudem 
rückt auch die klassische Sichtweise ei­
nes Finanzmanagers in den Vorder­
grund. Mit dieser Erkenntnis beendet der 
Autor auch den wohlfahrtsorientierten 
Teil und schließt mit einem internationa­
len Vergleich von Schuldenstrukturen in 
OECD-Ländern an , auf die der Rezen­
sent aus Platzgründen nicht weiter ein­
gehen möchte. 

Neben den finanzwissenschaftliehen 
Aspekten des Debt Managements sind 
auch portfolioorientierte Ansätze zu be­
rücksichtigen,  womit sich die Frage 
nach den erwarteten Risken und Kosten 
der Schuldenbedienung aus finanzwirt­
schaftl icher Perspektive stellt. Kosten­
minimierung unter Beachtung von Risi-
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kaparamatern ist auch bei den meisten 
Schuldenverwaltern der OECD-Länder 
als gängige Zielformulierung zu finden. 

Wie bei vielen finanzwirtschaftliehen 
Überlegungen ist auch hier Risiko in ei­
nem Trade oft zu den Kosten zu betrach­
ten.  Es läßt sich bekanntermaßen nicht 
beides gleichzeitig min imieren. Aus 
Sicht des Schuldners sollte die Schuld 
bzw. deren Verzinsung eine positive In­
dexierung an den Output und eine nega­
tive an die Staatsausgaben haben. Da­
mit kann das Risiko, daß wegen höherer 
Zinszahlungen Steuern anzuheben sind, 
verringert werden. Auf den aktuellen Fi­
nanzmärkten sind solche Instrumente 
jedoch nicht anzutreffen. Teilweise kann 
diese Funktion durch (inflations-) inde­
xierte Instrumente übernommen werden, 
wo der reale Zinssatz bei der Emission 
festgelegt wird und die nominelle Zah­
lung noch eine lnflationsabgeltung bee­
inhaltet. Eine variable Position, die mehr 
oder weniger gut an die staatliche Ein­
kommenssituation gebunden ist, weil bei 
steigender Inflation nicht nur die (nomi­
nellen) Zinszahlungen, sondern auch die 
(nominellen) Steuereinnahmen steigen, 
ist im Gesamtbilanzzusammenhang -
aus Risikogründen - natürlich zu begrü­
ßen. ln der Realität zeigt sich seitens 
des Debt Managements jedoch eine vor­
rangige Konzentration auf die Kosten der 
Passivseite, deren Minimierung ange­
strebt wird. Ein Ansteigen der Zinszah­
lungen gilt per se als negativ, auch wenn 
diese mit einem Ansteigen der Steuer­
zahlungen verbunden sein können. Ein 
rein passivseitig orientierter Schu lden­
manager erhöht eher in einer Phase von 
erwarteten Zinssenkungen die variabel 
verzinste Position und wird in einer Pha­
se von erwarteten Zinserhöhungen eher 
nominell fixierte Positionen emittieren. 
Dennoch haben in den letzten Jahren ei­
nige Staaten (etwa UK, USA oder 
Schweden) beachtliche Volumina an in­
flationsangepaßten Anleihen begeben. 

Missale analysiert klassischerweise 
das Risiko im staatlichen Bilanzzusam-
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menhang, was jedoch nicht der Realität 
des tatsächl ichen Schu ldenmanage­
ments entspricht und kostenseitig auch 
suboptimale Ergebnisse liefern kann.  Die 
Diskussion um die Kosten wird im an­
schließenden Kapitel geführt. 

Die Kostenminimierung umfaßt zwei 
Ansätze, die sich auch im tatsächlichen 
Schuldenmanagement wiederfinden. 
Zum einen ist von kleineren Schuldnern 
auf den internationalen Finanzmärkten 
eine sog. Liquiditätsprämie zu bezahlen, 
weil der Investor bei einer illiquiden Anlei­
he mit einem größeren (Kurs-) Risiko 
konfrontiert ist. Beispielsweise muß die 
Republ ik Österreich bei zehnjährigen 
Anleihen derzeit rund 0,3% höhere Ren­
diten bieten als die Bundesrepublik 
Deutschland für ihre Anleihen bezahlt. 
Die wesentliche Ursache für dieses Ren­
ditedifferential dürfte tatsächlich in der 
höheren Liquidität von deutschen Bun­
desanleihen liegen. Dieser Kostenfaktor 
kann verringert werden, wenn der Emit­
tent höhere ausstehende Volumina pro 
Anleihe anbietet. 

Der zweite Kostenbestandteil betrifft 
nicht die Emissionskosten, sondern die 
Gesamtverzinsung im Portefeui l le, die 
durch die Wahl der Laufzeit, der Zinskon­
dition und der Währung bestimmt wird. 
Dabei kann durch den Einsatz von deri­
vativen Instrumenten die Struktur des 
Portefeuilles geändert werden, ohne daß 
die Charakteristika der ursprünglich 
emittierten Finanzierungsinstrumente 
davon tangiert werden. Es stellt sich in 
diesem Zusammenhang natürlich die 
Frage, ob ein aktiver Portefeuil lemana­
ger, der das Risiko im Hinblick auf Zins­
und Wechselkurserwartungen steuert, 
tatsächlich besser als die restlichen 
Marktteilnehmer wirtschaften kann. Mis­
sales Glaube, daß staatliche Manager 
über bessere Informationskanäle und 
somit quasi über Insiderinformationen 
verfügen, ist aus der Sicht eines Prakti­
kers jedoch stark zu bezweifeln .  Miss­
ale thematisiert auch nochmals eine 
strategische wirtschaftspolitische Kam-
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ponente, weil die Emission von preisinde­
xierten Wertpapieren eine Aussage über 
die Inflationserwartung des Staates na­
helegen kann.  Da bei einem Anstieg der 
Inflation auch die Zinszahlungen steigen, 
muß der Staat an niedriger Inflation inter­
essiert sein, wenn er diese indexierten 
Papiere emittiert. Daneben können aber 
auch reine Risikoüberlegungen zu der 
Wahl eines solchen Instrumentes füh­
ren. Zudem kann die institutionelle Tren­
nung von Geld- und Fiskalpolitik und die 
Unabhängigkeit von Notenbanken zu ei­
ner starken Trennung des wirtschaftspo­
l itischen Zielkataloges führen; auch im 
aktuellen europäischen Kontext scheint 
diese Argumentation in Anbetracht des 
institutionellen Ungleichgewichtes von 
zentralisierter Geldpolitik und dezentrali­
sierter Fiskalpolitik nur sehr einge­
schränkt anwendbar. Nach Ansicht des 
Rezensenten führt dieser Ansatz auch 
zu einer Mißinterpretation: Missale argu­
mentiert, daß eine Reihe von hochver­
schuldeten OECD-Staaten ihre Duration 
im Schuldenportefeuil le durch die ver­
mehrte Emission von kurzlaufenden und 
variabel verzinsten Papieren verkürzt ha­
ben,  um damit die Glaubwürdigkeit ihrer 
anti-inflationären Haltung zu erhöhen. 
Diese Durationsverkürzung kann ihre Ur­
sache aber auch im Glauben der Schul­
denmanager haben, daß geldmarktver­
zinste Instrumente tendenziell günstiger 
sind und/oder daß bei fallenden Zinsen 
(siehe Italien seit Mitte der neunziger 
Jahre) variabel verzinste Positionen we­
sentlich geringere Zinszahlungen produ­
zieren als fix verzinste Papiere. Damit 
einher geht aber auch ein Anstieg des 
Zinszahlungsrisikos, welches die wirt­
schaftspolitischen Entscheidungsträger 
vielleicht nur in Unkenntnis des tatsäch­
lichen Ausmaßes in Kauf genommen 
haben. 

Zusammenfassend betrachtet, liefert 
M issale mit dieser Publikation einen in­
teressanten Einstieg in die Debatte, wie 
Debt Management im Hinblick auf wirt­
schaftspolitische Zielsetzungen zu ge-
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stalten ist. Leider beschränkt sich der 
Autor aber im wesentlichen auf Aspekte 
der finanzwissenschaftl iehen Seite und 
vernachlässigt die portefeuilleorientierten 
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bzw. finanzwirtschaftl iehen Aspekte, an 
denen sich das tatsächliche Debt Mana­
gement in den entwickelten Ländern ori­
entiert. 

Paul A. Kocher 
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Demokratie vs. Einheit 

Rezension von: Heinrich August Winkler, 
Der lange Weg nach Westen. Erster Band: 
Deutsche Geschichte vom Ende des Alten 
Reiches bis zum Untergang der Weimarer 

Republik, Verlag C.H. Beck, München 
2000, 652 Seiten, DM 78,-. 

Winklers ,Der lange Weg nach We­
sten' bildet die dritte große Interpretation 
der jüngeren deutschen Geschichte, die 
in den letzten zwei Jahrzehnten dieses 
Jahrhunderts vorgenommen bzw. begon­
nen worden ist. Thomas Nipperdeys 
dreibändige ,Deutsche Geschichte' 
( 1 983-1 992), eine alle Lebensbereiche 
erfassende Darstellung, beschränkt sich 
auf den Zeitraum 1 800-1 9 1 8. Der erste 
Band von Hans-Uirich Wehlers streng 
sozialhistorisch konzipierter ,Deutscher 
Gesellschaftsgeschichte' erschien im 
Jahre 1 987, der dritte und vorletzte Band 
im Jahre 1 995.1 Wehler befaßt sich da­
rin mit der Periode 1 700-1 949. Das vorlie­
gende Werk Winklers, Professor für 
Neueste Geschichte an der Humboldt­
Universität in Berlin, davor an der Freien 
Universität und in Freiburg, läßt sich 
wohl am besten als politisch orientierte 
"Problemgeschichte" (S. 1 )  kennzeich­
nen. Sie umfaßt das ,lange 1 9. Jahrhun­
dert' 1 789- 19 14  und das ,kurze 20. Jahr­
hundert' 1 91 4-1 990. 

Leitfragen 

Im Mittelpunkt von Winklers Darstel­
lung steht das Verhältnis von Demokra­
tie und Nation. Die Leitfragen sind dabei 
folgende: Wieso wurde Deutschland erst 
1 871 ein Nationalstaat und noch viel 
später, nämlich 1 91 8/1 9, eine Demokra­
tie? Welche Folgen hatte diese doppelte 
Verspätung gegenüber England und 
Frankreich? Wie kam es, daß die Wei-
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marer Republik zwar formal eine Demo­
kratie war, ein demokratischer Grund­
konsens aller wichtigen gesellschaftli­
chen Gruppen und Interessenvertretun­
gen aber fehlte und ein Großteil der so­
zialen Eliten antidemokratisch einge­
stellt war? Und letztlich: "Warum es zur 
Herrschaft Hitlers kam, ist immer noch 
die wichtigste Frage der deutschen Ge­
schichte des 1 9. und 20. Jahrhunderts, 
wenn nicht der deutschen Geschichte 
überhaupt." (S. 2) Das besondere Augen­
merk gilt dabei den Geschichtsdeutun­
gen, welche die Menschen bewegten 
und die in die politischen Entscheidun­
gen einflossen. 

Man könnte all diese Fragen zu einer 
einzigen , sehr vielschichtigen zusam­
menfassen: Gab es einen deutschen 
,Sonderweg' in die Moderne? Der Autor 
verspricht eine Antwort allerdings erst für 
das Ende des zweiten Bandes, der im 
Herbst 2000 erscheinen soll. 

Nationsbildung in Westeuropa 

Was die deutsche Geschichte von je­
ner der großen westeuropäischen Natio­
nen Frankreich und England vor allem 
unterscheidet, hat seinen Ursprung im 
Hochmittelalter. Entscheidende Bedeu­
tung kam der Niederlage des englischen 
Ritterheeres gegen seinen französi­
schen Widerpart bei Bouvines im Jahre 
1 2 1 4  zu. ln Frankreich stärkte dieser 
Sieg die Position des Königs und leitete 
einen Prozeß der nationalen Zentralisa­
tion ein, welcher zu Lasten des Einflus­
ses der bislang mächtigen Thronvasallen 
erfolgte. ln England hingegen mußte der 
geschwächte König in der Magna Char­
ta von 1 2 1 5  Adligen und Bürgern weitge­
hende Rechte und Freiheiten zugeste­
hen, womit die Grundlage für die Ent­
wicklung zum Verfassungsstaat gelegt 
war. 

Während sich somit in Frankreich und 
England im Hochmittelalter National­
staaten herauszubilden begannen, ent­
wickelte sich in Deutschland der moder-
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ne Staat auf einer niedrigeren Ebene, 
nämlich jener der fürstlichen Territorien. 
Aus der Krise des Reiches, welche 
durch den Investiturstreit ausgelöst wor­
den war, gingen die Fürsten als die 
eigentlichen Sieger hervor. 

Entsprechend den obigen Tendenzen 
erhielt der Begritt ,Nation' unterschiedli­
che Bedeutung: ln England und Frank­
reich ging die Nationsbildung von der je­
weiligen Monarchie aus, was dem Begriff 
einen Bezug auf den Staat gab. ln  
Deutschland war letzteres nicht möglich. 
Mit der Bezeichnung ,Römisches Reich 
deutscher Nation', die erstmals 1 486 in 
einem Reichsgesetz zur Verwendung 
gelangte, waren die ,deutschen Lande' 
als Teil des Reiches gemeint. Für den 
deutschen Begriff von Nation wurde man­
gels einer entsprechenden staatlichen 
Einheit die Sprache zum bestimmenden 
Gesichtspunkt. 

Nationalismus als politischer 

Glaube 

Von ,modernem Nationalismus' kann 
erst seit der Französischen Revolution 
gesprochen werden. Das Nationalbe­
wußtsein der Franzosen der Jahre nach 
1 789 war zum einen rein säkular, zum 
anderen war es sowohl Ausdruck wie In­
strument einer Mobilisierung der Massen. 
Der Nationalismus wurde selbst zu einer 
neuen Religion: "Der Loyalität gegenüber 
der Nation sollte ein höherer Rang zukom­
men als jeder anderen Bindung, und tat­
sächlich wurde die Nation für den nachre­
volutionären Menschen nach 1 789, was 
zuvor die Kirche gewesen war: verbindli­
che Sinngebungs- und Rechttertigungsin­
stanz." (S. 46f) Der neue Nationalismus 
der Franzosen war zudem demokratisch 
und republikanisch, beriet sich auf univer­
sale Menschheitsideen wie Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit. 

Der moderne deutsche Nationalismus 
entstand in Reaktion auf die Französi­
sche Revolution und die Eroberungskrie­
ge Napoleons, war anti-französisch. Die 
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deutschen Nationalisten des frühen 1 9. 
Jahrhunderts befürworteten innen- wie 
außenpolitisch radikale Veränderungen; 
im damaligen politischen Spektrum 
standen sie also l inks, waren Liberale 
oder Demokraten. Zwischen Einheit und 
Freiheit bestand für sie nicht nur kein 
Gegensatz; die Forderungen nach der 
Einigung Deutschlands und verbrieften 
Volksrechten, nach der Beseitigung der 
Vorrechte des Adels bi ldeten aus ihrer 
Sicht vielmehr die zwei Seiten einer Me­
daille. Daher war der frühe deutsche Na­
tionalismus auch ein Ausdruck bürgerli­
chen Emanzipationsstrebens. 

Im Gegensatz zum französischen Na­
tionalismus konnte sich der deutsche 
nicht an einer bestimmten politischen 
Ordnung ausrichten . Er beriet sich statt 
dessen auf vermeintlich objektive Fakto­
ren wie Volk, Sprache und Kultur. Der 
deutsche Nationsbegriff war mithin auf 
sich selbst bezogen und in hohem Gra­
de deterministisch. Der Menschheit hat­
ten die frühen deutschen Nationalisten 
"keine universalen Werte wie Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit anzubieten, 
sondern nur das Ansinnen, die Überle­
genheit des deutschen Geistes anzuer­
kennen und sich von Deutschland erlö­
sen zu lassen." (S. 67) Minderwertig­
keitsgefühle, die aus der territorialen Zer­
splitterung der Nation resultierten, und 
ein ausgeprägtes Sendungsbewußtsein 
gingen Hand in Hand. 

Auch nach 1 806 lebte die gemeinsa­
me Erinnerung an das Heilige Römische 
Reich deutscher Nation fort. Viele der 
Nationalisten hielten an der Reichsidee 
fest und glaubten an seine Wiederher­
stellung, beschworen alte deutsche Grö­
ße und Kaiserherrlichkeit 

Mit der Etablierung des Systems der 
Restauration in Deutschland in den Jah­
ren nach 1 81 5  wurde die Kluft zum ,We­
sten' größer als je zuvor: Die Rückstän­
digkeit war nun sowohl gegenüber Eng­
land als auch gegenüber Frankreich eine 
doppelte: im Hinblick auf die Einheit und 
auf die Freiheit. 
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War der deutsche Nationalismus bis 
zur Niederwerfung Napoleons vor allem 
eine Sache gebildeter Kreise gewesen, 
so begann er zwischen dem Wiener 
Kongreß und den berüchtigten Karlsba­
der Beschlüssen ( 1 8 1 9) auf weitere ge­
sel lschaftliche Kreise, vor allem auf 
Handwerker - Meister ebenso wie Ge­
sellen - überzugreifen und sich öffentlich 
zu organisieren. Der nationale Gedanke 
hatte zwar noch nicht die Massen hinter 
sich, aber er zeigte sich in der Folge be­
reits stark genug, der Unterdrückung 
durch die neo-absolutistischen Regimes 
zu trotzen. 

1848: ,Freiheit und Einheit' 

Die sog. ,Rheinkrise' des Jahres 1 840, 
welche Frankreich einerseits und die üb­
rigen vier europäischen Großmächte an­
dererseits an den Rand eines Krieges 
brachte, bedeutete für das deutsche Na­
tionalgefühl eine tiefe Zäsur. Erstmals er­
griff der gesamtdeutsche Nationalismus 
die breiten Massen, die Franzosenfeind­
schaft der Befreiungskriege lebte wieder 
auf. 

Die äußere Bedrohung belehrte den 
gemäßigten Liberalismus, daß die deut­
sche Frage vorrangig eine Machtfrage 
war, die sich nur im Zusammenwirken 
mit der Großmacht Preußen lösen las­
sen würde. Doch nicht nur national-, 
macht- und mil itärpolitische Überlegun­
gen sprachen aus der Sicht des liberalen 
Bürgertums für eine rasche Überwindung 
der Vielstaaterei ,  auch wirtschaftliche 
Gründe waren hierfür maßgebend. An­
gesichts des dichter werdenden Eisen­
bahnnetzes und der Entwicklung der 
Dampfschiffahrt erschien die staatliche 
Zersplitterung als Anachronismus. Ein 
deutscher Nationalstaat würde die Be­
lange der deutschen Wirtschaft viel bes­
ser unterstützen können als jeder Parti­
kularstaat Doch Preußen, ohne dessen 
aktive Mitwirkung die nationale Einigung 
nicht erreicht werden konnte, war kein 
Verfassungsstaat! Die Konstitutionalisie-
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rung und die Parlamentisierung des in­
dustriell am weitesten entwickelten 
deutschen Staates erlangten daher für 
die Liberalen Priorität. 

Politische Freiheit und nationale Ein­
heit bildeten den Kern des liberalen Pro­
gramms in der Vormärzzeit und ihre zen­
tralen Forderungen im März 1 848. Frei­
lich waren die gemäßigten Liberalen 
nicht über Nacht zu Revolutionären ge­
worden; sie standen vorübergehend an 
der Spitze einer breiten Protestbewe­
gung, deren verschiedene Flügel ganz 
unterschiedliche Ziele verfolgten.  Es wa­
ren stets nur Minderheiten, die den voll­
ständigen Bruch mit der Vergangenheit 
anstrebten. Die "Dialektik der deutschen 
Revolution von 1 848/49" (S. 1 27) bestand 
darin, daß der gemäßigte Liberalismus, 
der die Revolution nie gewollt hatte, in 
dem Maß nach rechts rückte, wie die 
Linke sich radikalisierte. Und zur Radika­
lisierung der Linken trug nichts so sehr 
bei wie der Argwohn, die Gemäßigten 
seien bereit, sich den alten Gewalten be­
dingungslos zu unterwerfen. 

ln den Diskussionen der deutschen 
Nationalversammlung in Frankfurt am 
Main traten die Konzepte und Ziele der 
Nationalisten deutlich zutage. Die typi­
schen ,Kleindeutschen' waren evange­
l isch, sie gehörten zu den gemäßigten 
Liberalen oder moderaten Konservativen, 
entstammten dem gebildeten oder besit­
zenden Bürgertum nördlich des Mains. 
Die Anhänger einer ,großdeutschen' Lö­
sung, einer Nationalstaatsgründung un­
ter Einschluß Österreichs, waren eine 
heterogenere Gruppe. Die Mehrheit der 
Katholiken und jene der Demokraten ge­
hörten der letzteren an. Die territorialen 
Vorstellungen der ,Großdeutschen' nah­
men auf das Selbstbestimmungsrecht 
von Tschechen, Slowenen etc. keine 
Rücksicht. Jenes Deutschland, das der 
Verfassungsausschuß definierte, schloß 
Böhmen und Mähren ebenso ein wie Tri­
est, Trient und Nordschleswig. Bereits 
der im Zeichen des Liberalismus stehen­
de deutsche Nationalismus der vierziger 
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Jahre trug somit durchaus aggressive 
Züge. Ein machtvolles, Mitteleuropa, ja 
den Kontinent dominierendes Deutsch­
land, diese Vorstellung fand im Bürger­
tum zunehmend Anklang. 

Gemessen an ihrem Doppelziel, Frei­
heit und Einheit Deutschlands, scheiter­
te die Revolution von 1 848/49. Ange­
sichts der vielfältigen Widerstände, ins­
besondere von seiten der beiden deut­
schen Großstaaten Preußen und Öster­
reich, erwies es sich als unmöglich, bei­
des zur gleichen Zeit zu verwirklichen. 
Weder wurde Deutschland ein freiheitli­
cher Nationalstaat, noch konnte sich der 
Liberalismus in den Einzelstaaten be­
haupten. Aber immerhin war Preußen 
seit Dezember 1 848 ein Verfassungs­
staat - unzweifelhaft ein wichtiger Erfolg 
des Liberalismus. Die oktroyierte Verfas­
sung verringerte den politischen Ab­
stand zwischen dem Hohenzollernstaat 
und den süddeutschen Staaten. 

Daß Liberale und Demokraten Einheit 
und Freiheit 1 848/49 nicht aus eigener 
Kraft zu verwirklichen vermochten, hatte 
langfristig allerdings verhängnisvolle Fol­
gen: Das politische Bewußtsein der 
Deutschen, so Winkler, "blieb obrigkeit­
lich verformf'. (S. 1 30) 

Einheit vor Freiheit 

Der Sieg von Königgrätz sicherte 
Preußen die Hegemonie in Deutschland 
und schloß eine ,großdeutsche' Lösung 
der deutschen Frage endgültig aus. 
Gleichzeitig kam das ,kleindeutsche' 
Konzept seiner Verwirklichung einen er­
heblichen Schritt näher. Die Mehrheit der 
Nationalbewegung erkannte die Notwen­
digkeit eines Arrangements mit Preu­
ßen. 

Im Zuge des preußischen Verfas­
sungskonfl ikts spalteten sich die dorti­
gen Liberalen zweimal. 1 866 stimmte der 
rechte Flügel der liberalen Deutschen 
Fortschrittspartei der Indemnitätsvorlage 
und dem Militäretat zu und formierte sich 
als Nationalliberale Partei .  Nach dem 
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mehrfachen Verfassungsbruch durch 
Bismarck hatten diese Abgeordneten 
keine Hoffnung mehr, daß ihnen der Mi­
nister in Verfassungsfragen entgegen­
kommen würde. Gleichzeitig waren die 
Nationalliberalen überzeugt, daß sich 
die nationale Einigung zugunsten libera­
ler Reformen auswirken müßte. Mit an­
deren Worten: Der rechte, politisch do­
minante Flügel des deutschen Liberalis­
mus vertagte das Ziel der faktischen Par­
lamentisierung bis nach der Realisierung 
der Einheit. 

Die Verfassung des 1 867 geschaffe­
nen Norddeutschen Bundes war ein 
Kompromiß zwischen Konservativen 
und Nationalliberalen: Sie etablierte 
zwar einen konstitutionellen Bundes­
staat und garantierte das allgemeine, 
gleiche und geheime Wahlrecht für Bür­
ger männlichen Geschlechts, bedeutete 
aber nicht die Einführung eines parla­
mentarischen Systems und nicht einmal 
eine rechtlich einklagbare Form der Re­
gierungsverantwortlichkeit. 

Da nach der Reichsgründung des Jah­
res 1 871 die Verfassung des Norddeut­
schen Bundes im wesentlichen übernom­
men wurde, blieb der dieser innewohnen­
de Gegensatz zwischen demokratischem 
Wahlrecht und obrigkeitlichem Regie­
rungssystem weiter erhalten. 

Die Wandlung des Nationalismus 

Bereits in der Reichsgründungsphase 
begann sich der deutsche Nationalismus 
entscheidend zu wandeln. Bis dahin wa­
ren national und liberal, Einheit und Frei­
heit aufs engste verbunden gewesen ,  
denn d ie  Nationalbewegung hatte sich 
gegen das dynastische Prinzip, verkör­
pert durch die Partikularstaaten ,  und für 
das bürgerliche Prinzip des konstitutio­
nellen und parlamentarischen National­
staats eingesetzt. "Doch nachdem 
Preußen, der größte Partikularstaat, 
sich unter der begeisterten Zustimmung 
der Nationalliberalen an die Spitze der 
nationalen Bewegung und zugleich an 
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die Spitze der deutschen Staaten ge­
stellt und Deutschland geeinigt hatte, 
gab es eine konservative Konkurrenz 
zum liberalen Alleinvertretungsanspruch 
in Sachen Nation." (S. 21 7) Die Ausein­
andersetzung um die richtige Deutung 
dessen, was fortan als ,national' gelten 
durfte, begann. 

Der rechte Flügel des deutschen Libe­
ral ismus, die Nationalliberalen, verbün­
dete sich ein Jahrzehnt ( 1 867-77) mit 
Bismarcks ,Revolution von oben'. Zwar 
vermochten die Nationalliberalen in die­
ser Phase als Quasi-Regierungspartei 
im Reichstag eindrucksvolle rechts­
staatliche und wirtschaftsliberale Refor­
men durchzusetzen, aber an der zentra­
len Aufgabe der Parlamentisierung des 
Reiches scheiterten sie am Widerstand 
des Kanzlers und der alten preußischen 
Herrschaftseliten aus Adel, Bürokratie 
und Militär. Es gelang dem Liberalismus 
nicht, zur richtungsbestimmenden politi­
schen Kraft im Kaiserreich zu werden, 
auf die Reichsgründung folgte nicht die 
beabsichtigte Liberalisierung im Inneren. 
Im Gegentei l ,  unter der Kanzlerschaft 
Bismarcks wurden Antiliberalismus, An­
tiparlamentarismus, Demokratiefeind­
schaft und Militarismus prägend. 

Die politischen Mißerfolge der späten 
sechziger und frühen siebziger Jahre ver­
anlaBten den rechten Flügel der Konser­
vativen zu einer ideologischen Neuposi­
tionierung: Die im Jahre 1 876 gegründe­
te ,Deutschkonservative Partei' wurde 
von den Großagrariern Ostelbiens domi­
niert, begann aber auch jene Teile des 
städtischen Mittelstandes, welche sich 
von Gewerbefreiheit und Freizügigkeit 
bedroht fühlten, Handwerker und kleine 
Kaufleute, zu umwerben. Sie trat daher 
für Agrarsubventionen, Schutzzölle und 
Steuerprivilegien ein. Darüber hinaus be­
anspruchten die Deutschkonservativen 
auch, die wahren Vertreter des nationa­
len Gedankens zu sein. Zum ,nationalen' 
Bekenntnis, wie sie es verstanden, ge­
hörten die Erhaltung der bestehenden 
Verhältnisse und die Kampfansage ge-
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gen all jene, denen sie absprachen, in 
diesem Sinne ,national' zu sein - gegen 
Sozialdemokraten, Katholiken und auch 
Liberale. 

Die nach 1 873 wesentlich geänderten 
wirtschaftlichen und politischen Konstel­
lationen veranlaßten Bismarck 1 878/79 
zur innenpolitischen Wende. Von da an 
suchte er parlamentarische Unterstüt­
zung bei Deutschkonservativen, Freikon­
servativen und Zentrum. 

Die Nationalliberalen waren durch die 
wirtschaftliche Depression stark ge­
schwächt und hatten überdies durch ihre 
Zustimmung zur Bekämpfung des politi­
schen Katholizismus und der Sozialde­
mokraten mit i l l iberalen Mitein einen 
Großteil ihrer verfassungspolitischen 
Glaubwürdigkeit verloren. Gegen Bis­
marcks Wende nach rechts wirksamen 
Widerstand zu leisten, waren sie nicht 
mehr imstande. 

Aus ihren Wahlniederlagen und der 
Wende des Kanzlers zogen die National­
liberalen die Konsequenzen durch einen 
programmatischen Richtungswechsel 
zu Lasten ihrer ursprünglichen liberalen 
Prinzipien. Mit dem Heidelberger Pro­
gramm von 1 884 wurden sie zu einer an 
der Verteidigung besitzbürgerlicher Inter­
essen orientierten, nationalistischen und 
imperialistischen Partei. Diese "Entlibe­
ralisierung" (S. 246) des rechten Flügels 
des Liberalismus machte ihn für die Re­
gierung wieder zu einem akzeptablen 
Partner: 1 886 fanden die Nationallibera­
len Aufnahme in das ,Kartell' der die Re­
gierungspolitik unterstützenden Partei­
en. 

Die innenpolitische Zäsur von 1 878/79 
beschleunigte somit den Wandel des 
deutschen Nationalismus, machte "aus 
einer ursprünglich liberalen bis l inken 
Parole einen Schlachtruf der politischen 
Rechten". (S. 244) Vor 1 871 war, wer 
sich ,national' nannte, ,antifeudal', sei es 
im l iberalen oder im demokratischen 
Sinn, gewesen, war für die Emanzipation 
des Bürgertums oder der Arbeiter einge­
treten. Den neuen, rechten Deutschna-
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tionalismus zeichneten die Loyalität zur 
Fürstenherrschaft, welche die Volkssou­
veränität negierte, Imperialismus, Sozial­
darwinismus, Aggressivität gegenüber 
den inneren ,Reichsfeinden', Antisemi­
tismus und Mil itarismus aus. Antisemi­
tismus war schon im Kaiserreich in kon­
servativen bürgerlichen Kreisen gesell­
schaftsfähig. 

Der Wandel vom liberalen und linken 
zum konservativen und rechten Nationa­
lismus beschränkte sich freilich nicht auf 
Deutschland.  Was diese Richtungsän­
derung von vergleichbaren Entwicklun­
gen in westeuropäischen Ländern ab­
hob, waren die feudale Nutznießer­
schaft, die Rolle des Nationalismus als 
Mittel zur Befestigung des Einflusses ei­
ner aristokratischen Führungsschicht, 
und die Schwäche der liberalen Gegen­
gewichte. 

, Weltpolitik' 

Um die Jahrhundertwende stand im 
bürgerlichen Deutschland eine deutliche 
Mehrheit hinter allem, was als ,vaterlän­
disch', ,national' und der deutschen 
,Weltpolitik' förderlich galt. Von seinen 
eigenen liberalen Traditionen distanzier­
te sich der Großteil des Bürgertums 
mehr und mehr. Gleichzeitig schritten 
die "Monarchisierung" und die "Militari­
sierung" (S. 279) des bürgerlichen politi­
schen Bewußtseins voran. Kaiser und 
Heer wurden zu den wichtigsten nationa­
len Symbolen. 

ln der Folge radikalisierte sich der 
rechte Nationalismus zunehmend. Trä­
ger dieser Radikalisierung waren einfluß­
reiche Organisationen wie der Alldeut­
sche Verband, der Ostmarkenverein, ver­
schiedene Veteranenverbände, der Flot­
tenverein, der Kolonialverein und der 
Reichsverband gegen die Sozialdemo­
kratie. Mit jeweils etwas unterschiedli­
cher Schwerpunktsetzung forderten die­
se Vereine eine offensive Außenpolitik 
mit dem Ziel eines deutsch beherrsch­
ten Mitteleuropa und der ,Weltmacht-
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stellung' des Reiches, basierend auf 
einer stark ausgebauten Flotte, im Inne­
ren die Bekämpfung all jener Kräfte, die 
sich der ,nationalen Entwicklung' entge­
genstellten, und die konsequente Ger­
manisierung der Ostgebiete des Rei­
ches. Die radikal nationalistischen Orga­
nisationen und ihre Ideologie übten star­
ken Einfluß auf die Meinungsbildung im 
nationalliberalen bis konservativen Bür­
gertum aus. Ihre Zielsetzungen fanden in 
den Vorkriegsjahren sogar Eingang in die 
Programme der ,gemäßigten' bürgerli­
chen Parteien. 

Hinter der Forderung nach einem Flot­
tenausbau standen Interessenten aus 
Schwerindustrie, Werften, Fernhandel 
und Exportbranchen sowie neben den 
nationalistischen Verbänden die Freikon­
servativen und Nationalliberalen. Die 
ostelbischen Rittergutsbesitzer und die 
Deutschkonservativen standen der Flot­
tenpolitik zunächst ablehnend gegen­
über. Die Auseinandersetzung endete 
mit einem Kompromiß zu Lasten der 
Kleinverdiener: Die Konservativen ließen 
sich die Zustimmung zum Flottengesetz 
durch eine Getreidezollerhöhung (1 906) 
bezahlen. Das Ergebnis war die Verbin­
dung von ,Rittergut und Hochofen', ein 
Bündnis gegen Demokratie und Libera­
lismus. Auf dem Umweg über die Zollpo­
litik trug die deutsche ,Weltpolitik' sol­
cherart zur Befestigung der politischen 
Machtstellung des preußischen Junker­
turns bei. 

Der Adel nahm weiterhin die Schlüs­
selstellungen in der Reichsleitung, in den 
Staatsregierungen, in der Bürokratie und 
im Heer ein. Diese erzkonservative 
Machtelite verstand es, die Parlamenti­
sierung bis 1 91 8  zu verhindern, das ana­
chronistische Dreiklassenwahlrecht in 
Preußen zu verteidigen, die Hegemonie 
Preußens im Reich zu erhalten und so­
mit den Herrschaftsanspruch des Bür­
gertums abzuwehren. 

Seit der Entente cordiale zwischen 
Frankreich und Großbritannien von 1 904 
verstärkte sich im deutschen Bürgertum 
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die von den ultranationalistischen Ver­
bänden geschürte Stimmung, im inter­
nationalen Wettlauf um Macht und Märk­
te zu kurz zu kommen. Nach den Vorstel­
lungen der politischen Rechten sollte 
Deutschland von der Großmacht, die es 
längst war, zur führenden Weltmacht 
aufsteigen. Immer öfter bezeichneten die 
Propagandisten der nationalistischen 
Organisationen den Krieg als notwendi­
ges Mittel zur Erreichung dieses Zieles. 
Ein Krieg wurde von diesen Kreisen zu­
dem als Möglichkeit gesehen, mit den 
Sozialdemokraten ,  deren Stimmenzahl 
bei den Wahlen stark anstieg, fertig zu 
werden. Ab 1 91 1  forderten nationalisti­
sche Politiker, Publizisten und Propa­
gandisten einen Weltkrieg als Ausweg 
aus der äußeren und inneren Krise. 

ln bezug auf die Kriegsschuldfrage 
hält Winkler fest, daß keine Großmacht 
''während der Julikrise so konsequent auf 
eine Eskalation des Konflikts gesetzt" 
habe wie Deutschland. (S. 332) Der mi­
litärischen Führung, dem letztendlich 
ausschlaggebenden Faktor in Deutsch­
land, sei es nicht nur um die Sicherung 
des Erreichten ,  sondern um die Vorherr­
schaft in Europa gegangen. Der Autor 
faßt zusammen: "Von einer Alleinschuld 
Deutschlands am Ersten Weltkrieg läßt 
sich nicht sprechen, wohl aber von einer 
Hauptschuld. Ohne deutsche Rücken­
deckung hätte Österreich-Ungarn Serbi­
en nicht den Krieg erklären können." 
(ebendort) 

Absage an die Werte des Westens 

Der extreme deutsche Kriegsnationa­
l ismus fand seinen bekanntesten Aus­
druck im berüchtigten ,Aufruf an die Kul­
turnationen' vom Oktober 1 91 4. Die da­
rin propagierten , Ideen von 1 91 4' "waren 
eine Absage an Liberalismus und Indivi­
dualismus, an Demokratie und allgemei­
ne Menschenrechte, kurz an die Werte 
des Westens. Deutsche Werte waren 
dagegen Pflicht, Ordnung und Gerech­
tigkeit, die nur durch einen starken Staat 
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gewährleistet werden konnten." Zu die­
sen Ideen gehörte auch die ,Volksge­
meinschaft', welche die Klassenspal­
tung und mit ihr den marxistischen Inter­
nationalismus hinter sich gelassen hat­
te. 

Die von den Nationalisten lange geheg­
te Vorstellung deutscher Hegemonie 
über Europa fand auch in den offiziellen 
Kriegszielen Niederschlag. Im sog. Sep­
temberprogramm Bethmann Hallwegs 
(das lange geheimgehalten wurde, um 
die These vom Verteidigungskrieg nicht 
zu untergraben), dem kleinsten gemein­
samen Nenner der Kriegszielbewegung, 
enthalten waren die Annexion des nord­
lothringischen Erzbeckens, von Lüttich 
und Verviers, die Verwandlung Luxem­
burgs in einen deutsahen Bundesstaat, 
die Degradierung Restbelgiens zu einem 
Vasallenstaat, die deutsche Vorherr­
schaft über Ostmitteleuropa und ein mit­
teleuropäischer Wirtschaftsverbund un­
ter deutscher Führung. Sehr viel weiter 
gingen die Forderungen von Teilen der 
Schwerindustrie, der Alldeutschen und 
anderer extremer Nationalisten. 

Wie stark selbst die Gedankenwelt 
linksliberaler Intellektueller von den natio­
nalistischen Vorstellungen durchdrun­
gen war, wird an Friedrich Naumanns 
1 91 5  erschienenem Buch ,Mitteleuropa' 
deutlich. Darin plädierte der Autor für ein 
"im Kern deutsches" Mitteleuropa, das 
sich um das staatenbundartig verbunde­
ne deutsch-österreichisch-ungarische 
Wirtschaftsgebiet herum organisieren 
sollte. Rasch wurde dieses Werk zu ei­
ner Bibel der ,maßvollen' Variante der 
deutschen Weltkriegsimperialisten und 
wirkte weit über das Kriegsende hinaus. 

Die Parlamentisierung des Kaiser­
reichs erfolgte erst kurz vor seinem 
Ende. Am 29.9. 1 91 8  gestand die Ober­
ste Heeresleitung (Hindenburg, Luden­
dorff) dem Kaiser die militärische Nieder­
lage Deutschlands. Die Verantwortung 
für das Friedensangebot aber sollte eine 
neue, von den Mehrheitsparteien des 
Reichtags (MSPD, Zentrum, Fort-
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schrittsl iberale) getragene Regierung 
übernehmen! Gleichzeitig machte Lu­
dendorff die Mehrheit des Reichstags für 
die Niederlage verantwortlich: die Geburt 
der Dolchstoßlegende. Am 3.1  0. akzep­
tierten die Mehrheitsparteien den er­
nannten Kanzler Max von Baden. Sie er­
hofften durch eine vorbeugende ,Revolu­
tion von oben' eine unkontrollierbare ,Re­
volution von unten' abzuwenden. Vergeb­
lich - die Revolution von unten brach 
aus, weil die Obstruktion der Seekriegs­
leitung die Revolution von oben scheitern 
ließ. Am 9. 1 1 .  proklamierte Scheide­
mann die Deutsche Republik. 

Demokratie mit 

antidemokratischen Eliten 

Hätten, so trägt sich Winker, die Mehr­
�eitssozialdemokraten (MSPD) in der 
Ubergangszeit zwischen dem Sturz der 
Monarchie und der Wahl der Nationalver­
sammlung eine mutigere, die erstrebte 
parlamentarische Demokratie auf eine 
festere Grundlage stellende Politik be­
treiben können? "Sicher ist, daß die 
Volksbeauftragten um eine gewisse Zu­
sammenarbeit mit den alten Eliten nicht 
herumkamen. Sie mußten schon um der 
zügigen Demobilmachung willen mit der 
Obersten Heeresleitung kooperieren; sie 
waren genötigt, das Gros des alten Be­
amtenapparates zu übernehmen, wenn 
sie keinen Zusammenbruch der Verwal­
tung verursachen wollten; sie waren auf 
die Mitwirkung der Unternehmer ange­
wiesen, um das Wirtschaftsleben wieder 
in Gang zu bringen. Doch das Ausmaß 
der Zusammenarbeit und der Verzicht 
auf Veränderungen gingen zu weit." (S. 
382) 

Junker, Militärs und Beamte, die tradi­
tionellen Wilhelminischen Eliten, behiel­
ten auch nach 1 91 8  ihre Machtpositionen 
und standen überwiegend der Republik 
und der parlamentarischen Demokratie 
ablehnend oderfeindlich gegenüber: 
* Es gab so gut wie keine Ansätze zum 

Aufbau einer regierungsloyalen Reichs-
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wehr. ln der Folge entwickelte sich die 
Reichswehr unter Seeckt mehr und 
mehr zu einem Staat im Staate. 

* Auch im Bereich der zivilen Verwaltung 
blieb fast alles beim alten. Selbst anti­
demokratische Beamte, die aus ihrem 
Widerwillen gegen die Republik keinen 
Hehl machten, blieben im Amt. Das 
durchaus vorhandene liberale Reservoir 
juristischen Sachverstands wurde 
nicht ausgeschöpft. Daß eine Beset­
zung führender Verwaltungsposten mit 
Demokraten tatsächlich möglich war, 
zeigten in Preußen, das sich zu einem 
Bollwerk der Republik entwickelte, 
Otto Braun und Carl Severing. 

* Die soziale Macht der ostelbischen Rit­
tergutsbesitzer blieb unangetastet. 
Die Handlungsmöglichkeiten der 

Volksbeauftragten waren letztlich da­
durch eingeschränkt, daß sich nicht 
ganze Gesellschaftsklassen auswech­
seln lassen. Ein derartiger Versuch hät­
te den Bürgerkrieg bedeutet, den zu ver­
hindern die MSPD angetreten war! 

Als die Inhalte des Versailler Vertrags 
vom Juni 1 9 1 9  bekannt wurden, verab­
säumte es die Regierung Scheidemann, 
die deutsche Öffentlichkeit anhand der 
Akten des Auswärtigen Amtes über die 
unmittelbare Vorgeschichte des Kriegs­
ausbruchs aufzuklären. Nicht zuletzt 
diesem Umstand ist es zu verdanken, 
daß grundlegende Tatsachen (deutsche 
Kriegsschuld und -ziele) ignorierende In­
terpretationen des Versailler Vertrags 
dominierten .  Kriegsunschuldlegende 
und Dolchstoßlegende, von rechten Me­
dien und Politikern gezielt verbreitet, be­
lasteten von Anfang an schwer die neue 
Republik und verhinderten einen morali­
schen Bruch mit dem Wilhelminischen 
Deutschland. Diejenigen, welche am 
lautesten und aggressivsten auf die Re­
vision von Versailles drängten, waren ge­
nau jene ultranationalistischen Kreise, 
welche während des Krieges die radikal­
sten Annexionspläne entworfen hatten. 

Der Obrigkeitsstaat wurde durch die 
im August 1 91 9  in Kraft getretene Wei-



26. Jahrgang (2000), Heft 4 

marer Reichsverfassung nicht überwun­
den: Die Position des Reichspräsidenten 
als Ersatzgesetzgeber via Notverordnung 
in nichtgenau bestimmten Ausnahmesi­
tuationen schränkte das Prinzip der par­
lamentarischen und repräsentativen De­
mokratie ein. 

Die Hyperinflation 1 922/23 erschütter­
te die Glaubwürdigkeit der Republik. Er­
hebliche Teile der Mittelschichten wur­
den ruiniert oder finanziell nachhaltig ge­
schwächt. Die Ressentiments dieser 
Kreise, die ohnehin für nationalistische 
und antidemokratische Propaganda an­
fällig waren, richtete sich gegen die Re­
publik und ihre Repräsentanten. "Die 
Monarchie, die die Inflation 1 91 4  ausge­
löst hatte, erschien hingegen fünf Jahre 
nach Kriegsende vielen Deutschen 
schon wieder in einem verklärten Licht." 
(S. 449) 

Der Fortbestand der Demokratie hing 
von einer Verständigung zwischen mo­
derater Arbeiterschaft und gemäßigtem 
Bürgertum ab. Die Mehrheit der die Re­
publik bejahenden Parteien der ,Weima­
rer Koalition' (SPD, linksliberale Deut­
sche Demokratische Partei - DDP, Zen­
trum), die im Jänner 1 91 9  noch ein­
drucksvoll gewesen war, bröckelte je­
doch bald ab. Zu einer wirklichen Stabi­
lisierung der parlamentarischen Demo­
kratie kam es nicht, bloß zu einem vor­
übergehenden Abebben der Krisen. Hat­
ten die Weimarer Koalitionen 1 91 9/20 
und 1 921/22 sowie die Große Koalition 
(einschließlich nationalliberaler Deut­
scher Volkspartei - DVP) 1 923 noch 
breite, teilweise sogar verfassungsän­
dernde Mehrheiten , so bestanden ab 
1 925 nur Minderheits- oder ,hinkende', 
jederzeit vom Fehlen einiger Stimmen 
bedrohte Mehrheitskabinette. 

Unter den Parteien der bürgerlichen 
Rechten war die DVP wirtschaftsliberal, 
nationalistisch, für eine scharfe Abgren­
zung zur Sozialdemokratie, in der Frage 
des Staatsform offen gegenüber allen 
Optionen. Sie besaß einen starken ,  fi­
nanzkräftigen Rückhalt bei der Schwerin-
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dustrie. Die traditionellen Konservativen,  
vertreten durch die Deutschnationale 
Volkspartei (DNVP), traten für eine modi­
fizierte Restauration der untergegange­
nen monarchischen Ordnung ein. Die 
DNVP war die Partei des ostelbischen 
Großgrundbesitzes und des äußersten 
rechten Flügels der Schwerindustrie. Die 
extreme Rechte, ,konservative Revolutio­
näre' und Nationalsozialisten , redete 
einer radikalen Abkehr von bürgerlichem 
Liberalismus und westlicher Demokratie 
das Wort, beschwor die ,Volksgemein­
schaft', die Unterordnung des einzelnen 
unter die Interessen der geeinten Nation, 
die Autorität der Führerentscheidung. 
Beide Strömungen vertraten einen ag­
gressiven Nationalismus, der zunächst 
eine nach innen gewandte Stoßrichtung 
hatte - gegen die Linke, der sie vorwar­
fen, für die Niederlage von 1 91 8  verant­
wortlich zu sein. Was die Nationalsozia­
listen von den ,konservativen Revolutio­
nären' unterschied , war vor allem ihre 
populistische Ausrichtung, die totalitäre 
Konsequenz und der radikale Antisemi­
tismus. 

Der Untergang der Demokratie 

Die Zerstörung der Weimarer Republik 
begann bereits vor dem Einbruch der 
Weltwirtschaftskrise. Drei Zäsuren las­
sen sich feststellen: H indenburgs Wahl 
zum Reichspräsidenten 1 925, der Über­
gang aus dem Parlamentarismus in ein 
Präsidialregime 1 930 und das Einmün­
den von Wahlerfolgen der NSDAP in de­
ren ,Führerstaat' .  

Die Wahl H indenburgs zum Nachfol­
ger Eberts im April 1 925, also in der Pha­
se der scheinbaren Konsolidierung der 
Republik, war ein Volksentscheid gegen 
die bestehende parlamentarische Demo­
kratie und bedeutete "einen stillen Ver­
fassungswandel, eine konservative Um­
gründung der Republik". (S. 461 )  Die Po­
sition der altpreußischen Führungs­
schichten erfuhr eine wesentl iche Stär­
kung: Mi l itärs und Großgrundbesitzer 
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verfügten fortan wieder über einen unmit­
telbaren Zugang zum Staatsoberhaupt, 
dem in Krisenzeiten die Rolle des 
eigentlichen Machthabers zufiel. 

Die Basis aus moderatem Bürgertum 
und gemäßigter Arbeiterschaft, auf der die 
Republik ruhte, wurde immer schmäler. 
Während sich im linken Spektrum die 
Kluft zwischen SPD und linksradikaler 
KPD vertiefte, begann 1 928 "der Abschied 
maßgebender Kräfte sämtlicher ,Bürger­
block'-Parteien (Zentrum, DVP, DNVP, 
Bayerische Volkspartei, Anm. St. K.) aus 
der bestehenden Verfassungsordnung". 2 

Im Spektrum der äußersten Rechten for­
mierten sich im Juli 1 928 DNVP, Alldeut­
scher Verband, Stahlhelm und NSDAP 
zur ,nationalen Opposition' gegen den 
Young-Pian. Hitler war auf dem besten 
Wege, von der ,guten Gesellschaft' als 
Bündnispartner anerkannt zu werden, 
wichtige Gruppen dertraditionellen Rech­
ten rechneten mit ihm und ließen ihn an 
Geldmitteln teilhaben, die dem weiteren 
Aufstieg der NSDAP zugute kamen. 

Mit dem Einsetzen der wirtschaftli­
chen Depression im Laufe des Jahres 
1 929 spitzte sich die Krise der parla­
mentarischen Demokratie zu. Die mäch­
tigsten Interessenverbände - Reichsver­
band der Deutschen Industrie und 
Reichslandbund - einerseits sowie 
Reichswehrminister Groener und Gene­
ral Schleicher im Zusammenwirken mit 
der Kamarilla um den Reichspräsidenten 
andererseits arbeiteten auf eine Regie­
rung ohne Sozialdemokraten ,  also auf 
ein Präsidialsystem,  basierend auf den 
Ausnahmevollmachten des Reichspräsi­
denten, hin. Kurzfristiges Ziel war eine 
Wende in der Sozialpolitik zu Lasten der 
Beschäftigten und der Arbeitslosen. 

Ende März 1 930 vollzog Hindenburg 
im Konflikt um die Hilfsmaßnahmen für 
die ostelbische Landwirtschaft den Über­
gang zum Präsidialsystem (Kabinett 
Brüning) . Dies bedeutete das Ende der 
parlamentarischen Demokratie. 

Die Reichstagswahlen vom Septem­
ber 1 930, die den Nationalsozialisten 
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hohe Stimmenzuwächse brachten, be­
siegelten den Niedergang des bürgerli­
chen Liberalismus in der Weimarer Re­
publik. Auf die Abwanderung eines 
Großteils ihrer Wähler nach rechts rea­
gierten sowohl DVP als auch DDP mit 
einer Umorientierung dorthin. 

Ende Mai 1 932 beschlossen Hindan­
burg und sein Kreis, jede Rücksichtnah­
me auf die das Kabinett Brüning tolerie­
renden Sozialdemokraten zu beenden 
und den Nationalsozialisten weiter ent­
gegenzukommen. Mit dem Sturz Brü­
nings und der Einsetzung von Papens 
,Kabinett der Barone' begann die zweite, 
autoritäre und offen antiparlamentari­
sche Phase des Präsidialsystems. 
"Reichswehrführung und Rittergutsbesit­
zer, die den Regimewechsel herbeige­
führt hatten, wollten die Nationalsoziali­
sten gewissermaßen als Juniorpartner 
engagieren - nicht um sie herrschen zu 
lassen, sondern um sie in einen Rück­
halt ihrer eigenen Herrschaft zu verwan­
deln ." (S. 5 1 0) Sie hofften,  die NSDAP 
werde der autoritären Politik eine populä­
re Basis verschaffen. 

Wie das Experiment ausging, ist be­
kannt. Doch Winkler hält ausdrücklich 
fest, daß Hitlers Ernennung zum Reichs­
kanzler kein unausweichlicher Ausgang 
der Staatskrise war. Nichts zwang den 
Reichspräsidenten zu diesem Schritt; 
Hitler war zwar Führer der stärksten Par­
tei, aber eine Mehrheit im Reichstag gab 
es für ihn nicht. Der diesbezügliche 
Druck auf Hindenburg kam aus der ostel­
bischen Großlandwirtschaft, vom rech­
ten Flügel der Schwerindustrie und aus 
der Kamarilla. "Der 30. Januar 1 933 war 
also weder ein zwangsläufiges Ergebnis 
der vorangegangenen politischen Ent­
wicklung noch ein Zufal l ." (S . 550) Erst 
durch den Willen Hindenburgs und des 
Mil ieus, das er verkörperte, wurde Hitler 
Kanzler. 

Die lange Vorgeschichte der politi­
schen Stärke der traditionellen preußi­
schen Herrschaftseliten noch in der Wei­
marer Republik sowie des Zulaufs bür-
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gerlicher Wähler zur ultranationalisti­
schen, antisemitischen und totalitären 
Rechten wird von Winkler in diesem Werk 
eindrucksvoll dargelegt. Seine These, 
daß der Mythos vom ,Reich' zur wichtig­
sten Brücke zwischen Hitler und großen 
Teilen des gebildeten Deutschland wurde, 
ist allerdings anhand des vorliegenden 
Textes kaum nachvollziehbar. 

Das Buch ist in nüchternem Stil, aber 
zugleich spannend geschrieben, viele 
Originalzitate untermauern die Darstel­
lung. Der Autor sieht "in der Erzählung 
keinen Gegensatz zur Erklärung, son­
dern deren angemessene Form". (S. 3) 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Mit großer Vorfreude kann dem Erschei­
nen des zweiten Bandes entgegengese­
hen werden. 

Stefanie Kleinthaler 

Anmerkungen 

1 Siehe die Besprechung des dritten Ban­
des , 1 849- 1 9 1 4. Von der "Deutschen 
Doppelrevolution" bis zum Beginn des Er­
sten Weltkrieges' in :  Wirtschaft und Ge­
sellschaft 22/2 (1 996) 288-294. 

2 Lehnert, Detlef, Die Weimarer Republik. 
Parteienstaat und Massengesellschaft 
(Stuttgart 1 999) 1 81 .  
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Kinderarbeit 

Rezension von: Maria Papathanassiou, 
Zwischen Arbeit, Spiel und Schule. Die 

ökonomische Funktion der Kinder 
ärmerer Schichten in Österreich 1 880 -

1939, Oldenbourg Wissenschaftsverlag, 
München 1999, 332 Seiten, öS 680,-. 

Bei dieser Veröffentlichung handelt es 
sich um die überarbeitete Fassung einer 
Wiener Dissertation am Institut für Wirt­
schafts- und Sozialgeschichte, in der die 
Autorin ,  Maria Papathanassiou, Kinder­
arbeit als Bestandteil der kindlichen Le­
benswelt untersucht. Bislang, so die 
Verfasserin,  sei Kinderarbeit vor allem 
im Kontext staatlicher Reglementierung 
und der Geschichte der Arbeit betrachtet 
worden. Sie stützt sich bei Ihrer Frage­
stellung auf historiografische Traditionen 
(historische Anthropologie, Mikro- und 
Alltagsgeschichte) , die an dem Wiener 
Institut einer besonderen Pflege sicher 
sein dürfen. Den Kern des verwendeten 
empirischen Materials bilden denn auch 
Selbstzeugnisse aus dem Bestand des 
Instituts ergänzt durch Interviews, veröf­
fentlichtes Material und statistische Rei­
hen. Papathanassiou analysiert das 
Quellenmaterial hinsichtlich Art, Funkti­
on, Umfang und Entlohnung von Kinder­
arbeit. Sie fragt nach dem Alter und Ge­
schlecht der arbeitenden Kinder, sucht 
nach Erkenntnissen über das soziale 
Umfeld und über die Funktion von Kinder­
arbeit im Rahmen der Familienwirt­
schaft. Schließlich interessieren sie die 
Verknüpfungen zwischen Arbeit, Schule 
und Spiel. 

Nach diesen einleitenden Seiten zu 
Fragestellung , Quellen und Methoden 
der Arbeit befaßt sich das Buch zu­
nächst mit den Debatten und den ge­
setzlichen Regulierungen zur Kinderar­
beit seit der zweiten Hälfte des 1 8. Jahr-
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hunderts. Dem folgt eine Zusammenfas­
sung des bislang in der Sekundärlitera­
tur herausgearbeiten Datenmaterials zur 
wirtschaftlichen und sozialen Lage. Daß 
Kinderarbeit vor allem in der Landwirt­
schaft gängige Praxis war, dürfte nicht 
überraschen. Daß auch Kinder aus an­
deren armen Mil ieus landwirtschaftliche 
bzw. reproduktive Arbeiten zu erledigen 
hatten,  und daß dahinter andere Bedürf­
nisse, wie jenes nach Bildung, zurückzu­
stehen hatten, werden noch einige von 
uns aus eigener Erfahrung wissen. Die 
Mithilfe im Haushalt und die Kinderbe­
treuung kleinerer Geschwister galt als 
Teil der Mädchenerziehung. 

Gesetzgeber und Historiker haben 
Kinderarbeit lange ausschließlich als 
Fabrikarbeit gesehen. Die Kinderarbeit 
"wanderte" mit zunehmenden staatli­
chen Regulierungen in die Heimarbeit 
ab, wie dies die Verfasserin aus den ver­
wendeten lebensgeschichtlichen Zeug­
nissen kondensiert (Kapitel 6). ln den 
darauffolgenden Kapiteln entfaltet sie die 
mannigfachen Formen von Kinderarbeit. 
Sie versucht den Anteil der Kinderarbeit 
an der Familienwirtschaft darzulegen 
und geht schließlich der Frage nach, wie 
die Selbstwahrnehmung dieser arbeiten­
den Kinder hinsichtlich ihres Verhältnis­
ses zu ihren Eltern und zur Schule war. 
Daß mit dem "Eintritt ins berufliche Le­
ben" die Verbindung mit der Familie in 
der Regel nicht gekappt wurde, über­
rascht ebenfalls nicht, dazu war bis vor 
wenigen Jahren in ärmeren Familien die 
Notwendigkeit - auch zu materieller -
Verbundenheit zu groß. 

Die Untersuchung zeigt, daß es die li­
neare Entwicklung von der agrarischen 
Familienwirtschaft zur industriellen Fa­
milienwirtschaft nicht gegeben hat. "Fa­
miliäre ,Wirtschaftslandschaften' wurden 
regelmäßig konstruiert, dekonstruiert, 
rekonstruiert." (S. 306) Diese Prozesse 
hatten mit der Entwicklung der wirt­
schaftl ichen Leistungsfähigkeit zu tun. 
Die vorliegende Studie bestätigt Erkennt­
nisse, daß sich die Familienwirtschaft 
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der unteren Schichten bis in das 20. Jahr­
hundert aus unterschiedlichen Einnah­
mequellen speiste. Daher gestalten sich 
die Übergänge zwischen industriellen, 
städtischen und ländlichen Gesellschaf­
ten "mehr oder weniger fließend" (ebd.). 

Die konsultierten lebensgeschichtli­
chen Aufzeichnungen vermitteln, daß 
die Betreffenden ihre einschlägigen Tätig­
keiten auf keinen Fall allein negativ sa­
hen oder ihnen gleichgültig gegenüber­
standen. Heimarbeit kommt bei der Be­
wertung am schlechtesten weg. Allein 
sie wurde als von klein auf erfahrene Not­
wendigkeit hingenommen. Zur Sprache 
kamen aber auch die mit manchen Ar­
beitssituationen verbundenen massiven 
kindlichen Ängste. Hiezu zählt die Ver­
antwortung für die Familie. Die Bewer­
tung der Rahmenbedingungen (Gesellig­
keit und gutes Essen, Anerkennung und 
Solidarität) zeigt sich als bedeutsamer 
Faktor für die individuelle Bewertung der 
Arbeit und des Arbeitenmüssens. Diese 
positive Einstellung zur Kindheit mag 
befremdlich erscheinen, ob der Schwere 
der Arbeit und der hohen zeitlichen Inan­
spruchnahme durch sie. Häufig wird in 
diesem Kontext das Argument vorge­
bracht, Menschen neigten in der Retro-
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spektive dazu , ihre Kindheit zu verklären. 
Freilich sollte man vergegenwärtigen, 
daß von nicht wenigen Menschen die in 
den Autobiographien beschriebenen For­
men des Miteinanders und der familiären 
Solidarität als wesentliche Konstituan­
ten von Lebensqualität - um einen aus 
der Mode gekommenen Begriff zu ver­
wenden - empfunden wird. Dies führt zu 
einer Debatte über die Rolle von Moral, 
die in letzter Zeit nicht nur die Ökono­
men fasziniert. Es werden im "wirklichen 
Leben" nicht alle Situationen komplett 
über Märkte oder Normen geregelt. Mo­
ral ist überall dort gefragt, wo individuel­
le Entscheidungen das menschliche Zu­
sammenleben prägen, das vor allem in 
"Klein-Gruppen-Gesellschaften" (Unter­
nehmen, Büros, Vereine, Nachbarschat­
ten und eben Familien) stattfindet. Wenn 
nun die Menschen ihre Kindheit trotz der 
Härte ihres Lebens loben, liegt dies viel­
leicht eher daran, daß Gemeinsinn,  Ge­
selligkeit, Zusammenhalt deutlicher und 
direkter erfahrbar waren, als dies in un­
seren Tagen der Fall zu sein scheint. 
Moral ist vielleicht doch nicht nur eine 
"Handlungsbeschränkung für den Dep­
pen" (Peter Weise). 

Jürgen Nautz 
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Die Habsburgermonarchie im 
17. und 18. Jahrhundert 

Rezension von: Charles W. Ingrao, The 
Habsburg Monarchy 1 6 1 8- 1 8 1 5. Second 

Edition, Carnbridge University Press, 
Carnbridge 2000, 268 Seiten, Paperback, 

f: 1 2,95. 

Der Autor des vorliegenden Bandes, 
Charles W. lngrao, Professor für Ge­
schichte an der Purdue University in ln­
diana und Herausgeber des Austrian Hi­
story Yearbook, zählt mittlerweile zu den 
renommiertesten US-amerikanischen 
Historikern mit Österreich-Schwerpunkt. 
Am bekanntesten sind wohl - abgese­
hen von dem hier besprochenen Buch im 
Rahmen der Cambridge University 
Press-Reihe ,New Approaches to Euro­
pean History' - sein Werk über die Herr­
schaft Josephs I .  ( , ln Quest and Crisis: 
Emperor Joseph I. and the Habsburg 
Monarchy', 1 979) und der von ihm her­
ausgegebene Sammelband ,The State 
and Society in Early Modern Austria' 
aus dem Jahre 1 994. Im selben Jahr er­
schien die erste Auflage von ,The Habs­
burg Monarchy 1 6 1 8-181 5'. 

ln seinem einleitenden Kapitel identifi­
ziert lngrao fünf einander gegenseitig be­
einflussende Faktoren, welche den be­
sonderen Verlauf der Österreichischen 
Geschichte zwischen 1 81 5  und 1 91 8  
maßgeblich bestimmten, aber bereits 
zumindest in den beiden vorhergehen­
den Jahrhunderten wirksam waren: 
- die geopolitische Lage der Territorien 

der Habsburgermonarchie und ihre 
Rollen im europäischen Mächtesy­
stem; 

- die Vielfalt und Individualität der habs­
burgischen Länder; 

- die Identifikation der Dynastie mit 
Deutschland; 

- die Abhängigkeit des Herrscherhauses 
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vom Konsens mit den Eliten im Inne­
ren und mit ausländischen Verbünde­
ten; 

- die Schlüsselrolle der Monarchen 
selbst für die Kontinuität und Sicher­
heit ihres Staates. 
Entscheidend dafür, daß die Monar­

chie zu Beginn der Neuzeit zu einem be­
deutenden Akteur in Europa wurde, wa­
ren die strategische Lage der habsburgi­
schen Länder und ihre Nützlichkeit bei 
den Bestrebungen, ein Gleichgewicht im 
europäischen Mächtesystem herbeizu­
führen oder zu erhalten. Ihre territoriale 
Ausdehnung im 1 6. ,  1 7. und 1 8. Jahrhun­
dert sowie ihren Aufstieg zu einer Groß­
macht verdankte sie, das hebt lngrao im­
mer wieder hervor, ebenfalls in erster Li­
nie diesen beiden Faktoren. 

Im Hauptteil des Bandes legt der 
Autor in sechs Kapiteln die Entwicklung 
der Monarchie zwischen 1 61 8  und 1 81 5  
dar. I m  Vordergrund steht dabei jeweils 
die politische Geschichte: die Relationen 
der habsburgischen Herrscher zu den 
Ständen der einzelnen Länder, die euro­
päische Diplomatie, die konfessionellen 
Konflikte. Aber auch soziale, wirtschaft­
liche und kulturelle Themen kommen 
nicht zu kurz. lngrao versteht es ausge­
zeichnet, die Wechselwirkungen zwi­
schen Ökonomie, Innen- und Außenpo­
litik sowie Kultur zu zeigen: den ständi­
gen Kampf der Monarchen um finanziel­
le Beiträge der Stände zu den immensen 
Kosten der Kriegsführung, die Abhängig­
keit von Kontributionen der ausländi­
schen Verbündeten, die lnstrumentalisie­
rung der Kunst, auch und gerade der 
kirchlichen, für die Ziele der Dynastie 
usw. 

Jedes der sechs Kapitel befaßt sich 
mit einer der existentiellen Krisen, in wel­
che die Monarchie im genannten Zeit­
raum geriet, entweder durch Rebellion 
im Inneren, ausländische Invasion, oder 
beides: 
- 1 61 8-20 Beginn des Dreißigjährigen 

Krieges in Deutschland, Widerstand 
der Protestanten gegen die religiöse 
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Verfolgung auch in vielen nichtböhmi­
schen Ländern der Habsburger, bewaff­
neter Aufstand protestantischer unga­
rischer Magnaten; 

- 1 683 osmanische Invasion, unterstützt 
vom Heer der ungarischen Adelsoppo­
sition (Kuruzzen) ; 

- 1 703 Spanischer Erbfolgekrieg: Ein­
dringen bayerischer Truppen in Ober­
österreich, Staatsbankrott, Kuruzzen­
aufstand in Ungarn; 

- 1 7  40/41 Erst�r Schlesischer Krieg: 
preußischer Uberfall auf Schlesien, 
Verlust von Oberösterreich und Böh­
men an französische, bayerische und 
sächsische Truppen, erneut schwere 
finanzielle Krise der Monarchie; 

- 1 790 preußisch-osmanische Allianz 
gegen die Monarchie, Unabhängig­
keitserklärung der belgischen Stände, 
Revolte ungarischer Magnaten gegen 
die Germanisierungsvorhaben Jo­
sephs I I . ;  

- 1 809 Vertrag von Schönbrunn nach der 
Niederlage bei Deutsch Wagram: Ab­
sinken der Monarchie zum französi­
schen Satel liten, Abtretung von Tirol, 
Kärnten etc. 
Die Lösung dieser Krisen erforderte 

politische, ökonomische, soziale, kirch­
liche Reformen, die teilweise auch aus 
europäischer Perspektive innovativen 
Charakter hatten,  sowie außenpolitische 
Umorientierungen. ln den meisten Fällen 
wurden diese Maßnahmen, welche das 
Überleben der Monarchie ermöglichten, 
zu Wendepunkten in ihrer Entwicklung. 
Unmittelbar entscheidend war zumeist 
das Interesse ausländischer Mächte am 
Fortbestand der Habsburgermonarchie, 
das diese zu einem mil itärischen Ein­
greifen oder zur finanziellen Unterstüt­
zung veranlaßte. 

Nach der Lösung der Krise des Jahres 
1 790 war der Staat der Habsburger stär­
ker und gefestigter denn je. Dies galt nicht 
nur in politischer und militärischer Hin­
sicht, sondern auch in ökonomischer: 

Die Wirtschaft wuchs in der zweiten 
Hälfte des 1 8. Jahrhunderts erheblich , 
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nicht zuletzt dank der Tatsache, daß die 
Monarchie in dieser Zeitspanne innovati­
onsfreudige Regierungen hatte. Die zahl­
reichen Reformen im Bereich der Land­
wirtschaft begünstigten die agrarische 
Produktivität. Infrastrukturinvestitionen 
(Eindämmung von Flußläufen, Straßen­
bau) und regulatorische Maßnahmen 
zeitigten positive Auswirkungen auf ge­
werbliche Produktion und Handel. Jo­
seph I I .  und Kaunitz bevorzugten bei 
letzteren eine eklektische Kombination 
aus Protektionismus und /aissez-faire: 

Die Zolltarife von 1 764 und 1 784 
schützten die jungen einheimischen Indu­
strien gegen ausländische Konkurrenz. 
Mit der Aufhebung der Binnenzölle in den 
Erblanden (mit Ausnahme Tirols -wegen 
des ertragreichen Transithandels) im Jah­
re 1 775 und der Einbeziehung Galiziens 
1 784 entstand eine der größten Freihan­
delszonen Europas. Joseph I I .  ordnete 
die Abschaffung von Zunftprivilegien an 
und löste einige dieser wettbewerbshem­
menden und innovationsfeindlichen Kor­
porationen überhaupt auf. Die staatlichen 
Subventionen an gewerbliche Unterneh­
mungen wurden stark gekürzt, nämlich 
von rund 1 Mio. Gulden im Jahre 1 770 auf 
rund 250.000 1 786. Unternehmensgrün­
dungen wurden durch Steuerbefreiung in 
der Anfangsphase unterstützt. 

Das industrielle Zentrum der Monar­
chie lag in den böhmischen Ländern. Die 
Zahl der Beschäftigten in der gewerbli­
chen Produktion verdoppelte sich dort 
zwischen 1 775 und 1 790 nahezu und er­
reichte einen Stand von rund 750.000. 
Noch höhere Zuwachsraten waren in 
N iederösterreich zu verzeichnen. Die 
Textilbranche bildete den größten Indu­
striezweig. Zudem zählten die habsbur­
gischen Erblande zu den wichtigsten 
europäischen Produzenten von Eisen, 
Glas, Porzellan und Papier. 

Die Ausfuhren erbländischer Produkte 
stiegen, insbesondere in den mediterra­
nen Raum. Rund ein Drittel der Exporte 
der Monarchie ging in den 1 780er Jahren 
jeweils von Triest aus. 

6 1 1  
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Die anhaltende wirtschaftliche Expan­
sion ging einher mit einem Bevölke­
rungsanstieg, vor allem in den Städten. 
Von den rund neun Millionen Einwohnern 
der Erblande lebten 1 790 ca. fünfzehn 
Prozent in urbanen Zentren (Wien: über 
200.000 Einwohner, mit Vororten fast 
300.000; Prag 80.000). Mit rd. 26 Millio­
nen Einwohnern war die Monarchie fast 
so bevölkerungsreich wie Frankreich und 
wurde außervon diesem nurvon Rußland 
übertroffen. 

Der Bevölkerungszuwachs löste zwar 
keine malthusianische Krise mehr aus, 
aber in den Ballungsgebieten sank der 
Pro-Kopf-Verbrauch von Nahrungsmit­
teln. ln Wien stiegen die Brotpreise zwi­
schen 1 730 und 1 780 um ein Drittel, und 
der Fleischkonsum je Kopf sank be­
trächtlich . Aus Aufzeichnungen des 
Heeres geht hervor, daß die durch­
schnittliche Größe von böhmischen und 
niederösterreichischen Rekruten wäh­
rend der Regierungszeit Maria Theresias 
( 1 740-80) um ca. fünf Zentimeter ab­
nahm. Doch in den 1 780er Jahren sorg­
ten die Auswirkungen der landwirtschaft­
lichen Reformen dafür, daß eine gravie­
rende Subsistenzkrise abgewendet wer­
den konnte. Die Abschaffung der Leib­
eigenschaft und die Aufhebung vieler 
Zunftprivi legien sicherten der Industrie 
den Zustrom von Arbeitskräften.  

ln den Napoleonischen Kriegen erwies 
sich die militärische, politische und öko­
nomische Stärke der Monarchie. Sie trug 
die Hauptlast an den zahlreichen Versu­
chen, die französische Hegemonie über 
Europa abzuwenden, und triumphierte 
zuletzt. Diese mit hohen Opfern erkauften 
Erfolge versetzten Österreich in die Lage, 
in der Gestaltung der Nachkriegsordnung 
eine führende Rolle zu spielen. 

Die solcherart gewonnene Sicherheit 
vor militärischer Bedrohung von außen, 
so lngrao in seinem Fazit und Ausblick 
(Kapitel 8), führte allerdings dazu, daß 
die habsburgischen Monarchen zu der 
Ansicht verleitet wurden, Herrschaft 
ohne Konsens mit den Eliten sei mög-
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lieh und Reformen unnötig, ja gefährlich. 
Der Absolutismus des Metternich'schen 
Systems und der politische Stillstand, 
der damit einherging, waren die Folgen. 

Der sicherlich äußerst schwierige Ver­
such, einen Überblick zu bieten, den so­
wohl interessierte Laien und Studenten 
als auch Fachhistoriker mit Gewinn le­
sen können, ist als geglückt anzusehen. 
Ein Lehrbuch erfordert Kürze und die 
Kunst des Weglassens, ein historisches 
Fachbuch hingegen die Berücksichti­
gung von Nuancen, die Breite und Tiefe 
der Darstellung. lngrao hat einen ausge­
zeichnet begehbaren Mittelweg gefun­
den. Das Fehlen eines wissenschaftli­
chen Anmerkungsapparats ist der Preis, 
der dafür in Kauf genommen werden 
muß. Die bibliographischen Hinweise 
am Ende des Bandes können dieses 
Manko1 zum Teil wettmachen. Positiv zu 
vermerken ist ferner die Aufnahme von 
sechs Landkarten akzeptabler Qualität. 

Was die Lektüre zu einem besonderen 
Vergnügen macht, ist zum einen der prä­
zise, nüchterne und elegante Stil des 
Autors und zum anderen seine Fähigkeit, 
die wesentlichsten Thesen nie aus dem 
Auge zu verlieren. Diese werden im einlei­
tenden Kapitel dargelegt, im Hauptteil zie­
hen sie sich wie ein roter Faden durch 
den Text, im Epilog kommt der Autor 
nochmals auf sie zurück, und die Gliede­
rung des Bandes ist auf sie abgestellt. 

Michael Mesch 

Anmerkung 

1 Die in weniger sorgfältig editierten Texten 
angloamerikanischer Autoren nicht selte­
nen Fehler bei der Wiedergabe von deut­
schen Ortsbezeichnungen, Namen, 
Buchtiteln etc. konnten im vorliegenden 
Fall fast vollständig vermieden werden .  
Lediglich d ie  Schreibweise ,Äuerstädt' 
(französischer Sieg über Preußen am 
1 4. 1 0 . 1 806, S. 230 und 262) ist unge­
wöhnlich; in den deutschsprachigen 
Fachbüchern und Nachschlagewerken 
findet sich hingegen die Variante 
,Auerstedt'. 
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mance der u rbanen Ökonomie lange Zeit prägte. Die Beiträge dieses Bandes be­
leuchten die langen Linien dieses Wandels ebenso wie die Zäsur der neunziger 
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